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1. Einführung 

1.1 Gesellschaftliche Relevanz 

„Wohnst du noch, oder lebst du schon?“ IKEA 

Dieser Werbeslogan des schwedischen Möbelherstellers IKEA greift ein wichtiges 

gesellschaftliches Thema auf, die Frage nach der Bedeutung und dem Verständnis von 

„Wohnen“.  

Derzeit ist davon auszugehen, dass es sich primär in den Städten entscheiden wird, wie 

Wohnen zukunftsfähig organisiert und gestaltet werden kann. Knapp über die Hälfte der 

Menschen weltweit wohnen heute schon in Städten. Laut einer Studie der Vereinten Nationen 

(Vgl. Anhang I: United Nations 2014) werden im Jahr 2050 bereits zwei Drittel der Menschen 

zur Stadtbevölkerung zählen. In Deutschland liegt der Anteil der Stadtbevölkerung sogar 

deutlich über dem weltweiten Durchschnitt und es wird mit einem Anstieg von 74,6% im Jahr 

2015 auf 87,3% im Jahr 2030 (Vgl. Anhang II: IW Köln 2010) gerechnet. Doch nicht nur der 

prozentuale Anteil der Stadtbevölkerung wird sich in Zukunft weiter erhöhen, auch die 

Altersstruktur und die Bedürfnisse innerhalb der Gesellschaft verändern sich.  

Dieser demografische und soziale Wandel stellt Kommunen und Städte in Deutschland vor 

eine Reihe von Herausforderungen. Steigende Mietpreise und eine zunehmende 

Wohnungsknappheit in den Städten sind ebenso Themen, wie die Verankerung der 

Nachhaltigkeit auf lokaler Ebene. 

Das Leitbild der nachhaltigen Stadtentwicklung hat sich über Jahrzehnte weiterentwickelt und 

dient als Grundlage, um den sozialen und demografischen Veränderungen in Deutschland 

heute und in Zukunft gerecht zu werden und die Umwelt zu schützen.  Im Bereich des 

Wohnens hat das Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung (BMVBS) im 

Experimentellen Wohnungs- und Städtebau seit 2005 anhand von 27 Modellprojekten 

bundesweit erprobt, wie ein „Zusammenleben unterschiedlicher sozialer Milieus und 

Altersgruppen in der Zukunft organisiert und gestaltet werden kann“ (BMVBS 2010: 6). 

Als Kennzeichen des gesellschaftlichen Wandels und gleichzeitig als wichtige 

Themenbereiche für die Stadtentwicklung wurden vom BMVBS genannt: eine „zunehmende 

Alterung, eine stärkere kulturelle und ethnische Vielfalt, die Abnahme traditioneller 

Haushaltsstrukturen und Erwerbsbiografien im Familienbereich, sowie eine regionale 

Differenzierung in Schrumpfungsprozesse und Wachstumsdynamik“ (ebd.). Das BMVBS 

schlussfolgerte im Jahr 2010, dass es „insbesondere nachhaltig wirkende[r] Konzepte zur 

Entwicklung der Wohn- und Lebensverhältnisse vor dem Hintergrund des demografischen und 
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sozialen Wandels“ bedarf, um ein generationsübergreifendes Zusammenleben zu 

ermöglichen und zu fördern (ebd.). 

Um das Ziel einer nachhaltigen Stadtentwicklung zu verfolgen, werden von unterschiedlichen 

Akteuren aus den Bereichen der Stadtplanung und der Zivilgesellschaft Projekte umgesetzt. 

Als Beispiel für „nachhaltig wirkende Konzepte zur Entwicklung der Wohn- und 

Lebensverhältnisse“ können dabei auch verschiedene Neue Wohnformen dienen. Unter den 

Begriff „Neue Wohnformen“ werden gemeinschaftlich orientierte Wohnformen, die gewisse 

Bereiche ihres Lebens freiwillig miteinander teilen, ebenso Mehrgenerationenwohnen, 

verschiedene Wohn-Pflege-Formen oder Wohnen mit Service gefasst. Das Besondere an 

Neuen Wohnformen ist, dass sie, alle auf ihre Art und Weise, gesellschaftlichen 

Herausforderungen mit innovativen (Wohn-)Konzepten begegnen. So liefern Neue 

Wohnformen „eine kluge Antwort auf die veränderten gesellschaftlichen Fragestellungen“ 

(Schader-Stiftung, Stiftung trias 2008: 6). 

In der vorliegenden Arbeit soll diskutiert und beleuchtet werden, inwiefern 

gemeinschaftsorientierte Neue Wohnformen nicht nur das Konzept von „Zusammenwohnen“ 

erweitern und um neue Ansätze ergänzen, sondern auch als Motor und Impulsgeber für die 

Stadt- und Quartiersentwicklung dienen können. 

Der Vorsitzende der Bundesvereinigung FORUM Gemeinschaftliches Wohnen e.V., Dr. Josef 

Bura ist sich sicher, dass „neue Wohnformen gut [sind] für die Kommunen“ und „Quartiere 

lebendiger machen“. Denn „sie fördern dort den sozialen Zusammenhalt und sind nicht selten 

Keimzellen der Quartiersentwicklung“. Viele neue Wohnformen „strahlen in erfreulicher Weise 

in den sozialen Raum aus, öffnen ihre Türen ins Umfeld und engagieren sich auf lokaler 

Ebene“ (DAKAPO 2016: 4). 

Beispielhaft werden in dieser Arbeit die Stadt Bonn, ihre Bandbreite an Neuen Wohnformen 

und die davon ausgehenden Impulse für eine nachhaltige Stadtentwicklung näher betrachtet 

und bewertet. Bonn, die deutsche Stadt der Vereinten Nationen, betitelt sich selbst als 

„Standort und Akteur für Nachhaltigkeit“ (Bundesstadt Bonn 2016) und hat sich im 

vergangenen Jahr am Wettbewerb „Zukunftsstadt" des Bundesministeriums für Bildung und 

Forschung beteiligt. Im Rahmen dessen wurde unter anderem ein dreistufiger Leitbild-Prozess 

„Von der ehemaligen Hauptstadt zur nachhaltigen und zukunftsfähigen Bundesstadt Bonn 

2030+" erarbeitet (Bundesstadt Bonn 2017). 

Auf Grundlage dessen stellt sich die Frage: Wie können Projekte und Initiativen, die Neue 

Wohnformen entwickeln und umsetzen, insbesondere in diesem Stadtumfeld, das von regem 

Interesse an einer nachhaltigen Stadtentwicklung geprägt ist, wirken und Impulse geben? 
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Obwohl das Thema neue Wohnformen gerade in den letzten Jahren an Bedeutung gewonnen 

hat, fehlen noch immer aussagekräftige Analysen. Der Literatur zu gemeinschaftsorientierten 

Wohnformen liegen oftmals Daten und Berichte aus Dänemark und Schweden zugrunde, 

welche nur wenig Aufschluss über die Situation in Deutschland liefern. Daher wurde die 

verfügbare Literatur wo nötig durch eigene Recherchen ergänzt. 

1.2 Aufbau der Arbeit 

Mit dieser Arbeit soll die Frage beantwortet werden, inwiefern Neue Wohnformen, 

insbesondere gemeinschaftliche Wohnprojekte, den gesellschaftlichen Herausforderungen 

begegnen und Impulse für eine nachhaltige Stadtentwicklung geben können.  

Auf die kurze Einleitung folgt das zweite Kapitel. Nachdem dort zu Beginn wichtige Begriffe im 

Zusammenhang mit Neuen Wohnformen geklärt werden und eine Systematik entwickelt wird, 

stehen außerdem die historischen Entwicklungen des Wohnens vom Mittelalter bis heute im 

Fokus. 

Um die Motive hinter den sich verändernden Wohn- und Lebensformen zu verstehen, werden 

die beiden gesellschaftlichen Phänomene sozialer und demografischer Wandel genauer 

betrachtet und mit dem Thema Wohnen in Verbindung gesetzt. Darüber hinaus werden das 

Förderinteresse der Städte und Kommunen und die Erwartungen an neue Wohnformen 

beleuchtet. 

Das dritte Kapitel widmet sich der Auseinandersetzung mit dem Leitbild der Nachhaltigen 

Stadtentwicklung. Der Begriff Nachhaltigkeit wird ebenso wie die historische Entstehung und 

Entwicklung des Leitbildes Nachhaltige Stadtentwicklung auf internationaler und nationaler 

Ebene hinterfragt. Die nationale Stadtentwicklungspolitik in Deutschland, die sich auf sechs 

Handlungsfelder konzentriert, wird erläutert und mit Hilfe eines Nachhaltigkeitsdreiecks in 

Bezug zu den drei Dimensionen der Nachhaltigkeit (sozial, ökologisch, ökonomisch) gestellt. 

Dies geschieht mit dem Ziel, im vierten Kapitel neue Wohnformen in Bezug auf ihren möglichen 

Beitrag für eine nachhaltige Stadtentwicklung zu untersuchen. 

Die beiden Modelle, zum einen die drei Dimensionen der Nachhaltigkeit und zum anderen die 

sechs Handlungsfelder nationaler Stadtentwicklung, bilden den Rahmen, in dem die 

aufgeworfene Fragestellung beantwortet werden soll. Am Beispiel der Stadt Bonn wird im 

vierten Kapitel eine Analyse und Zusammenfassung der sozialen, der ökologischen und der 

ökonomischen Potentiale der Wohnprojekte durchgeführt. Hierfür werden Steckbriefe der 

Wohnprojekte zusammengestellt, die Eigenschaften und Potentiale der Projekte 

herausstellen. 

Nachdem zuletzt die Perspektive der städtischen Beratungsstelle für Neue Wohnformen in 

Bonn miteinbezogen wird, stellt ein ausgewähltes Fallbeispiel die Herausforderungen und 
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Grenzen eines Wohnprojektes dar. Abschließend werden die sichtbaren Impulse der 

Wohnprojekte den sechs Handlungsfeldern der nachhaltigen Stadtentwicklung zugeordnet. 

Die Arbeit endet mit einer Schlussbetrachtung und der Beantwortung der oben aufgeworfenen 

Fragestellung. 

 

2. Neue Wohnformen 

2.1 Begriffsverständnis „Neue Wohnformen“ und Gemeinschaftsorientierte 

Wohnprojekte 

Neue Wohnformen 

Der Begriff Neue Wohnformen wird oft auch synonym zum Terminus „alternative Wohnformen“ 

verwendet. Es gibt zahlreiche weitere Begriffe die sich in ihrer Bedeutung teilweise 

überschneiden und je nach Definition nicht eindeutig voneinander abzugrenzen sind. Ein paar 

der häufigsten Begriffe, die ergänzend oder überschneidend im Zusammenhang mit „Neuen 

Wohnformen“ stehen, möchte ich hier nur beispielhaft nennen: „gemeinschaftliches Wohnen“, 

„Wohnen der Zukunft“, „neue Wohnformen im Alter“ und „Mehrgenerationenwohnen“. 

Eine einheitliche Definition, welche Wohnformen unter dem Begriff zusammengefasst werden, 

ist nicht bekannt. So wird der Begriff oftmals in Anführungszeichen gesetzt und individuell 

ausgelegt.  

Es gibt jedoch einige Ansätze, die beschreiben, welche Eigenschaften Wohnkonzepte 

aufweisen, die als Neue Wohnformen gelten. So funktionieren Wohnformen, die unter dem 

Oberbegriff „Neue Wohnformen“ zusammengefasst werden, meist auf der Grundlage des 

Mottos „Gemeinsam statt einsam“. Es „können Wohnformen von Jung und Alt unter einem 

Dach sein oder Personen in gleicher Lebensphase oder sogar Wohngemeinschaften, in denen 

mehrere Personen sich eine Wohnung teilen“ (DAKAPO 2016: 4). Gemeinsam Wohnen muss 

nicht zwangsläufig bedeuten, sich eine Wohnung zu teilen. Viel mehr werden bei Neuen 

Wohnformen „Potenziale des aktiven und aufmerksamen miteinander Wohnens“ genutzt 

(ebd.). Inwieweit Neue Wohnformen immer an einem Miteinander und gemeinschaftlich 

orientiert sind, soll im nächsten Kapitel mit Hilfe einer Systematik genauer herausgestellt 

werden. 

Die Wüstenrot Stiftung (1999: 7) sieht Neue Wohnformen als „Ausdruck vielfältiger Wünsche 

und Bedürfnisse nach eigenverantwortlicher Gestaltung der Wohnverhältnisse […] jenseits der 

traditionellen, kleinfamiliären Wohnformen“. Neue Wohnformen sind somit gleichzeitig eine 

„Folge des gesellschaftlichen Wandels und zunehmender sozialer Differenzierung und 
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Individualisierung“ (ebd.), sowie eine „Strategie zur Bewältigung der mit dem 

gesellschaftlichen Strukturwandel verbundenen Probleme“ (Fedrowitz und Gailing 2003: 32). 

Gemeinschaftsorientierte Wohnprojekte 

In dieser Arbeit wird der Fokus gelegt auf Neue Wohnformen, die „gemeinschaftsorientiert“ 

sind. Der Begriff „gemeinschaftlich“ wird an manchen Stellen synonym verwendet. Hierbei 

werden aber beide Begriffe so verstanden, dass sie auf dem Prinzip „‘Geben (wollen) und 

Nehmen (können)‘“ (Vgl. Stiftung trias 2008: 13) basieren. Wohnformen, bei denen zwar 

„gemeinschaftlich“ gewohnt (und/oder betreut) wird, dabei aber keine „Schnittmenge 

gemeinsamer Zielsetzungen und Motivationen ihrer Mitglieder, die sich durch freiwilligen 

Zusammenschluss einen gegenseitigen Nutzen erhoffen“ (Fedrowitz und Gailing 2003: 34), 

gegeben ist, fallen nicht unter die begriffliche Definition von „gemeinschaftsorientiert“ im Sinne 

des Geben-Nehmen-Prinzips. Die Bundesvereinigung Forum gemeinschaftliches Wohnen 

e.V. beschreibt gruppenorientierte Wohnprojekte als „dauerhafte Zusammenschlüsse von 

Menschen, die freiwillig und bewusst bestimmte Bereiche ihres Lebens räumlich und zeitlich 

miteinander teilen“ (Stiftung trias 2008: 13). Im Gegensatz zu einer gewöhnlichen 

Nachbarschaft, die sich eher zufällig bildet, „nehmen Mitglieder von Wohnprojekten aktiv 

Einfluss auf die Zusammensetzung der Gruppen (Belegung) und verständigen sich über 

verbindliche Grundlagen und Regeln des Miteinanders (Konzept)“ (ebd.). Wichtige Merkmale, 

die die meisten gemeinschaftsorientierten Wohnformen gemeinsam haben, sind 

Selbstorganisation, Partizipation und Bürgerschaftliches Engagement. „Auf der Basis der 

Gemeinsamkeiten entfalten sich – je nach Standort und Rahmenbedingungen – ein breites 

Spektrum von Bau-, Wohn- und Rechtsformen“ (ebd.). 

Wohnprojekt und Wohnform 

Auch die beiden Begriffe „Wohnprojekt“ und „Wohnform“ sind für die Arbeit zentral und sollen 

daher kurz erläutert werden.  

„Eine Wohnform stellt die Art und Weise des Wohnens dar“ (Röber und Sinning 2010: 30) und 

kann sich somit sowohl auf die Organisation des Haushaltes als auch auf eine Bau- oder 

Eigentumsform (zum Beispiel Miete oder Eigentum) beziehen. „Aus einer sozial 

gesellschaftlichen Sicht wird in der ‚Wohnform‘ in erster Linie eine Äußerung der ‚Lebensform‘ 

gesehen“ (Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt Berlin 2012: 15). Diese 

Lebensform wiederum ist verknüpft mit „der Wahl einer ‚Bauform‘ (Wohntypologie) und 

‚Rechtsform‘ (Miete, Genossenschaft, Eigentum o.ä.)“ (ebd.). Die Wohnform wird als 

„Lebensform“ verstanden, die oftmals durch Bau- und Rechtsform gerahmt und charakterisiert 

wird. Sie spiegelt wider, „welche Wertvorstellungen und Verhaltensweisen das Leben prägen“ 

(ebd.). 
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Der Begriff des „Wohnprojektes“ überschneidet sich mit dem der Wohnform und auch hier liegt 

keine einheitliche Definition vor. Die Konnotation des Begriffes durch die Wortsilbe „-projekt“ 

zeigt ein prozesshaftes Moment auf. Schlägt man in Duden nach, wird „das Projekt“ 

beschrieben als „[groß angelegte] geplante oder bereits begonnene Unternehmung; [groß 

angelegtes] Vorhaben“. Als Beispiele zur Anwendung des Begriffes werden genannt: „ein 

bautechnisches Projekt“ oder „ein Projekt planen, in Angriff nehmen, verwerfen“ (Duden online 

2017). Gemeinschaftliche Wohnprojekte zeichnen sich durch mindestens zwei Prozessphasen 

aus, die Phase bis ein Grundstück gefunden und ein Gebäude errichtet oder bezogen ist und 

die Phase danach. „Grundsätzlich erfordern gemeinschaftliche Wohnprojekte Zeit – auch in 

der späteren Wohnphase für die Selbstverwaltung und gemeinschaftliche Aktivitäten“ 

(Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt Berlin 2012: 20). 

2.2 Eine Systematik Neuer Wohnformen 

Die Stiftung trias, als wichtiger Akteur bei der Realisierung von zahlreichen Projekten im 

Bereich der Neuen Wohnformen, kategorisiert verschiedene Wohnform-Varianten. Auf ihrem 

Online-Informationsportal Neue-Wohnformen.de werden folgende vierzehn „Wohnform-

Varianten“ vorgestellt. 

Abbildung 1 Neue Wohnformen - Wohnform-Varianten 

 

Quelle: nach: Stiftung trias - gemeinnützige Stiftung für Boden, Ökologie und Wohnen 2017 

 

Die Wohnform-Varianten, die in Abbildung 1 aufgezeigt werden, sollen einer eigenen 

Darstellung in Tabellenform als Grundlage dienen und darüber hinaus ergänzt und 

kategorisiert werden. 
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Versucht man die verschiedenen Wohnform-Varianten zu kategorisieren, so fällt zunächst eine 

klare Trennung in zwei große Bereiche auf. Zum einen treten Wohnformen auf, die 

ausschließlich auf Senioren und ältere Menschen fokussiert sind. Diese werden in der 

nachfolgenden Tabelle (Abbildung 2) unter dem Oberbegriff „Neue Wohnformen fürs Alter“ 

gefasst. Die Aspekte der Versorgung und der Pflege spielen bei diesen Wohnformen meist 

eine wichtige Rolle. Zum anderen legen viele Wohnformen einen Schwerpunkt auf die 

Integration von mehreren Generationen und stehen daher als „Neue Wohnformen für 

Mehrgenerationen“ den altersorientierten gegenüber. Als Zielgruppe der dritten und letzten 

Kategorie werden „andere und spezifische Gruppen“ definiert.  

Aus der Systematik ausgeschlossen sind Wohnformen, wie Kommunen oder Ökodörfer, die 

als „intentionale Gemeinschaften“ (Vgl. Philippsen 2014:30) gelten und somit ausschließlich 

aus einem weltanschaulichen Verständnis heraus entstanden sind. 

Die in Abbildung 2 genannten Wohnformen unterscheiden sich hinsichtlich einiger Kriterien. 

Besonders das Kriterium der gemeinschaftlichen Orientierung spielt im Rahmen dieser 

Arbeit eine wesentliche Rolle. Da untersucht werden soll, welche Impulse von Neuen 

Wohnformen in Bezug auf die Stadtentwicklung ausgehen können, sind Wohn-Pflege-Formen, 

die als reine Alternative zum Altersheim konzipiert sind, in diesem Zusammenhang weniger 

relevant. Es wird davon ausgegangen, dass hier keine aktive Bereitschaft zum Gestalten des 

Wohnumfelds vorausgesetzt wird. Stadtentwicklung hingegen wird verstanden als Prozess, 

der von bürgerschaftlichem- und nachbarschaftlichem Engagement und demokratischer 

Mitbestimmung mitgetragen wird. Dafür braucht es engagierte Bürger und gerade die 

Bewohner gemeinschaftlicher Wohnprojekte „entsprechen […] dem Leitbild aktiver 

Bürgerinnen und Bürger“ (Kietzke und Zibell 2016: 16). Denn eine Entscheidung für ein Leben 

im gemeinschaftlichen Wohnprojekt ist vor allem auch zu verstehen als „eine Entscheidung für 

die Mitgestaltung des eigenen Wohnens“, was „die Selbstverwaltung, die Mitbestimmung und 

die Entscheidungsteilhabe“ miteinschließt (ebd.). 

Unter dem Oberbegriff Neue Wohnformen werden vielfältige innovative Konzepte 

zusammengefasst. Im Folgenden wollen wir jedoch nur diejenigen weiter betrachten, die durch 

ihre gemeinschaftliche Orientierung und das damit verbundene große Interesse am 

Wohnumfeld mit höherer Wahrscheinlichkeit als Impulsgeber für eine nachhaltige 

Stadtentwicklung aktiv werden (Vgl. wohnbund-informationen 2011: 4 ff.). 

Ausnahmen hiervon bilden die vergütete 24-Stunden-Pflege, bei der meist eine einzelne 

pflegebedürftige Person durch eine Pflegekraft zu Hause rund um die Uhr betreut wird, sowie 

die Konzepte „Betreutes Wohnen“ und „Wohnen mit Service“, soweit es sich dabei nur um eine 

Dienstleistung gegen Bezahlung ohne Gruppenorientierung handelt (vgl. Stiftung trias 2008: 

13). Alle anderen Wohnformen sind zumindest zu einem gewissen Grad gemeinschaftlich 
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orientiert. Die „Potenziale des aktiven und aufmerksamen miteinander Wohnens“ (DAKAPO 

2016: 4) treten dabei je nach Wohnform, vor allem aber je nach 

Wohngemeinschaft/Wohnprojekt individuell stark in den Vordergrund. 

Diese individuelle Varianz spiegelt sich auch in allen weiteren Kategorien wider. Eine 

Wohnform-Variante kann für unterschiedliche Zielgruppen ausgelegt sein und die soziale 

Struktur schwankt unter anderem mit der Fluktuation der Bewohner. Ein Wohnkonzept, das 

anfangs für Mehrgenerationenwohnen ausgelegt war, kann auch zum altershomogenen 

Projekt werden, wenn sich keine jungen Menschen finden, die einziehen möchte (Vgl. 

Philippsen 2014: 52). 

Mögliche Motive für Menschen, sich hin zu Neuen Wohnformen zu orientieren, sind zum 

Beispiel die „Verhinderung von Isolation durch nachbarschaftliches Zusammenleben“ oder die 

Entlastung, die entstehen kann, indem Einkäufe oder Kinderbetreuung gemeinschaftlich 

organisiert werden (Vgl. Fedrowitz und Gailing 2003: 56 f.). 

Untrennbar mit der Wohnform verbunden sind je nach Art und Rahmen des Projektes 

passende Bau- und Rechtsformen sowie Möglichkeiten der Finanzierung. Die meisten 

Projekte entstehen im Neubau. Wenn die Gruppengröße es zulässt und eine sinnvolle 

Aufteilung der Flächen möglich ist, so werden auch einige Projekte im Bestand umgesetzt (Vgl. 

Stiftung trias 2008: 13). Die Frage nach der Finanzierung hängt eng mit der Gründung eines 

eigenen Rechtskörpers zusammen. Mögliche Rechtsformen sind zum Beispiel die 

Genossenschaft, der Verein oder die GbR. Je nach Höhe des vorhandenen Eigenkapitals 

werden Projekte oftmals durch einen Investor finanziert (Vgl. Novy-Huy 2011: 33 ff.). 

Neben den bottom-up Projekten, bei denen sich eine Gruppe als Initiator zusammenschließt 

und von der Planung bis zur Umsetzung aktiv ist, initiieren auch Städte eigene Vorhaben im 

top-down Prozess (Vgl. Fedrowitz und Gailing 2003: 35). 

 



 

 

Abbildung 2 Systematik Neuer Wohnformen 

Neue Wohnformen 

Neue Wohnformen fürs Alter Neue Wohnformen für Mehrgenerationen 

Neue Wohnformen 

für andere und 

spezifische Gruppen 

Wohnform-Variante 24-Stunden-

Pflege 

Pflege-

wohnen 

(„Betreutes 

Wohnen“) 

Wohnen mit 

Service/ 

Wohnen Plus 

Pflege-wohn-

gemeinschaft 

(„gemeinsames 

Wohnen“) 

Demenz-

Wohngruppe 

Siedlungs-

gemein-

schaften/ 

Cohousing 

Gemeinschaftliche 

Wohnprojekte 

Mehrgenerationen-

wohnen 

Wohnen Plus, 

Bildung für Wohnen, 

Wohnen auf Zeit, 

integrative 

Wohngruppen, 

Wohnen für Hilfe, 

Frauenwohnprojekte 

Gemeinschafts-/ 

Gruppenorientierung 

Nein Nein Nein Ja, Fokus mögl. Ja, Fokus 

mögl. 

Ja, Fokus  Ja, Fokus Ja, Fokus Ja/Nein 

Fokus mögl. 

Zielgruppe, Soziale Struktur Meist ältere 

Menschen 

Meist ältere 

Menschen 

Meist ältere 

Menschen 

Meist Ältere -

oder Menschen 

mit Pflegebedarf 

Demenz-

erkrankte 

Meist 

Familien 

(mit 

Kindern) 

Je nach Gruppe 

z.B. Familien mit 

(kleinen) Kindern, 

Frauen, 50+, 

Mehrgenerationen 

Gemischt, Familien, 

Singles, 50+,  

spezifische Gruppe, 

z.B. Studenten, 

Frauen 

Motive Pflegebedarf Pflegebedarf Pflegebedarf Freiwilliger Zusammenschluss, gegenseitiger Nutzen. Interesse an Gemeinschaft 

Versorgung und Pflege, 

Verhinderung von Isolation, 

Nachbarschaftshilfe, Entlastung 

durch Übernahme von Aufgaben 

und Hilfe im Alltag 

Verhinderung von Isolation, Nachbarschaftshilfe, Entlastung 

durch Übernahme von Aufgaben und Hilfe im Alltag, 

Austausch zwischen Generationen, Kosteneinsparung durch 

gemeinsames Wohnen (und evtl. Bauen) 

Besondere 

Wohnform in einer 

bestimmten 

Lebenslage 

erforderlich 

Charakteristika     Wohnformen und einzelne Projekte unterscheiden sich bezüglich: Standort, Größe, Anzahl der Wohneinheiten/ Bewohner, 

Altersstruktur, Gemeinschaftsräume/ Flächen, Wohnkonzept, Organisation 

Rechtsform und Finanzierung    GbR, Verein, Genossenschaft, sozialer Mietwohnungsbau, Eigentum 

Bauform    (modernisierter) Altbau, Neubau, Umnutzung, Integration von denkmalgeschützten Gebäuden 

Art der Initiierung    Durch Kommune oder Stadt initiiert, selbst initiiert durch Verein, Genossenschaft (Bottom-up, top-down) 

Quelle: Eigene Darstellung angelehnt an Stiftung trias - gemeinnützige Stiftung für Boden, Ökologie und Wohnen 2017
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2.3 Gemeinschafsorientierte Wohnformen 

2.3.1 Zum Wandel des Wohnens  

Die Art zu Wohnen, die Wohnverhältnisse und Wohnformen verändern sich permanent, 

ebenso wie sich gesellschaftliche Strukturen und Wertvorstellungen wandeln. Anhand einer 

knappen historischen Betrachtung werden Tendenzen sichtbar, die zeigen, dass die 

Gemeinschaftsorientierung, die bei den Neuen Wohnformen im Mittelpunkt steht, kein neues 

Element darstellt, ihr aber durchaus neue Ursachen zugrunde liegen. 

 Als Antwort auf die industrielle Revolution und der damit einhergehenden Trennung von Arbeit 

und Wohnen entstand im 19. Jahrhundert ein Idealbild vom Wohnen als „Ort der Nichtarbeit“ 

(Vgl. Häußermann und Siebel 1996: 24). Dabei wurde die soziale Einheit des Wohnens, also 

der Haushalt, mit der Familie gleichgesetzt (ebd. 17). Dieses Gleichsetzen des Wohnens mit 

dem Begriff der Familie verstellt die Sicht und laut Fedrowitz und Gailing (2003: 19) auch „den 

Zugang zu früheren gemeinschaftlichen Wohnweisen“.  

Die im Mittelalter dominierende Haushaltsform war die des „Ganzen Hauses“. Diese Form des 

Zusammenwohnens umfasste nicht nur verwandte Familienangehörige, sondern auch „vor 

allem das zahlenmäßig stark ins Gewicht fallende Gesinde der Tagelöhner, Gesellen und 

Hausbediensteten“ (Zinn 1979: 13). Familienformen wie die „Drei-Generationen-

Stammfamilie“ oder die „Kernfamilie“, die nur aus einem Ehepaar und seinen Kindern besteht, 

waren in Europa damals kaum verbreitet (ebd.). Das „Ganze Hause“ stellte gleichzeitig die 

„Arbeits-, Wohn-und Lebensgemeinschaft“ für 50 oder mehr Personen dar. Folglich war immer 

eine enge räumliche Nähe der Haushaltsmitglieder gegeben, die durch „gemeinschaftliche 

Tätigkeiten auf den Straßen und Plätzen“ nur teilweise aufgelöst wurde (ebd.: 14 f.). Durch die 

räumliche Struktur der Häuser, in denen einzelne Räume kaum für spezialisierte 

Verwendungszwecke ausgelegt und ohne Flure miteinander verbunden waren, durchquerte 

man ständig andere Räume und nahm so „automatisch am Leben der dort sich aufhaltenden 

Personen teil […]“ (ebd.16).  

Eine langsame Privatisierung des Wohnraumes, wie sie mit der Entwicklung der Haushalte 

weg von ihrer Funktion als „Produktionseinheit“, hin zu „Privathaushalten die sich vom Markt 

her versorgen“, einherging, ist ab dem 17. Jahrhundert zu beobachten (ebd.: 26). Vor allem in 

den Städten verlagerte sich durch die Entstehung von formell organisierter Lohnarbeit der Ort 

des Arbeitens aus dem Wohnumfeld heraus. Als Folge wurden „alle nicht verwandten 

Haushaltsmitglieder aus dem Haushalt […] ausgegrenzt“ und als soziale Einheit blieben nur 

die Eltern und ihre Kinder übrig (Vgl. Fedrowitz und Gailing 2003: 20). Waren die Beziehungen 

innerhalb einer Familie früher stark an ökonomische Anforderungen geknüpft, so wurden 

familiäre Beziehungen zunehmend geprägt von „Emotionalisierung und Intimisierung“ (ebd.). 
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Diesen Struktur- und Wertewandel innerhalb der Familie beschreibt Peuckert (2012:12) als 

„Prozess […] der Spezialisierung der sich herausbildenden Familie als ein Teilsystem der 

Gesellschaft auf […] nur ihr[en] eigenen Funktions- und Handlungskomplex“. Einhergehend 

mit der Spezialisierung auf diesen „eigenen Funktions- und Handlungskomplex“ und der 

gleichzeitig stattfindenden Abgrenzung des Privaten gegenüber der Öffentlichkeit, beobachtet 

Häußermann (2009: 12) „eine[n] Bedeutungsverlust ‚für gemeinschaftliche Bedürfnisse‘ im 

Hinblick auf Wohn- und Lebensformen“. Interessant in diesem Kontext erscheint eben gerade 

dieser Zusammenhang zwischen veränderten Familienstrukturen, einer „Abkapselung der 

Familie von der Gesellschaft“ (Zinn 1979: 18) und veränderten Bedürfnissen in Bezug auf 

Wohn- und Lebensformen.  

Treten Bedürfnisse nach Gemeinschaft in einer privatisierten und individualisierten 

Gesellschaft in den Hintergrund? Verschwinden sie sogar ganz? Wenn Zinn (1979: 17) 

konstatiert: „Die Wohnung reduzierte sich auf die Funktion, den kleinfamiliären Haushalt zu 

beherbergen“, so schließt er damit auch die Funktion der Wohnung als Ort des 

gemeinschaftlichen (Zusammen-)Lebens (mit Personen, die nicht direkte Verwandte sind) aus. 

Heute, fast vier Jahrzehnte nach Zinns Beschreibung der reduzierten Funktion der Wohnung 

(als Ort des Haushaltens für Kleinfamilien), ist auch die Kleinfamilie nur eine von vielen 

Haushaltsformen. Die Zahl an Ein-Personen-Haushalten hat im Jahr 2015 einen Höchststand 

von 16,875 Millionen erreicht und bildet damit die mit Abstand größte Gruppe, gefolgt von 

13,956 Millionen Zwei-Personen-Haushalten und jeweils weniger als fünf Millionen Drei-/ 

Vier/Fünf-Personen-Haushalten (Vgl. Anhang III: Statistisches Bundesamt 2016). Diese 

Zahlen zeigen, dass „[s]oziale Einbettung und soziale Vernetzung […] heute in vielen Fällen 

hergestellt werden“ (Häußermann 2009: 15) müssen und nicht mehr durch die Einbindung in 

die traditionelle (Klein-)Familie als soziales Netzwerk gegeben sind. 

Parallel zu einer signifikant steigenden Anzahl an Ein-Personen-Haushalten treten zunehmend 

gemeinschaftsorientierte Wohnformen auf, die bewusst diese soziale Vernetzung 

konstruieren. Der Aspekt, dass sich Gemeinschaften aufgrund einer „freiwilligen Wahl bilden“ 

(Philippsen 2014: 26), ist ein zentrales Merkmal, in dem sich neue gemeinschaftsorientierte 

Wohnformen von Haushaltsformen wie dem „Ganzen Haus“ unterscheiden. Peuckert (2012: 

13) geht zwar davon aus, dass „[f]aktisch alle heute auftretenden Lebensformen […] schon in 

dieser historischen Phase (vor und zu Beginn der Industrialisierung) existiert“ haben und „die 

einzelnen Strukturelemente ‚neuer Lebensformen‘ nicht neu“ sind. Die Entstehungsursachen 

aber haben sich deutlich verändert und so verläuft „[d]ie Entwicklung […] tendenziell von 

(Fremd)Zwängen hin zu einem stärker voluntaristischen Moment bei der Realisierung von 

Lebensformen“ (ebd.). 
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2.3.2 Entstehung und Geschichte neuer gemeinschaftsorientierter Wohnformen  

Bevor auf aktuelle, in Bezug auf den Zeitpunkt der Entstehung, neue Wohnformen genauer 

eingegangen wird, soll ein kurzer Blick auf die die Geschichte gemeinschaftlichen Wohnens 

vor und seit Beginn der industriellen Revolution geworfen werden. 

„Erst seitdem […] Gemeinschaft als strukturelles Element des Wohnens im Industrialisierungs- 

und Urbanisierungsprozess verloren gegangen ist, kann von einer Ideengeschichte 

gemeinschaftlichen Wohnens gesprochen werden, denn gemeinschaftliches Wohnen war zuvor 

eine den gesellschaftlichen Verhältnissen und der Sicherung des wirtschaftlichen Überlebens 

geschuldete Selbstverständlichkeit“ (Fedrowitz und Gailing 2003: 20). 

Die „Ideengeschichte gemeinschaftlichen Wohnens“ beschreibt damit die Entwicklung 

gemeinschaftsorientierter Wohnformen, die nicht als Zwang, sondern als „Suche nach dem 

Mehrwert von Gemeinschaft in einer sich individualisierenden Gesellschaft“ (ebd.: 21) 

verstanden werden kann. Schon zu Beginn des 19. Jahrhunderts wurden beispielhafte 

Projektideen von den Frühsozialisten Charles Fourier und Robert Owen entworfen und 

teilweise auch umgesetzt. Fourier entwickelte das Konzept genossenschaftlicher 

Mustersiedlungen, in denen Privathaushalte aufgelöst, die Erziehung der Kinder und 

alltägliche Haushaltsaufgaben gemeinschaftlich organisiert und die Spaltung von Produktion 

und Konsum überwunden, und so das Kollektiv als vorrangig vor dem Individuum betrachtet 

wurde. Jedoch stellten sich diese Vorstellungen als utopisch heraus und in Frankreich 

scheiterten alle Siedlungsprojekte. Lediglich in Amerika wurden einzelne Siedlungen realisiert 

(Vgl. Häußermann und Siebel 1996: 96 f.). Owen versuchte in seiner Rolle als Fabrikbesitzer 

Industriedörfer zu gründen, die kollektiv organisiert werden. Auch er scheiterte nach kurzer 

Zeit an der Umsetzung seiner Siedlungspläne (Vgl. Fedrowitz und Gailing 2003: 21). Die 

zunächst gescheiterte Idee Robert Owens, gemeinschaftliche Siedlungen zu schaffen, griff der 

Brite Ebenezer Howard auf und begründete mit der Veröffentlichung seines Buches „Garden 

cities of tomorrow“ das Konzept für die sogenannte „Gartenstadtbewegung“.  Diese war der 

Konzeptidee nach durch „Verzicht auf individuelles Grundeigentum, [durch] die 

genossenschaftliche Organisation der sich selbst verwaltenden Bewohner und die 

Selbstversorgung der Siedlungen“ gekennzeichnet (Vgl. ebd.). In der Realität aber fokussierte 

sich die Umsetzung vor allem auf die „einheitliche Gesamtgestaltung der Siedlungen“ und 

Gärten, während der Aspekt des gemeinschaftlichen Wohnens eher in den Hintergrund trat 

(Vgl. ebd.: 22). 

In der Weimarer Republik waren eine hohe Arbeitslosigkeit sowie eine deutlich spürbare 

Wohnungsnot die Triebfedern für die Entstehung der ‚Siedlerbewegung' (Vgl. Häußermann 

und Siebel 1996: 123 f.). Hier spielte die „Arbeit am eigenen Haus“ und an den 

Gemeinschaftseinrichtungen, eine wichtige Rolle. Dabei wurde das Selbsthilfeprinzip „in den 

30er Jahren […] als zentrale[r] Baustein“ im Konzept verankert (Szypulski 2008: 110). Die 
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gemeinschaftlich geleisteten Baumaßnahmen, die Organisation in Siedlervereinen sowie die 

Errichtung von Gemeinschaftseinrichtungen wirkten sich stark gemeinschaftsfördernd aus 

(ebd.: 115f.; Fedrowitz und Gailing 2003: 23). 

Als neueste - und in Bezug auf das gemeinschaftliche Wohnen heute wichtigste - Bewegung 

gilt die Genossenschaftsbewegung. Ihre Entstehung war eine Reaktion auf veränderte 

Sozialgesetze und das neue Genossenschaftsgesetz von 1889, welches „um die 

Jahrhundertwende eine Gründungswelle von Genossenschaften“ auslöste (Vgl. Philippsen 

2014: 29), mit der Folge, dass die Anzahl an Genossenschaften von 38 Gründungen im Jahr 

1889 bis Mitte der 1920er Jahre bereits auf fast 4.000 angestiegen war (Vgl. Häußermann und 

Siebel 1996: 108). Novy (1983: 154) merkt an, dass nicht von einer „homogenen Bewegung“ 

ausgegangen werden kann, sondern „mittelständisch-besitzindividualistische und 

beamtenbezogene Genossenschaften“ den „sozialreformerisch ambitionierten“ und denen aus 

der Arbeiterschaft gegenüberstanden. Besonders ausgehend von den 

Arbeiterbaugenossenschaften „entstanden zahlreiche modellhafte Siedlungen mit 

Gemeinschaftseigentum, genossenschaftlicher Selbstverwaltung und 

Gemeinschaftseinrichtungen“ (Fedrowitz und Gailing 2003: 22). Bis heute gelten 

Wohnungsgenossenschaften „als wichtige ‚dritte Säule‘ zwischen Eigentum und Miete“ 

(Philippsen 2014: 29). Sie „versorgen bis zu 5 Millionen Menschen mit Wohnungen“ (BMVBS 

2006: 7). Die Wohnraumversorgung durch konventionelle Genossenschaften mit großen 

Mietwohnungsbeständen hat in Deutschland eine lange Tradition und dennoch tritt die 

genossenschaftliche Idee erst wieder verstärkt in den letzten Jahren in die Öffentlichkeit. Dies 

geschieht vor allem, wenn „über die ein oder andere Neugründung junger Wohnprojekte oder 

Mehrgenerationen-Initiativen berichtet“ wird, „die heute die genossenschaftliche Idee durch die 

Realisierung eigener innovativer Wohnvorstellungen neu interpretiert“ (BMVBS 2006: 7). 

Fedrowitz und Gailing (2003: 23) nennen als frühe Wohnform, in der 

„Gemeinschaftseinrichtungen zur Pflege langfristig stabiler nachbarschaftlicher Beziehungen“ 

vorhanden sind, den Werkswohnungsbau in Deutschland. Um die Arbeiter an sich zu binden, 

errichteten einige Unternehmer seit Mitte des 19. Jahrhunderts Werkssiedlungen und schufen 

so attraktive Wohnungen. Abgesehen von den Bestrebungen im Werkswohnungsbau konnte 

im weiteren Verlauf des 20. Jahrhunderts keine Rede mehr „von einer an gemeinschaftlichen 

Wohnformen orientierten Wohnungspolitik“ sein. Zwar wurde in der Stadtplanung vor allem in 

den 60er und 70er Jahren die Idee verfolgt, Nachbarschaft über „die räumliche Anordnung von 

Baukörpern ‚top-down‘“ (ebd.: 24) zu konstruieren und durch die entsprechende Infrastruktur 

und Nähe „der Anonymität und Isolation der Großstadt“ (Philippsen 2014: 33) entgegen zu 

wirken. Jedoch kann dieses Konzept nur erfolgreich wirken, wenn sich „Nachbarschaft“ als 

„planerisch herstellbares soziales Konstrukt“ verwirklichen lässt. Fedrowitz und Gailing (2003: 
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24) und Hamm (1973: 118) gehen klar von einer begrenzten gemeinschaftsfördernden 

Wirksamkeit bei rein baulich-räumlichen Konzepten aus. 

In den 1960er und 1970er Jahren wurden gemeinschaftliche Wohnformen zunächst in Form 

von aktivistischen Wohnexperimenten im Kontext der Studentenbewegung realisiert und 

lösten sich dann „zunehmend von [ihren] oppositionell-alternativen Wurzeln“ (Fedrowitz und 

Gailing 2003: 24). 

2.3.3 Relevanz gemeinschaftsorientierter Wohnformen heute 

In Deutschland entstanden in den letzten Jahrzenten eine große Anzahl und Vielfalt an 

gemeinschaftsorientierten Wohnprojekten. Dennoch scheint eine annährend genaue 

Erfassung von Daten und Zahlen dieser Projekte, ein beinahe unmögliches Unterfangen zu 

sein, gerade auf Grund der Vielfalt, der Uneinheitlichkeit der Definitionen und der individuellen 

Umsetzung von Wohnkonzepten,. 

Im Rahmen einer differenzierten Erhebung aus dem Jahr 2011 erfasste Fedrowitz 489 

gemeinschaftliche Wohnprojekte in Deutschland. Die dafür gesammelten Daten können 

jedoch keinen Anspruch auf Vollständigkeit erheben, da „nicht alle Wohnprojekte […] an die 

Öffentlichkeit“ treten, indem sie zum Beispiel eine eigene Website pflegen oder als Mitglied in 

Netzwerken in Erscheinung treten (Vgl. Fedrowitz 2011). 

Schaut man genauer auf die Verteilung der Wohnprojekte innerhalb Deutschlands (Vgl. 

Abbildung 3), so fällt auf, dass sich knapp 20 Prozent der Projekte in Hamburg befinden. 

Außerdem weisen die Städte Tübingen und Freiburg sowie München deutlich Konglomerate 

gemeinschaftlicher Wohnprojekte auf. Diese drei Städte bieten besonders günstige 

Bedingungen, denn „[i]n Tübingen und Freiburg werden bei der Neubebauung von Stadtteilen 

von kommunaler Seite Flächen direkt für Baugruppen eingeplant“ und in München 

„Wohngruppen bei der Vergabe von Grundstücken bevorzugt behandelt“ (Philippsen 2014: 35 

f.). Gemeinschaftliche Wohnprojekte gelten in Tübingen ausdrücklich als „wesentlicher 

Bestandteil der kommunalen Stadtentwicklungsstrategie“ (Fedrowitz 2011). 

Eine Suche im Online-Wohnprojekte-Portal der Stiftung trias (2017) im März 2017 ergab für 

Deutschland eine Trefferanzahl von 737 „bereits realisierte[n]/bezogene[n]“ Wohnprojekten. 

Zusätzlich sind 239 Projekte deutschlandweit als „im Bau oder in der konkreten Planung“ 

gelistet und weitere 145 „Projektgruppen“ sind verzeichnet, die mit der Projektplanung 

begonnen haben. 

Abbildung 4 veranschaulicht die deutliche Zunahme der Gemeinschaftlichen Wohnprojekte 

besonders seit den 90er Jahren und eine Verdoppelung der Zahlen im ersten Jahrzehnt des 

21. Jahrhunderts. Seit dieser Erhebung sind bereits sechs Jahre vergangen und die 737 
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realisierten und im Wohnprojekte-Portal eingetragenen Projekte lassen auf einen weiteren 

zahlenmäßigen Anstieg schließen. 

 

Abbildung 3 Wohnprojekte in 

Deutschland 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Quelle: Fedrowitz 2011 

 

Abbildung 4 Entstehung der 

Wohnprojekte nach 

Jahrzehnt 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Quelle: Fedrowitz 2011 
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Obwohl sich die professionelle Unterstützung und die Beratung für Projektinteressierte seit 

den 1990er Jahren deutlich verbessert hat, bleibt der gesamte Planungs- und 

Umsetzungsprozess eines Wohnprojektes sehr kompliziert und aufwendig. Oftmals vergehen 

Jahre, bis eine Projektgruppe von der Konzeptidee zum Einzug gelangt. Gerade aus diesem 

Grund ist die Anzahl an Wohnprojekten in Deutschland im Vergleich zu Nordeuropa sehr 

gering. Vor allem in Dänemark und der Niederlande sind politische Fördermaßnahmen stark 

verbreitet und tragen durch ihre Institutionalisierung von gemeinschaftlichem Wohnen zu 

seinem hohen Verbreitungsgrad bei (Vgl. Gierse und Wagner 2012: 61 f.; Philippsen 36 f.). 

Nach Schätzungen gibt es in den Niederlanden fünf Mal mehr Projekte, bezogen auf die 

Gesamtbevölkerung, als in Deutschland (Vgl. Kremer-Preiß und Stolarz 2003: 123). 

2.4 Motive für gemeinschaftliches Wohnen 

Wenngleich die Förderbedingungen in Deutschland nicht denen anderer nordeuropäischen 

Ländern gleichen, finden gemeinschaftliche Wohnkonzepte auch in Deutschland starken 

Zuspruch. Die deutlich gestiegene Anzahl an Projekten in den letzten Jahren und ein 

zunehmendes öffentliches Interesse an Neuen Wohnformen im Allgemeinen sprechen dafür, 

dass sich aktuelle Wohnwünsche in Deutschland in den realisierten Wohnformen 

widerspiegeln. Gerade aufgrund der Vielfalt der Projekte ist es jedoch schwer, eindeutige oder 

gar einheitliche Aussagen über die Motive, die hinter der Entscheidung für gemeinschaftliches 

Wohnen stehen, zu treffen. So vielfältig wie die Ausgestaltung der Projekte selbst, so vielfältig 

sind auch die Motive der Bewohner, die sich für diese Wohnform entscheiden. 

Hinter den individuellen Motiven stehen jedoch gesellschaftliche Prozesse, die den großen 

Stellenwert der Neuen Wohnformen befördern und die sich in Form eines „Wandels“ auf die 

Menschen und ihren Lebensalltag in der Gesellschaft auswirken. Im Folgenden soll auf 

verschiedene „Wandlungen im Lebensalltag von Haushalten“ (Philippsen 2014: 37) 

eingegangen werden. Diese gesellschaftlichen Veränderungen sollen dabei in 

Zusammenhang mit dem „sozialen“ ebenso wie mit dem „demografischen“ Wandel gesetzt 

werden. 

2.4.1 Sozialer Wandel 

Den Begriff „Sozialer Wandel“, der auch oft als „gesellschaftlicher Wandel“ bezeichnet wird, 

zu definieren, fällt schwer. Basierend auf zahlreichen Begriffserklärungen „kristallisiert sich […] 

ein gewisser Kern, den man als kleinsten gemeinsamen Nenner bezeichnen kann“ (Schader 

Stiftung 2004), heraus. Diesen „gemeinsamen Nenner“ beschreibt die Schader Stiftung (2004) 

folgendermaßen: „Von sozialem Wandel spricht man im Allgemeinen dann, wenn sich 

gesellschaftliche Strukturen verändern“. 

Die veränderten Strukturen werden besonders sichtbar in veränderten Familienstrukturen. 

Durch eine zunehmende Individualisierung wird jedem Familienmitglied eine größere 



 

 

 17 

Selbstbestimmung zu teil. Schneiders (2011: 268) spricht auch von einer „verminderten 

‚Außensteuerung‘ der eigenen Biografie“. Als Folge hat das Individuum heute zunehmende 

Wahlfreiheiten, die lange Zeit durch traditionelle Vorgaben definierte „Normalbiografie wird zur 

Wahlbiografie“ (Fedrowitz und Gailing 2003: 27). 

Neue Wohnbiografien und Haushaltstypen 

Einhergehend mit neuen Wahlbiografien entwickeln sich auch neue Wohnbiografien. Denn 

immer mehr ist „die bewusste Entscheidung für oder gegen eine bestimmte Lebensform 

gesellschaftlich anerkannt“ (Kietzke und Zibell 20116: 14). So ist die Kleinfamilie als vormals 

ideale und „einzig richtige“ Lebensform ergänzt worden durch neue Lebensformen, die sich 

dynamisch ablösen können (Vgl. ebd.). 

Beispielhaft und nahezu karikaturistisch schreibt Häußermann (1999: 19): 

„Eine idealtypische Wohnbiographie könnte so aussehen: Während der Ausbildung wohnt man 

in der Wohngemeinschaft, nach heftigen Konflikten dann für eine Weile allein oder mit einem 

Partner; der berufliche Einstieg wird verknüpft mit der Heirat, deren Grund das erwartete Kind 

ist. Vielleicht wirken die praktischen Erfahrungen der Wohngemeinschaft noch nach, und man 

tut sich mit anderen Eltern zusammen zum Wohnkollektiv. Nach der fast unvermeidlichen 

Scheidung, wenn die Kinder der Grundschule entwachsen sind, muß (!) dies alles in einer 

Wohnung verarbeitet werden, die sonst niemand betritt – bis man sich mit einer neuen Partnerin 

zusammentut und noch einmal von ganz vorn anfängt. Vielleicht gibt es noch einmal eine 

Hochzeit, aber dann doch mit zwei Wohnungen – und im Alter, wenn die Sinne und die Beine 

nicht mehr so recht wollen, besinnt man sich auf die Anfänge und tritt in die „Alten-WG“ ein.“ 

 

 

 

Kindheit

•Haus

Aus-
bildung

•WG-
Woh-
nung

Partner-
schaft/ 
Beruf

•Woh-
nung

Familie

•Woh-
nung in 
Gemein-
schaft

Scheidung

•Woh-
nung

Neue 
Partner-
schaft

•Woh-
nung

Renten-
alter

•Appart-
ment in 
WG

Abbildung 5 Idealtypische moderne Wohnbiografie 

Quelle: Eigene Darstellung nach Häußermann (1999: 19), Kietzke und Zibell (2016:14) 
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Wie anhand von Abbildung 5 aufgezeigt wird, ist auch jenseits humorvoller Überspitzung eine 

Vielzahl unterschiedlicher Wohnphasen denkbar, innerhalb derer jeweils unterschiedliche 

Bedürfnisse in Bezug auf die Wohnform, die Ausstattung und Größe der Wohnung und die 

Nähe und Distanz zu anderen Bewohnern dominieren. „Die Ausdifferenzierung der 

Haushaltstypen muss generell nicht mehr als flüchtige Modeerscheinung, sondern als 

Symptom des gesellschaftlichen und ökonomischen Wandels gesehen werden“ (Fedrowitz 

und Gailing 2003: 27). 

Familie und Arbeitswelt im Wandel 

Ein Grund für die Entstehung neuer Haushaltstypen, zum Beispiel räumlich getrennt lebende 

Paare oder temporäre Wohnsitze für Wochenendpendler, stellt die steigende berufliche 

Mobilitätsanforderung dar. Auch die Arbeitswelt ist einem ständigen Wandel unterworfen und 

es entstehen „neue Formen der Selbstständigkeit“. Beispiele sind projektbezogene flexible 

Einsätze und Standort- oder Arbeitgeberwechsel, die alle ein hohes Maß an Flexibilität und 

Mobilität voraussetzen (Vgl. Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt Berlin 2012: 

11). Außerdem haben die Zunahme der Bildungs- und Arbeitsmarktchancen und die damit 

einhergehende Zunahme an „Ehen mit Doppelkarrieren“ einen großen Einfluss auf die 

Entwicklung neuer Haushaltstypen (Vgl. Fedrowitz und Gailing 2003: 27 f.). Das Stichwort 

„Vereinbarkeit von Familie und Beruf“ ist eine der großen Herausforderungen der modernen 

Gesellschaft, nicht zuletzt, da „Familiengründung und Berufseinstieg durch verlängerte 

Ausbildungszeiten und spätere Geburten mittlerweile häufig zusammen[fallen]“ (Philppsen 

2014: 38). Der Doppelbelastung, die dadurch entsteht, stehen abnehmende familiäre 

Unterstützungsstrukturen und ein fehlendes dichtes Verwandtschaftsnetz gegenüber. In 

Bezug auf Familien als Zielgruppe von gemeinschaftlichen Wohnformen könnten 

Wohnprojekte laut Philppsen (2014: 38) „eine Strategie darstellen, durch die Familien unter 

gewandelten gesellschaftlichen Bedingungen den Alltag bewältigen und soziale Unterstützung 

im direkten Wohnumfeld erhalten können“. 

Auslagerung von Funktionen aus dem eigenen Haushalt 

Durch die gesellschaftlichen Veränderungen löst sich auch die Idee, das Wohnen als einen 

isolierten Zustand zu betrachten, immer mehr auf und es entwickelt sich ein neues Verständnis 

des Wohnens, bei dem verstärkt Funktionen ausgelagert und durch wohnungsbezogene 

Dienstleistungen ersetzt werden (Vgl. Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt 

Berlin 2012: 11).  

Gerade bei gemeinschaftlichen Wohnformen zeigt sich diese Auslagerung bestimmter 

Funktionen deutlich. Zwar wird die eigene Wohnung oder das eigenen Zimmer als privater 

Bereich, „als Orte des persönlichen Rückzuges“ definiert, dennoch „findet gleichsam eine 
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Ausdehnung des Wohnens über diesen privaten Bereich hinaus statt“ (Kietzke und Zibell 2016: 

15). Als Folge entstehen dazwischen „Schwellenräume“, in die bestimmte „soziale […] und 

räumliche […] Funktionen“ ausgelagert werden und wo „zufällige Begegnung im 

halböffentlichen Raum ermöglich[t]“ wird. Gemeinschaftsräume, Werkstätten und Kellerräume, 

Gästezimmer oder Gemeinschaftsküchen sind Möglichkeiten, um ein „soziales Netzwerk über 

die individuellen Wohneinheiten hinaus“ zu stärken (Vgl. ebd.). 

Individualisierungsprozess 

Der bereits im Kontext der veränderten Familienstrukturen genannte 

Individualisierungsprozess schafft zum einen mehr Freiheiten für den Einzelnen, zum anderen 

birgt er die Gefahr der Isolation und der Vereinsamung durch „sich ausdünnende […] soziale 

[…] Netze auf Basis der Verwandtschaft“ (Häußermann 1999: 18). Auch Beck (1986: 138) 

beschreibt „Nicht-Beziehungen“ und „soziale Isolation“ als zentrale Gefahren und sieht 

„selbstgewählte und selbstgebaute Netzwerke von Bekanntschafts-, Nachbarschafts-, und 

Freundschaftsbeziehungen“ als Potentiale der Individualisierung. In Bezug auf das Wohnen 

stellt er heraus, dass „[i]m Übergang von einer Generation zur anderen […] neue Wohnformen, 

eine neue Hinwendung zu dem Kommunal-Nachbarschaftlichen, zu Wohngemeinschaften 

usw. mit […] Erprobungsmöglichkeiten sozialen Zusammenlebens“ (ebd.) entstehen können. 

Die Folgen der Individualisierung, werden spürbar darin, dass „Menschen ihr Leben sehr viel 

persönlicher gestalten können, Lebensläufe nicht vorgegeben sind und sich jeder im Grunde 

selbst verwirklichen kann“ (Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt Berlin 2012: 

13).  

Wie entsteht nun gerade in einer individualisierten Gesellschaft die Tendenz des steigenden 

Interesses an gemeinschaftlichem Wohnen als Dipol zum Individuellen Wohnen? Durch das 

erschaffen von „inszenierten Nachbarschaften“ entsteht in gemeinschaftlichen Wohnprojekten 

„eine bewußte (!) Organisation sozialer Netze“, die ganz alltagspraktische Funktionen wie 

Kinderbetreuung und Einkaufen miteinschließen, ebenso wie sie „Isolation und Anonymität […] 

durchbrechen“ (Häußermann 1999: 18). Die zunehmende Individualisierung ist schließlich 

„nicht gleichbedeutend mit einer Ablehnung sozialer Beziehungen und Bindungen oder einer 

Vereinsamung der Menschen“ und das Bedürfnis von „Gemeinschaft und Zugehörigkeit“ zeigt 

sich „[a]llen Individualisierungs- und Singularisierungstendenzen zum Trotz“ 

(Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt Berlin 2012: 13). 

 2.4.2 Demografischer Wandel  

Durch die demografischen Entwicklungen ist auch der Wohnungsmarkt dauerhaften 

Veränderungen unterworfen. Dies bedeutet für die Politik und Verwaltung in den Städten, 

„dass nur bedürfnisgerechte und qualitätsvolle Wohnungsangebote die Attraktivität einer Stadt 
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für gewünschte Bewohnerzielgruppen sicherstellen können“ (Senatsverwaltung für 

Stadtentwicklung und Umwelt Berlin 2012: 13). 

Die zukünftige Bevölkerungsstruktur in Deutschland wird geprägt von stetig sinkenden 

Bevölkerungszahlen, ebenso wie dem deutlichen Anstieg der Anteile älterer Einwohner. 

Statistische Prognosen, die den Zeitraum der Jahre 2007 bis 2050 erfassen, gehen davon aus, 

dass die Zahl der Menschen in Deutschland im Alter von 20 bis 64 Jahren am stärksten, 

nämlich um 29 Prozent, von 49,8 Millionen auf 35,5 Millionen, sinken wird. Insgesamt ist von 

einer Bevölkerungsabnahme von 13,4 Prozent bis 2050 auszugehen. Lediglich die 

Entwicklung der Zahlen der über 65-Jährigen liegt im positiven Bereich (Vgl. Anhang IV: 

Specaris 2012). Waren im Jahr 2011 noch 20,63 Prozent der Bevölkerung in Deutschland über 

65 Jahre alt, so wird der Anteil an über 65-Jährigen auf 34 Prozent im Jahr 2060 ansteigen 

(Vgl. Anhang V: Handelsblatt 2013). 

Auch Wanderungsbewegungen können die Verschiebung der Altersstruktur nicht dauerhaft 

aufhalten. Je nachdem, welche Wanderungszahlen für die nächsten Jahre angenommen 

werden, verändern sich die Prognose der absoluten Bevölkerungszahlen. Eine Erhebung des 

Statistischen Bundesamtes (2016) geht von einer Nettozuwanderung von insgesamt 10,8 

Millionen Personen bis 2060, durchschnittlich circa 230 000 Personen pro Jahr, aus. Als Folge 

dieser Annahmen zeigt sich ein kurzzeitiger Anstieg der Einwohnerzahl, mit einem Höhepunkt 

bei 81,95 Millionen Menschen im Jahr 2020 und einem langfristigen Rückgang auf 73,08 bis 

zum Jahr 2060 (Vgl. Anhang VI: Statistisches Bundesamt 2016a). Klar ist zum einen, dass 

Migrationsentwicklungen und die Zahlen von Zu- und Fortzügen nicht sicher vorhergesagt 

werden können und zum anderen, dass auch diese eine Verschiebung in der Altersstruktur 

nicht aufhalten können. Prozentual und absolut wird besonders die Zahl der Älteren (über 65) 

deutlich ansteigen und „[d]ie bevorstehenden prognostizierten Entwicklungen werden 

gravierende Auswirkungen auf die sozialen Sicherungssysteme, die Leistungskapazitäten 

informeller sozialer Netzwerke sowie die Versorgung älterer Menschen haben“ (Philippsen 

2014: 39). 

Mit steigendem Alter nimmt auch das Risiko der Pflegebedürftigkeit zu. Im Jahr 2015 wurden 

bereits 2,86 Millionen Pflegebedürftige gezählt (Vgl. Anhang VII: Statistisches Bundesamt 

2017) und laut aktuellen Prognosen könnte die Zahl der Pflegebedürftigen in Deutschland bis 

zum Jahr 2030 auf rund 3,5 Millionen Menschen ansteigen (Vgl. Anhang VIII: Wüest & Partner 

2016). Im Bereich der Pflege von Angehörigen wird das Hilfenetz der Familie aufgrund der 

sinkenden Geburtenrate und der daraus folgenden „wachsenden Zahl kinderloser älterer 

Menschen und einer zunehmenden Erwerbstätigkeit von Frauen“ immer weniger 

pflegebedürftige Menschen versorgen können (Vgl. Philippsen 2014: 39f.). Eine Konsequenz 

um dies auszugleichen, wird sein, auf den erhöhten „Bedarf an entsprechend ausgestatteten 
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Einrichtungen“ zu reagieren und spezielle Einrichtungen für pflegebedürftige Menschen zu 

schaffen. Im Allgemeinen ist aber davon auszugehen, dass Ältere den Wunsch haben, „so 

lange wie möglich selbstbestimmt in einer ‚normalen‘ Wohnung zu leben“ (Senatsverwaltung 

für Stadtentwicklung und Umwelt Berlin 2012: 12). In einer Umfrage von TNS Emid „Wie wollen 

Sie wohnen, wenn Sie 70 Jahre alt sind?" / "Wie wohnen Sie derzeit?" / "Wie haben Sie 

gewohnt, als Sie 70 Jahre alt waren?" (Vgl. Anhang IX: TNS Emnid 2011) antworteten 67 

Prozent der Befragten (alle älter als 50 Jahre), dass sie gerne in einer eigenen Wohnung oder 

einem Haus und ohne Hilfe wohnen möchten. Um diesen Wunsch zu ermöglichen, sind „in 

großem Maße entweder Anpassungen im Bestand oder die Entwicklung neuer Wohnformen 

für ältere Menschen nötig“ (Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt Berlin 2012: 

12). Nun können „die älteren Menschen“ nicht als homogene Gruppe betrachtet werden und 

so werden auch nur von einem Teil dieser Gruppe die gemeinschaftlichen Wohnformen als 

Möglichkeit des Wohnens im Alter in Betracht gezogen. Die Zahl der Befragten (TNS Emnid 

2011), die sich für ein Mehrgenerationenwohnen aussprechen, liegt aber mit 32 Prozent recht 

hoch. Auch Fedrowitz und Gailing (2003:28) sehen „die Relevanz von Wohnprojekten, die 

gemeinschaftliches Wohnen mit älteren Menschen oder generationsübergreifendes Wohnen 

mit älteren Menschen zum Ziel haben“, als steigend.  

2.5. Förderinteresse und Erwartungen der Städte und Kommunen 

„Potentiale der gemeinschaftlichen Bau- und Wohnprojekte hat inzwischen auch die 

Stadtentwicklung- und Wohnungspolitik – auf den unterschiedlichen Ebenen von Bund, 

Land und Kommune – erkannt“ (Ginski und Schmitt 2014: 296).  

In Anschluss an diese These, nennen Ginski und Schmitt (2014: 295) drei Kategorien von 

Unterstützungsleistungen, die Länder, Kommunen und Städte etabliert haben, um Projekte in 

unterschiedlichen Phasen zu unterstützten. Dazu gehören neben der „direkte[n] Förderung 

von Teilleistungen“ (zum Beispiel finanzielle Förderung der Gemeinschaftsräume, Programme 

für die Moderation und Begleitung des Projektes) auch „Gesonderte Verfahren der 

Grundstücksvergabe“ und „Beratung und Wissenstransfer“. In einigen Städten werden freie 

Grundstücke in gesonderten Verfahren nicht an die höchst bietenden Interessenten, sondern 

an diejenigen mit den besten Nutzungskonzepten vergeben. Besonders in Bezug auf die 

Finanzierbarkeit scheitern gemeinschaftliche Wohnprojekte oftmals, da „der Grundstücksanteil 

besonders in innerstädtischen Lagen oft als Kostentreiber“ den Rahmen des Möglichen 

sprengt. Hier können „Erbpachtverträge“ eine Lösung darstellen. Gleichzeitig stellt zum 

Beispiel die Stadt Hamburg „Projektinitiativen befristet Grundstücke zur Verfügung 

(‚Anhandgabe‘)“ und reagiert so auf die lange und aufwendige Vorlaufzeit eines Projektes, 

indem sie eine erste Planungssicherheit schafft. Praktische Beispiele aus der 

Unterstützungskategorie „Beratung und Wissenstransfer“ sind in vielen Städten und 
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Kommunen zu finden. So ist mittlerweile ein breites Netz an Beratungsstellen auf beiden 

Ebenen entstanden, mit dem Ziel „Ideen, Nachfrager, Grundstücke, Bestandsimmobilien und 

Projektträger zusammen[zu]bringen“ (ebd.). 

In dieser Arbeit sollen von gemeinschaftsorientierten Wohnprojekten ausgehende, mögliche 

Impulse in Richtung einer nachhaltigen Stadtentwicklung untersucht werden. Wenn wir unter 

den oben genannten drei Unterstützungskategorien die diversen Förderprogramme und 

Unterstützungsleistungen gebündelt betrachten, so zeigt sich ein großes Förderinteresse auf 

kommunaler, auf Länder- und auch auf städtischer Ebene. Die Frage, die sich somit stellt, ist: 

Welche Erwartungen sind mit der Förderung gemeinschaftsorientierter Wohnformen 

verknüpft? Welchen positiven Beitrag zur Stadtentwicklung erhoffen sich Städte, Länder und 

Kommunen, wenn sie sich für eine Förderung entscheiden? Und letztendlich: Können 

gemeinschaftsorientierte Wohnformen den Anforderungen gerecht werden und ihre 

Impulsgeberrolle erfüllen? 

Beitrag zur Wohnraumversorgung und Markenprofil für die Stadt 

Ginski und Schmitt (2014: 295 f.) differenzieren in Bezug auf den Beitrag, den 

gemeinschaftsorientierte Wohnformen aktuell zur Wohnraumversorgung leisten können, 

zwischen einem „quantitativen“ und einen „qualitativen“ Beitrag. So ist der quantitative Beitrag 

gering, da gemeinschaftsorientierte Wohnformen sich zwar „im Aufwärtstrend“ befinden, dabei 

aber immer noch den Status eines „etablierte[n] Nischenproduktes“ innehaben. Betrachtet 

man den Beitrag aus qualitativer Sicht, so gelten gemeinschaftsorientierte Wohnformen als 

„meist hochwertige […] Angebote […] für (neue) Wohn- und Lebensentwürfe“ und „bedienen 

[…] eine Marktlücke“. Dort, wo Möglichkeiten zur Realisierung von Projekten bestehen, kann 

eine „nachfrageorientierte Selbstversorgung mit Wohnraum“ gelingen (ebd.). Und sind die 

Nischenangebote erst einmal in der Öffentlichkeit bekannt, so können sie zum Markenprofil 

einer Stadt werden. Denn erfolgreich realisierte Projekte bringen „in der Regel Nachahmer mit 

sich. Städte wie Hamburg, Tübingen, Freiburg oder auch Dortmund haben […] sich mit diesem 

Spezialangebot einen Namen bei der Wohnraumversorgung von besonderen Zielgruppen 

gemacht“ (MWEBWV NRW 2010: 9). 

Familienfreundlichkeit und Reurbanisierung 

Aufgrund von Gentrifizierungsprozessen und einem zunehmenden „Preisgefälle zwischen der 

Innenstadt und dem Umland“, kommt es zu einer Abwanderung „in den günstigeren 

suburbanen Raum“ (Müller 2015: 39). Der konträre Wunsch von städtischer Seite wäre jedoch, 

„die so genannten Leitmilieus mit einem breiten nachfrageorientierten Angebot an städtischen 

Wohnformen in der Stadt zu halten“ (Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt 

Berlin 2012: 57). Insofern kann die Förderung von gemeinschaftsorientierten Wohnformen 
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eine Art „Reurbanisierungsstrategie“ darstellen (Vgl. ebd.). So soll zum Beispiel „durch 

Baugemeinschaften der Kostennachteil ausgeglichen werden, den innerstädtisches Bauland 

gegenüber dem suburbanen Raum hat“. Da sich gerade Familien mit Kindern für einen Abzug 

in den suburbanen Raum entscheiden, „sehen die Länder und Kommunen eine Chance für 

eine Reurbanisierung durch Baugemeinschaften1, da das Konzept einen urbanen, 

kinderfreundlichen Gegenentwurf zu dem Einfamilienhaus darstellen soll“ (Müller 2015: 40f.). 

Engagement im Quartier 

Die vorhergehend beschriebene Erwartung der Reurbanisierung zielt vor allem darauf ab, eine 

Abwanderung aus der Stadt zu verhindern. Es erschient logisch und möglich, die Menschen 

in der Stadt zu halten, indem durch Finanzierungsmodelle wie der Baugemeinschaft oder der 

Genossenschaft Kostenvorteile entstehen. Die Gruppen, die ein Projekt realisieren, gelten 

zudem als „‘engagierte Bauträger‘ und ‚stabilisierender Faktor‘ im Wohnumfeld“, da sie „mit 

ihren Projekten nachhaltige Perspektiven verbinden“ (Ginski und Schmitt 2014: 293). 

Eine mit den „engagierten Bauträgern“ verbundene und oft formulierte Erwartung ist die des 

Engagements im Quartier. Über den quantitativ messbaren Aspekt der Zunahme urbaner 

Einwohnerzahlen hinaus, sollen gemeinschaftliche Wohnprojekte qualitativ wirken, indem sie 

„zu einer Stabilisierung und damit Aufwertung von Quartieren“ (Müller 2015: 43) beitragen. In 

einem Handbuch für Kommunen, herausgegeben vom Ministerium für Wirtschaft, Energie, 

Bauen, Wohnen und Verkehr des Landes Nordrhein-Westfalen (MWEBWV NRW 2010: 8) wird 

das Entstehen „sozial stabile[r] Nachbarschaften“ als ein wichtiger positiver Effekt der 

Wohnprojekte genannt. In diesem Fall bleibt unklar, ob sich die Aussage auf die direkte 

Nachbarschaft innerhalb der eigenen vier Wände des Wohnprojektes bezieht, oder auch auf 

nachbarschaftliche Kontakte zu Menschen, die nicht zur eigenen Bewohnergruppe gehören. 

Obwohl hier keine Spezifizierung der Aussage vorgenommen wurde, wird im weiteren 

Textverlauf des hier genannten Handbuches klar, dass von einem Effekt ausgegangen wird, 

der sich auch auf die Umgebung, in Form des des (Wohn-)Quartiers, auswirkt. Beispiele für 

bürgerschaftliches Engagement, das über das eigene Wohnprojekt hinaus geht, sind 

öffentliche „Veranstaltungen in den Gemeinschaftsräumen“, die „lebendige (Wohn-)Quartiere“ 

schaffen (ebd.:8 f.). Neben „Selbstorganisation“ und „Partizipation“ wird von der Stiftung trias 

(2008: 13ff.) „Bürgerschaftliches Engagement“ als wichtiges Merkmal gemeinschaftlichen 

Wohnens genannt. Bei einigen Wohnprojekten kommt es zu „Öffnungen in den Stadtteil, etwa 

durch Stadtteilfeste, thematische Abende oder Nachbarschaftshilfen“ (Gierse und Wagner 

                                                           
1 Baugemeinschaften sind nicht immer gleichbedeutend mit gemeinschaftlichen Wohnformen. Eine 
Baugemeinschaft erfüllt in erster Linie einen ökonomischen Zweck, indem sie die Baukosten für die beteiligten 
Parteien senkt. Gemeinschaftsorientierte Wohnprojekte (im Neubau) werden allerdings meistens als 
Baugemeinschaft realisiert. Somit stellt für Baugemeinschaften ausgeschriebenes Bauland oftmals eine erste 
Bedingung für die Realisierung von gemeinschaftlichen Wohnprojekten dar. Das Konzept der reinen 
Kosteneinsparung und die Intention eines gemeinschaftlichen Wohnprojektes unterscheiden sich jedoch deutlich. 
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2012: 63). Die Amaryllis eG in Bonn zum Beispiel erklärt, „keine Insel“ sein zu wollen, „sondern 

die Kontakte ins und mit dem Wohnviertel [zu] stärken“, was „durch Feste und 

Gesprächsreihen mit der Nachbarschaft gelingt“ (Mensch 2012: 6). Darüber hinaus, kann „aus 

der Mitte eines Wohnprojektes auch neues Engagement entstehen“, wenn zum Beispiel ein 

Wohnprojekt einen „ambulanten Pflegedienst für den gesamten Stadtteil“ organisiert oder ein 

Gemeinschaftsraum für „Kurse der Volkshochschule“ genutzt wird (ebd.: 9). Engagierte 

Wohnprojekte und ihre Bewohner „mischen sich ein, gestalten und prägen ihre Umgebung und 

leisten so einen positiven Beitrag zu Stadtentwicklung und Baukultur“ (MWEBWV NRW 2010: 

8). 

Integration und Inklusion 

Ziel integrierender Projekte „ist die Wahrung von Menschenwürde, Persönlichkeitsrechten und 

Selbstbestimmung, die Vermeidung von Ghettobildung sowie Förderung von interkultureller 

Kommunikation, Offenheit und Toleranz dem Fremden gegenüber“ (Kompetenzzentrum 

BBSR 2008: 21). „Gemeinschaftliche Wohnformen haben ein sehr hohes Integrationspotential 

hinsichtlich Wohn- und Lebensformen“. Sie können dazu beitragen, „die Wohnungsversorgung 

derjenigen zu sichern, die keine oder nur eine geringe Wahlfreiheit auf dem Wohnungsmarkt 

haben“ (Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt Berlin 2012: 20). So wird oftmals 

versucht, über solidarische Ausgleiche auch für Bewohner mit geringem Einkommen und 

wenig Vermögen das Wohnen in einem Wohnprojekt zu realisieren. Allerdings ist zu 

bemerken, dass es vor allem an „öffentlichen und kommunalen Förderungen [liegt], in 

welchem Maße Wohngruppen Haushalte mit geringem Einkommen berücksichtigen“ (Kiehle 

und Riege 2011: 5). Einige Kommunen ermöglichen die Integration von öffentlich geförderten 

Wohnungen und beugen so auch der Gefahr einer drohenden Homogenisierung finanziell 

privilegierter Gruppen innerhalb der Projekte vor. Konrad Hummel, Beauftragter der Stadt 

Mannheim für Konversion, erkennt in gemeinschaftlichen Wohnformen die Gefahr einer 

Ausgrenzung einzelner Gruppen. Eine wichtige Frage die sich stellt, ist: „[W]ie kann man so 

viel Vielfalt ermöglichen, dass nicht alternative „Closed-Shops“ entstehen, dass sich nicht eine 

bestimmte Elite – bildungsfähig, diskursfähig, vielleicht kauffähig – absetzt vom Rest der 

Gesellschaft?“ (Vgl. Mensch 2012: 8). Durch die Möglichkeiten des sozialen Wohnungsbaus, 

ebenso wie durch realisierte Mietobjekte im Investorenmodell, ist nicht mehr unbedingt das 

Einkommen das relevante Selektionskriterium“ (Philippsen 2014: 54). „Längst sind Neue 

Wohnformen nicht mehr auf die Bildungs- und Mittelschicht beschränkt, von wo sie 

ausgegangen sind, sondern in allen sozialen Schichten sind Bestrebungen anzutreffen, 

‚anders‘ zu wohnen“ (Brech 1999: 91). Ob es dann von den Bestrebungen ausgehend auch 

zu einer Realisierung kommt, ist nicht ausschließlich eine Frage des Geldes. Philippsen (2014: 

54) nennt ein „hohes Engagement über einen längeren Zeitraum“, „vielfältige fachliche und 
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soziale Ressourcen“, „Durchhaltevermögen und Motivation“ als die wesentlichen 

Kompetenzen, die es braucht um den Realisierungsprozess zu bewältigen.  

Als Gegenbewegung zur einer aktuellen „Zunahme sozioökonomischer Unterschiede“ ist ein 

„Umdenken hinsichtlich des Umgangs mit ‚Randgruppen‘“ zu beobachten. Dies lässt auch in 

Bezug auf gemeinschaftsorientierte Wohnprojekte „eine neue Diskussion zur Frage sozialer 

Mischung entstehen“ (Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt Berlin 2012: 64).  

So können zum Beispiel die Integration von Wohnungen für Menschen mit Behinderung oder 

für Pflegebedürftige, Möglichkeiten darstellen, um Wohnprojekte „sozial-integrativ“ 

auszurichten (Vgl. Fedrowitz und Gailing 2003: 53 f.). 

3. Nachhaltige Stadtentwicklung 

In der Theorie können gemeinschaftsorientierte Wohnprojekte, wenn sie die oben genannten 

Erwartungen erfüllen, Impulse geben für Reurbanisierungsprozesse und soziale Integration. 

Erwartete Folgen sind außerdem, eine gesteigerte Attraktivität der Stadt durch bezahlbaren 

Wohnraum und die Möglichkeit individuelle Lebens- und Wohnformen zu realisieren. Nicht 

zuletzt wird immer wieder der Zusammenhang hergestellt zwischen dem Engagement der 

Wohnprojektakteure in der Nachbarschaft und einer dadurch angetriebenen, positiven 

Quartiersentwicklung.  

Im fünften und letzten Kapital dieser Arbeit soll beispielhaft die Stadt Bonn und ihre 

gemeinschaftsorientierten Wohnformen betrachtet werden. Es soll untersucht werden, ob die 

unterschiedlichen Projekte und Initiativen einen Beitrag leisten können, inwiefern sie als 

Impulsgeber für eine nachhaltige Stadtentwicklung wirken. Doch zuvor bedarf es noch einer 

Auseinandersetzung mit dem Leitbild der Nachhaltigen Stadtentwicklung. Da für den Begriff 

der Nachhaltigen Stadtentwicklung keine einheitliche Definition anerkannt ist, wird ein 

Rückgriff auf die Entstehung des Begriffs und das Verständnis des Leitbilds genutzt. Auch wird 

aufgezeigt, wie in Deutschland die nationale Stadtentwicklungspolitik nach dem Leitbild 

ausgerichtet ist. 

3.1 Zum Begriff Nachhaltigkeit 

Der Begriff Nachhaltigkeit hat seinen Ursprung in der Forstwirtschaft. Um ein nachhaltiges 

Handeln umzusetzen, sollten in einem Wald nur so viele Bäume abgeholzt werden, wie der 

Wald in einem Jahr auf natürliche Weise regenerieren kann. Das Prinzip der Nachhaltigkeit 

sollte folglich sicherstellen, dass „ein gleichmäßiger Holzanfall für alle Zukunft gesichert ist“ 

(Ninck 1977: 42), sprich ein natürliches System in seinen wesentlichen Eigenschaften 

langfristig erhalten bleibt (Industrie- und Handelskammer (IHK) Nürnberg für Mittelfranken 

2015). Später wurde der Begriff auch auf andere Gebiete ausgeweitet und so existieren 

zahlreiche Ansätze und Begriffsbestimmungen zum Thema Nachhaltigkeit. Worin sich die 
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meisten der Ansätze einig sind, ist die Bedeutung der drei Prinzipien Ökologie, Ökonomie und 

Soziales. Diese werden zum Beispiel im Drei-Säulen-Modell als gleichberechtigt 

nebeneinanderstehend betrachtet oder in einem Nachhaltigkeitsdreieck dargestellt. Das 

Dreieck ist in meistens gleichseitig konzipiert, um zu verdeutlichen, dass allen drei Seiten die 

gleiche Bedeutung zukommt und dass Nachhaltigkeit nur erreicht werden kann, wenn 

ökologische, ökonomische und soziale Aspekte berücksichtigt werden (Kleine 2009: 74 f.; IHK 

2015a). In dieser Arbeit soll keine detaillierte oder isolierte Begriffsdefinition von 

„Nachhaltigkeit“ gegeben werden. Vielmehr steht der Begriff immer im direkten 

Zusammenhang mit der Stadtentwicklung, weshalb davon ausgegangen wird, dass auch diese 

sich im Spannungsdreieck zwischen Ökologie, Ökonomie und Sozialem bewegt. Was wird nun 

unter einer Nachhaltigen Stadtentwicklung verstanden? Und wie kam es zur Entstehung 

dieses, noch immer aktuellen, Leitbildes in der Stadtentwicklungspolitik? 

3.2. Entstehung des Leitbildes Nachhaltige Stadtentwicklung 

In Bezug auf die Entwicklung des Städtebaus und der Stadtplanung stellt Albers (1992: 21) 

fest, „daß (!) viele Wesenszüge der heutigen Stadtplanung nur aus ihrer Entwicklung in den 

vergangenen Jahrzehnten heraus verstanden werden können“ und deshalb das Wissen über 

die historische Entwicklung nötig, ja sogar „eine unerläßliche (!) Voraussetzung für sinnvolles 

Planen in der Gegenwart“ ist.  

Zu Beginn der Diskussion um das Leitbild der Nachhaltigen Stadtentwicklung steht der Begriff 

„Sustainable Development“ (nachhaltige Entwicklung), der zum ersten Mal im Jahr 1987 von 

der Brundtland-Kommission in ihrem Weltbericht Umwelt und Entwicklung genannt wurde (Vgl. 

Hauff 1987). Die erste allgemeine Definition des Begriffes lautet: „Dauerhafte Entwicklung ist 

Entwicklung, die die Bedürfnisse der Gegenwart befriedigt, ohne zu riskieren, daß (!) künftige 

Generationen ihre eigenen Bedürfnisse nicht befriedigen können“ (ebd.: 46). Das Besondere 

an dieser Definition ist der große Bezugsrahmen, der den Umgang des Menschen mit der 

Natur umfasst und dabei auch den Zusammenhang von Wirtschaftssystemen und 

Umweltzerstörung miteinbezieht. Der Weltbericht der Brundtland-Kommission kommt zu dem 

Schluss, dass Umweltzerstörung immer, sowohl wohlstands- als auch armutsbedingt, als 

Erscheinung mit dem industriellen Entwicklungsmodell einhergeht (Vgl. Weiland 2007: 25). Als 

Folgen des industriellen Entwicklungsmodells nennt der Bericht unterschiedliche 

Problemfelder und differenzierte diese in Bezug auf Städte in „Entwicklungsländern“ und 

Städte in „Industrieländern“. Fest steht dabei aber, dass der Schwerpunkt in Zukunft überall 

auf urbaner Entwicklung liegen muss, da bis zum Jahr 2000 mit einem Anteil von 50 Prozent 

an Stadtbevölkerung gerechnet wurde (Vgl. Hauff: 232 f.). Für den städtischen Raum in 

Industrieländern zeigt der Bericht ökologische aber vor allem politische und soziale 

Problemfelder auf. Den ökologischen Problemen, die durch einen enormen 
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Ressourcenverbrauch und die damit verknüpfte Umweltverschmutzung entstehen, soll in 

Zukunft durch bessere Technologien entgegnen gewirkt werden. Als Probleme, für die in 

Zukunft Lösungen auf sozialer und politischer Ebene gefunden werden müssen, sieht der 

Bericht die Abwanderung in den suburbanen Raum, das Zusammenbrechen von 

Nachbarschaften und die Zunahme räumlicher Segregation. Eine Gefahr dieser zunehmenden 

räumlichen Segregation bestehe außerdem in der Ausgrenzung von bestimmten 

Bevölkerungsgruppen, wie zum Beispiel alten Menschen und ethnische Minderheiten (ebd. 

240 f.). 

Rio de Janeiro - Agenda 21 

Im Jahr 1992 fand die UN-Konferenz für Umwelt und Entwicklung in Rio de Janeiro statt. Die 

Konferenz stellt einen wichtigen Meilenstein für die weitere Entwicklung des Leitbildes einer 

Nachhaltigen Stadtentwicklung dar, da die internationale Gemeinschaft in diesem Rahmen 

zum ersten Mal gemeinsame Grundsatzerklärungen abgegeben und Konventionen 

verabschiedet hat. Ein wichtiges Ergebnis der Konferenz war das Aktionsprogramm „Agenda 

21“, das bereits konkrete Handlungsanweisungen formuliert. Im ersten der vier Abschnitte der 

Agenda wird unter Punkt sieben die Förderung einer nachhaltigen Siedlungsentwicklung als 

wichtiges Ziel genannt: „Oberstes Ziel der Siedlungspolitik ist die Verbesserung der sozialen 

und wirtschaftlichen Bedingungen und der Umweltqualität in städtischen und ländlichen 

Siedlungen sowie in der Lebens- und Arbeitswelt aller Menschen“ (UN 1992: 49). Bei der 

Umsetzung wird dabei ein Fokus gelegt auf „Partnerschaften zwischen dem öffentlichen, dem 

privaten und dem kommunalen Sektor“ und auf eine aktive „Beteiligung von Bürgergruppen 

und spezifischer Interessengemeinschaften […] am Entscheidungsprozeß (!)“ (ebd.). In Kapitel 

acht wird weiterhin die Bedeutung der Kommunen hervorgehoben, als Akteure, die „in 

partnerschaftlichem Zusammenwirken“ mit Regierung und Privatsektor, für die „Herbeiführung 

dieser Veränderungen“ die Verantwortung tragen (ebd.: 66). So sollte in Anlehnung an die 

Agenda 21 bis zum Jahr 1996 jede Kommune eine „lokale Agenda 21“, „für eine ökologisch, 

wirtschaftlich und sozial verträgliche Entwicklung erarbeiten“ (Heineberg 2014: 142). Diesen 

Prozess veranlassten die Kommunalverwaltungen in Deutschland „unter Einbeziehung aller 

gesellschaftlichen Kräfte, d.h. in einem Dialog mit […] Bürgern, örtlichen Organisationen und 

der Privatwirtschaft“ (ebd.). 

Charta von Aalborg 

Zwei Jahre nach der ersten Konferenz in Rio fand im Jahr 1994 die „Europäische Konferenz 

über zukunftsbeständige Städte und Gemeinden“ statt, im Rahmen derer von über 80 

europäischen Kommunen die „Charta der Europäischen Städte und Gemeinden auf dem Weg 

zur Zukunftsbeständigkeit“ unterzeichnet wurde. Ziel war es, die Kommunen als lokale Akteure 
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zu einer Beteiligung am Agenda 21 Prozess zu bewegen und diesen auf den individuellen 

Erfahrungen der Kommunen basierend weiterzuentwickeln. So wurden in drei 

Folgekonferenzen weitere Spezifikationen der ursprünglichen Charta von Aalborg 

vorgenommen und „im Jahr 2004 abermals im Rahmen einer weiteren Aalborg Konferenz […] 

mit der Konferenzerklärung Aalborg +10 abgeschlossen“ (Müller 2015: 55 f.). Zu den zehn 

„Aalborg Commitments“ zählt auch das Engagement im Gebiet „Stadtplanung und 

Stadtentwicklung“. Unterzeichnende Kommunen „verpflichten [sich], eine strategische Rolle 

bei der Stadtplanung und Stadtentwicklung im Hinblick auf ökologische, soziale, 

wirtschaftliche, gesundheitliche und kulturelle Aspekte, und zum Nutzen aller zu übernehmen“ 

(City of Aalborg 2004: 5). Darüber hinaus arbeiten sie daran, „heruntergekommene oder 

benachteiligte Gebiete neu zu nutzen und umzugestalten“, „eine Zersiedelung zu vermeiden“, 

„einen gesunden Mix aus Gebäuden und Entwicklungen sicherzustellen […]  wobei dem 

Wohnen in Stadtzentren Priorität eingeräumt wird“ und „Nachhaltigkeitsvorgaben bei Planung, 

Entwurf und Konstruktion festzusetzen und qualitativ hochwertige Architektur und 

Bautechnologien zu fördern“ (ebd.). 

Habitat II 

Im Jahr 1996 wurde bei der UN-Weltkonferenz über menschliche Siedlungen, der 

sogenannten Habitat II, „der Blick nochmals verstärkt auf die nachhaltige Entwicklung, 

insbesondere in den Stadt- und Wohngebieten, gelenkt“ (Heineberg 2014: 142). Das Ziel der 

Habitat II sollte sein, die wesentlichen Punkte der vorhergegangenen Agenden aufzunehmen 

und konkrete Handlungsmaßnahmen zur Förderung der Nachhaltigen Stadtentwicklung zu 

formulieren. Die Nachhaltige Stadtentwicklung wurde dabei als „globale Herausforderung“ 

angesehen, besonders im Kontext „der dramatisch weiter fortschreitenden weltweiten 

Verstädterung, insbesondere in den Entwicklungsländern“ (ebd.). Ziele, die in der Agenda von 

1996 festgelegt wurden, sind unter anderem: „die Änderung nicht nachhaltiger 

Wirtschaftsformen und Lebensstile […], sowie nachhaltige Bevölkerungspolitiken und 

Siedlungsstrukturen zu fördern“, „[d]ie Umweltbelastung zu vermindern, […] eine gesunde 

Lebens- und Arbeitsumwelt für alle Menschen zu ermöglichen und die ökologische Belastung 

von Siedlungen zu reduzieren“, „die Schaffung einer geografisch ausgewogenen 

Siedlungsstruktur zu fördern“, „Fragen der […] Bevölkerungspolitik aufzugreifen und 

demografische Faktoren ohne Einschränkung in die Siedlungsstrategien zu integrieren“ (Vgl. 

Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung (BBR) 2006: 15 f.). 

Habitat III und New Urban Agenda 

Mit der Verabschiedung der Agenda 2030 im Jahr 2015 hat die internationale 

Staatengemeinschaft sich auf 17 Ziele für eine weltweite nachhaltige Entwicklung geeinigt. 

Unter dem Ziel Nummer elf „Nachhaltige Städte und Gemeinden“ ist zu verstehen, dass 
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„Städte und Siedlungen inklusiv, sicher, widerstandsfähig und nachhaltig“ werden sollen. Mit 

diesem Leitmotiv der Urbanisierung setzte sich die UN-Konferenz Habitat III im Oktober 2016 

in Quito, Ecuador auseinander. So war die Habitat III zum einen Folgekonferenz der Habitat II 

und zum anderen die „erste […] globale Konferenz […], auf der man sich konkret mit der 

Umsetzung der Nachhaltigkeitsziele in urbanen Räumen auseinandersetzt“ (Deutsche 

Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit (GIZ) 2016: 11). Auch das Ergebnis der 

Konferenz, die New Urban Agenda, wird als Querschnitt der bisherigen Entwicklungen 

gesehen. Das Besondere an der Agenda ist, dass beim Entstehungsprozess 

Zivilgesellschaftliche Organisationen und Bewegungen starken Einfluss ausübten. „Der größte 

Erfolg zivilgesellschaftlicher Bewegungen ist die Aufnahme des „Right of the City – das Recht 

auf die Stadt“ in die New Urban Agenda“ (Deutsche Gesellschaft für die Vereinten Nationen 

e.V. 2016) 

3.3 Nachhaltige Stadtentwicklung – Die Umsetzung in Deutschland 

Nachdem während der in Kapitel 3.2 aufgeführten Konferenzen allgemeine Strategien 

erarbeitet wurden, hängen die Umsetzung und der Erfolg des Vorhabens Nachhaltige 

Stadtentwicklung letztendlich von der Partizipation verschiedener Akteure auf mehreren 

Ebenen ab.  

3.3.1 Politische und rechtliche Grundlagen 

Zur Umsetzung auf nationaler und lokaler Ebene war in Deutschland „ein kooperatives 

Vorgehen im Rahmen einer neu organisierten Kommunalpolitik“ (Heineberg 2014: 144) 

erforderlich. Dabei ging ein wichtiger Schritt in Richtung nachhaltige Städtebaupolitik vom 

ehemaligen Bundesministerium für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau (BMBau) und 

dem Programm des „Experimentellen Wohnungs- und Städtebaus (ExWoSt)“ aus. Im Rahmen 

des Programms wurde das Forschungsfeld "Städte der Zukunft" 1996 als Antwort auf die 

HABITAT II-Konferenz ins Leben gerufen. Es versteht sich als „städtebaulicher Beitrag zur 

Nationalen Nachhaltigkeitsstrategie“ und wurde als kooperatives Projekt der vier Modellstädte 

Münster, Heidelberg, Dessau und Güstrow durchgeführt. In diesen Modellstädten war das Ziel 

„Impulsprojekte als Mosaiksteine nachhaltiger Stadtentwicklung“ zu erproben, gute Beispiele 

zu dokumentieren und daraus „praxisgerechte Nachhaltigkeitsindikatoren“ zu entwickeln 

(BMVBS/BBR 2003: 3f.).  

Ein bedeutender Schritt war auch die Aufnahme des Leitbildes einer „nachhaltigen 

Raumentwicklung“ in das Raumordnungsgesetz (§ 1 Abs. 2) im Jahr 1998. Hier wird eine 

nachhaltige Raumentwicklung als „Leitvorstellung bei der Erfüllung der Aufgabe[n]“ der 

Raumordnung wie folgt beschrieben: 

„Leitvorstellung […] ist eine nachhaltige Raumentwicklung, die die sozialen und wirtschaftlichen 

Ansprüche an den Raum mit seinen ökologischen Funktionen in Einklang bringt und zu einer 
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dauerhaften, großräumig ausgewogenen Ordnung mit gleichwertigen Lebensverhältnissen in 

den Teilräumen führt“.  

Als zweite Rechtsgrundlage ist das Baugesetzbuch (§ 1 Abs. 5 Satz 1) anzuführen. Die hier 

verankerte Bauleitplanung, leitet und bereitet „die bauliche und sonstige Nutzung“ von 

Grundstücken in Gemeinden vor und erstellt hierzu Flächennutzungs- und Bebauungspläne. 

Ziel der Bauleitpläne ist:  

„eine nachhaltige städtebauliche Entwicklung, die die sozialen, wirtschaftlichen und 

umweltschützenden Anforderungen auch in Verantwortung gegenüber künftigen Generationen 

miteinander in Einklang bringt, und eine dem Wohl der Allgemeinheit dienende sozialgerechte 

Bodennutzung [zu] gewährleisten“. 

 

3.3.2 Aktuelle nationale Stadtentwicklungspolitik 

Die aktuelle nationale Stadtentwicklungspolitik in Deutschland wurde stark beeinflusst durch 

das informelle Ministertreffen im Mai 2007 in Leipzig. Bei diesem Treffen wurde die „Leipzig 

Charta zur nachhaltigen europäischen Stadt“ verabschiedet und damit „Themen der 

Stadtentwicklung wieder auf die politische Agenda in Europa gesetzt“ (Eltges 2010: 173). 

Zentrale Themen und Prinzipien der Leipzig Charta sind: das Instrument der integrierten 

Stadtentwicklungspolitik stärker zu nutzen und der Entwicklung benachteiligter Stadtquartiere 

besondere Aufmerksamkeit zu widmen. Die Ministerinnen und Minister der EU- 

Mitgliedsstaaten verpflichteten sich dazu:  

„eine politische Initiative in ihren Mitgliedstaaten zu starten, wie die Grundsätze und Strategien 

der Leipzig Charta zur nachhaltigen europäischen Stadt in nationale, regionale und lokale 

Entwicklungspolitiken integriert werden können“ (Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, 

Bau und Reaktorsicherheit (BMUB) 2007: 1).  

Rückblickend kann man sagen, dass die Leipzig Charta in den europäischen Mitgliedsstaaten 

eine unterschiedliche „Initiativkraft“ hat und dabei sowohl „legitimierend“ als auch „maßgebend 

auf neue Gesetze, Strategien oder auf Prioritäten“ der Stadtpolitik wirkt (Eltges 2010: 175). Im 

Beispiel Deutschland führte „[d]er Versuch, die Leipzig-Charta zu konkretisieren bzw. das 

Instrument der integrierten Stadtentwicklung noch breiter anzuwenden“ letztendlich zu einer 

„Nationalen Stadtentwicklungspolitik“ (Hatzfeld 2008: 6). Auf dem Weg zu einer nationalen 

Stadtentwicklungspolitik wurde im Jahr 2007 das gleichnamige Memorandum vom 

Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung (BMVBS) und dem Bundesamt für 

Bauwesen und Raumordnung (BBR) verabschiedet und damit die Grundlage der Initiative 

gelegt. Im Fokus dieser Gemeinschaftsinitiative von Bund, Ländern und Kommunen, „steht die 

Etablierung einer integrierten Stadtentwicklung, die fachübergreifend die anstehenden 
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ökonomischen, ökologischen und gesellschaftlichen Herausforderungen in den Städten und 

Gemeinden angeht“ (BMUB 2017). 

Um diese Herausforderungen anzugehen, und Inhalte zu profilieren, konzentriert sich die 

Nationale Stadtentwicklungspolitik auf die folgenden sechs Handlungsfelder (Vgl. BMUB 

2017): 

1. Bürger für ihre Stadt aktivieren - Zivilgesellschaft  

Im Mittelpunkt stehen dabei Nachbarschaften, informelle Gruppen und auch das breite 

Spektrum zivilgesellschaftlicher Organisationen. Voraussetzung für eine gerechte, 

sozial integrierende Stadtgesellschaft ist, dass sich Bürgerinnen und Bürger in ihren 

Städten „wieder finden“. 

2. Chancen schaffen und Zusammenhalt bewahren - soziale Stadt  

Es geht um den Ausbau sozialer Gerechtigkeit - mit dem Ziel, die räumliche 

Segregation in Städten zu begrenzen und gesellschaftliche Integration von 

Migrantinnen und Migranten, Jugendlichen und sozial benachteiligten 

Bewohnergruppen zu fördern. Dabei wird davon ausgegangen, dass soziales 

Engagement vor allem in der Nachbarschaft wächst. 

3. Innovative Stadt - Motor der wirtschaftlichen Entwicklung  

Städte und Gemeinden sollen in ihrer Rolle als Wohn- und Arbeitsort gestärkt werden. 

Innerhalb der urbanen Ökonomie soll eine Verknüpfung zwischen kreativer und 

innovativer Forschung sowie Produktion und Vermarktung erreicht werden. Neben der 

Förderung von Talenten, Toleranz und Technologien soll in den Städten und 

Gemeinden ein kommunikatives Umfeld geschaffen und gepflegt werden, das 

Innovationen und kreative Milieus unterstützt. Dazu gehört es auch, Raum für 

Experimente zu schaffen. 

4. Die Stadt von morgen bauen - Klimaschutz und globale Verantwortung  

In der Nationalen Stadtentwicklungspolitik wird die aktuelle Diskussion über 

Energieeffizienz und erneuerbare Energien aufgenommen. Ziel ist es, beispielhafte 

und vorbildliche Projekte für eine saubere, nachhaltige und gesunde Stadt zu 

unterstützen. Auch hier zielt die Nationale Stadtentwicklungspolitik auf die Kooperation 

mit Bürgern, Wirtschaft und anderen zivilgesellschaftlichen Organisationen. 
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5. Städte besser gestalten - Baukultur 

Städtische Identität entsteht vor allem dort, wo sich das bauliche Umfeld am Menschen 

und seinen Bedürfnissen orientiert. Denn öffentliche Räume geben gesellschaftlichen 

Prozessen einen Ort und qualitativen Ausdruck, sie sind Plätze der 

Selbstverständigung, des Austausches und der urbanen Selbstvergewisserung in einer 

engagierten städtischen Öffentlichkeit. Attraktive Straßen und Plätze sind Angebote für 

Kommunikation und soziale Begegnungen. Sie stabilisieren die Innenbereiche der 

Städte und verbinden diese mit symbolischen Werten.  Die Nationale 

Stadtentwicklungspolitik stellt das gute Bauen sowie die Strategie und Handlungsfelder 

der Baukultur in den Mittelpunkt. Dabei geht es nicht allein um einzelne baukulturelle 

„Highlights“; mehr Baukultur bedeutet vor allem eine durchgängige Gestalt- und 

Verfahrensqualität.  

6. Die Zukunft der Stadt ist die Region - Regionalisierung  

Die Stadt kann ihre Aufgabe als Motor für Wachstum und Innovation nur wahrnehmen, 

wenn sie sich als Teil einer Region versteht. Veränderungsdynamik kann nur dann 

erfolgreich begleitet werden, wenn staatliche, wirtschaftliche und zivilgesellschaftliche 

Akteure miteinander kooperieren, vor allem auch auf regionaler Ebene. So muss sich 

regionale Kooperation gegen bestehende und zum Teil auch erfolgreiche Routinen 

durchsetzen und wächst am besten an Themen und Strategien, die über einen 

regionalen Mehrwert verfügen. Die Nationale Stadtentwicklungspolitik zielt auf Projekte 

und Maßnahmen, die regionale Partnerschaften in der Stadtentwicklung begründen, 

neue und praxisorientierte Formen der Kooperation einüben und insbesondere so die 

Erfolgsfaktoren für eine zukunftsfähige Regionalisierung erkennbar werden lassen. 

 

 

 

 

 



 

 

 33 

Abbildung 6 Grundsätze Nationaler Stadtentwicklungspolitik, dargestellt im Nachhaltigkeitsdreieck 

Quelle: Eigene Darstellung 

3.4 Die Grundsätze Nationaler Stadtentwicklungspolitik und ihr Bezug zu den 

Dimensionen der Nachhaltigkeit 

Vor dem Hintergrund, dass nachhaltige Stadtentwicklung immer innerhalb der drei 

Dimensionen Ökologische, ökonomische und soziale Entwicklung zu betrachten ist, soll eine 

mögliche Verortung der einzelnen Handlungsfelder im Nachhaltigkeitsdreieck vorgenommen 

werden. 

 

 

1. Zivilgesellschaft  

2. Soziale Stadt  

3. Innovative Stadt 

4. Klimaschutz und 

globale Verantwortung  

5. Baukultur  

6. Regionalisierung  

 

 

 

 

 

 

Die in Abbildung 6 vorgenommene Verortung der Handlungsfelder im Nachhaltigkeitsdreieck 

stellt nur eine mögliche Interpretation dar und erhebt keinerlei Anspruch auf Richtigkeit. Beim 

Versuch der Einordnung fällt auf, dass einige Handlungsfelder gezielt ihren Schwerpunkt auf 

eine der drei Dimensionen legen. So lässt sich zum Beispiel das Handlungsfeld „Soziale Stadt“ 

klar in der rechten unteren Ecke verorten. Es geht in diesem Feld um den Ausbau sozialer 

Gerechtigkeit und die Integration aller Bevölkerungsteile in die Stadt durch begrenzte 

räumliche Segregation. Dennoch sind in diesem Zusammenhang alle drei Dimensionen des 

Dreiecks zu berücksichtigen. Sprechen wir zum Beispiel von der Integration benachteiligter 

Gruppen, so geht mit der sozialen Benachteiligung oftmals auch eine wirtschaftliche 
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Benachteiligung einher und auch räumliche Segregation kann zum Beispiel aufgrund von 

räumlich-oder quartiersgebundenen Differenzen in Bezug auf Wohnraumkosten entstehen.  

Auf diese Art können auch die anderen Handlungsfelder in Bezug zu den drei Dimensionen 

gesetzt und eingeordnet werden. Lediglich das Handlungsfeld sechs, die Regionalisierung, 

entzieht sich einer Tendenz in Richtung einer oder mehrerer Dimensionen. Eine regionale 

Kooperation muss in allen Bereichen gleichermaßen angestrebt werden, um ökologischen, 

sozialen und ökonomischen Herausforderungen auf regionaler Ebene zu begegnen. Unter 

Berücksichtigung dieser Besonderheit wurde Regionalisierung als zentrales Handlungsfeld in 

der Mitte des Dreiecks verortet. Auch möglich, in einer anderen Darstellungsform, wäre eine 

stützende und ergänzende Rolle der Regionalisierung, die dabei alle Dimensionen einer 

nachhaltigen    Entwicklung    gleichzeitig    und    gleichgewichtig berücksichtigt. Zum 

Handlungsfeld eins soll noch angemerkt werden, dass ziviles Engagement, im Sinne von 

bürgerschaftlich getragenen Initiativen und Projekten, deutlich der sozialen Dimension 

zuzuordnen ist. Setzt man den Fokus aber auf den Bereich, in dem das Engagement 

stattfindet, so kann dieses vielfältige Formen annehmen, zum Beispiel dem Umweltschutz 

dienen, und somit der ökologischen Dimension stark verbunden sein. 

4. Gemeinschaftsorientierte Wohnformen und Nachhaltige 

Stadtentwicklung 

Ist es möglich, eine nachhaltige Stadtentwicklung durch gemeinschaftsorientiertes Wohnen zu 

fördern? Nachdem bekannt ist, dass gemeinschaftsorientierte Wohnprojekte in Deutschland 

quantitativ keine große Rolle spielen, wäre ein möglicher Ansatz, sie als Lebensform einer 

Minderheit zu betrachten, die keinen großen Einfluss auf die nachhaltige Entwicklung einer 

gesamten Stadt haben kann. Dennoch soll gemeinschaftsorientiertes Wohnen hier in den 

Kontext der nachhaltigen Stadtentwicklung gestellt werden. Es wird eine Perspektive 

eingenommen, die gemeinschaftsorientiertes Wohnen „als eine Form der Bearbeitung so 

genannter Fortschrittsnebenfolgen, als Facette einer ‚reflexiven Modernisierung‘ versteht“ 

(Stiftung trias 2008: 140). Gemeinschaftsorientiertes Wohnen als „reflexive Modernisierung“, 

als Antwort auf Herausforderungen des sozialen- und demografischen Wandels, beinhaltet auf 

den ersten Blick vor allem Bemühungen die sich im Bereich sozialer Nachhaltigkeit bewegen. 

Da sich viele Projekte auch bewusst für eine besonders ökologische Bau- und Lebensweise 

entscheiden und ökonomische Nachhaltigkeit zum Beispiel in Bezug auf bezahlbaren 

Wohnraum eine große Rolle spielt, scheint es sinnvoll, alle drei Dimensionen zu betrachten. 
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Ökologische Nachhaltigkeit 

Im Rahmen eines Neubaus können ökologische Standards realisiert und zum Beispiel durch 

den Einsatz von neuen Technologien Energie eingespart werden. Dennoch ist konsequent 

ökologisches Wohnen „ohne grundlegende Verhaltensänderungen nicht möglich“ (Fedrowitz 

und Gailing 2003: 45). 

Ökonomische Nachhaltigkeit 

Man kann ökonomische Nachhaltigkeit zuerst einmal auf die Wohnkosten beziehen und so auf 

bezahlbaren Wohnraum reduzieren. Ökonomische Nachhaltigkeit kann auch durch die 

gemeinsame Finanzierung von Gemeinschaftseinrichtungen oder der Selbstorganisation 

wohnungsbezogener Aufgaben erreicht werden(Vgl. Stiftung trias 2003: 141 f.). 

Soziale Nachhaltigkeit 

Durch gemeinschaftsorientierte Wohnformen ergeben sich Vorteile für die einzelnen 

Bewohner sowie für die gesamte Bewohnergruppe. Indem enge soziale Netzwerke innerhalb 

der eigenen vier Wände entstehen, wirken gemeinschaftsorientierte Wohnprojekte oftmals 

darüber hinaus „sozial-integrativ […] in den Stadtteil hinein“ (Fedrowitz und Gailing 2003:61). 

4.1 Fallbeispiel Bundesstadt Bonn 

Beispielhaft soll die Bundesstadt Bonn als Raum, in dem gemeinschaftsorientiertes Wohnen 

stattfindet, in diesem Kapitel genauer betrachtet werden. Wie auch deutschlandweit zu 

beobachten ist, sind in Bonn verstärkt in den letzten Jahren neue gemeinschaftsorientierte 

Wohnformen entstanden. Zudem bezeichnet sich die Stadt selbst als „Standort und Akteur für 

Nachhaltigkeit“ (Bundesstadt Bonn 2016). Aufgrund der Bedeutung als Standort für 

international agierende Organisationen werden von Bonn aus internationale Beziehungen und 

Programme zur Förderung einer weltweiten nachhaltigen Entwicklung gelenkt. Nun stellt sich 

die Frage nach dem lokalen Fokus und der Nachhaltige (Stadt-)Entwicklung vor Ort in Bonn. 

4.1.1 Bonn als Standort und Akteur für Nachhaltigkeit 

„Diese Stadt hat sich zur Welthauptstadt für Nachhaltigkeit und Klimaschutz entwickelt, für 

Menschheitsaufgaben, die heute drängender sind denn je“ (Steinmeier 2016). So beschreibt 

der damalige Außenminister Frank-Walter Steinmeier in einer Rede im World Conference 

Center in Bonn die Bedeutung der ehemaligen Bundeshauptstadt. Dabei bezieht sich seine 

Perspektive vor allem auf die Rolle Bonns „als deutsche Stadt der Vereinten Nationen“ 

(Bundesstadt Bonn 2016a), in der derzeit 18 UN-Organisationen ansässig sind. Im Jahr 2016 

eröffnete zudem das UN-Kampagnenbüro, „UN SDG Action Campaign“ für die Nachhaltigen 

Entwicklungsziele. Die Kampagne wurde auf Initiative des UN-Generalsekretärs Ban Ki Moon 

ins Leben gerufen, um die im Herbst 2015 verabschiedete Agenda 2030 für Nachhaltige 
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Entwicklung in die internationale Öffentlichkeit zu tragen (UN SDG Action Campaign 2016). 

Als internationaler Wirtschafts- und Kongressstandort initiierte die Stadt Bonn im Jahr 2006 

das Projekt „Sustainable Bonn“, welches durch Zertifizierung über 50 „kleine und 

mittelständische Unternehmen (KMU) [in der Konferenzbranche] dazu angeregt [hat], eine auf 

mehr Nachhaltigkeit ausgerichtete Wirtschaftsweise zu implementieren“ (Bundesstadt Bonn 

2017a). 

Die Stadt Bonn ist in verschiedenen Nachhaltigkeitsnetzwerken aktiv. Sie gehört unter 

anderem dem internationalen Städtenetzwerk ICLEI - Local Governments for Sustainability 

und dem Klima-Bündnis der Städte an. „Der Bonner Oberbürgermeister Ashok Sridharan 

gehört dem ICLEI Weltvorstand als stellvertretender Vorsitzender des Weltbürgermeisterrats 

zum Klimawandel (WMCCC) an und hat ein besonderes Mandat für die Klimaverhandlungen 

in Bonn und das Klimaregister der Städte, carbonn“ (Bundesstadt Bonn 2016). An die Stelle 

„klassischer Städtepartnerschaften“ treten in Bonn „nachhaltigkeitsorientierte 

Projektpartnerschaften“, durch deren Vernetzung unter anderem „im Vorfeld internationaler 

Konferenzen […] kommunalen Vorkonferenzen“ stattfanden, um Kompetenzen und 

Erfahrungen der Partnerstädte zu bündeln (ebd.). Im Rahmen der Agenda 21 wurde in Bonn 

im Jahr 1997 ein Agenda-Büro eingerichtet, das in Kooperation mit Vereinen und Gruppen 

Projekte zur lokalen Agenda 21 durchführt (Bundesstadt Bonn 2016b). Seit 2002 gibt die Stadt 

außerdem einen Nachhaltigkeitsbericht heraus, der die nachhaltige Entwicklung in den vier 

Leitkategorien Wohlbefinden, Soziale Gerechtigkeit, Umweltqualität und Ressourceneffizienz 

und Wirtschaftliche Effizienz erfasst. Zum Thema Wohnen erscheinen im 

Nachhaltigkeitsbericht unter der Leitkategorie „Soziale Gerechtigkeit“ Zahlen zur Entwicklung 

des geförderten Wohnraums (Bundesstadt Bonn 2017b). 

4.1.2 Gemeinschaftsorientierte Wohnformen in Bonn in Zahlen 

Im Raum Bonn bestehen derzeit (stand Juni 2017) neun gemeinschaftsorientierte 

Wohnprojekte. Sieben davon befinden sich innerhalb des Bonner Stadtgebiets, zwei weitere 

in der nahen Umgebung. Addiert man die aktuellen Bewohnerzahlen der sieben Projekte im 

Stadtgebiet, so wohnen aktuell 405 Personen im Stadtgebiet Bonn gemeinschaftsorientiert 

und meist generationsübergreifend zusammen. Bei einem Vergleich zur Gesamtzahl von 

320.820 wohnberechtigten Personen in den vier Stadtbezirken Bonn, Bad Godesberg, Beuel 

und Hardtberg (Statistikstelle der Bundesstadt Bonn; Stichtag 31.12.2015) ergibt sich ein 

Anteil von 0,0013 % der Wohnberechtigten, die sich in Bonn für eine neue 

gemeinschaftsorientierte Wohnform entschieden haben. Anders formuliert, wohnt einer von 

792 Bürgern derzeit in einem der erfassten gemeinschaftsorientierten Wohnprojekte. Auf Basis 

dieser Zahlen steht fest, dass trotz einem möglichen gesteigerten Interesse an 

gemeinschaftsorientierten Wohnen die quantitative Verbreitung kaum eine Rolle spielt. Wie 

auch Ginski und Schmitt (2014: 295 f.) in Bezug auf den Beitrag von gemeinschaftsorientierten 
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Wohnformen zur Wohnraumversorgung schlussfolgerten, muss der Fokus auf den qualitativen 

Beitrag der Projekte gelegt werden. Welche Potentiale (soziale, ökologische und 

ökonomische) haben die Wohnprojekte um einen Beitrag zur nachhaltigen Entwicklung der 

Stadt zu leisten? 

4.1.3 Übersicht der bestehenden Wohnprojekte 

In Abbildung 7 wird anhand einer Karte der Stadt Bonn und ihrer Umgebung die geographische 

Lage der derzeit neun Wohnprojekte dargestellt. Die beiden Wohnprojekte WIR-

Hausgemeinschaft am Campus e.V. in Rheinbach und Gemeinsam Leben – Wohnen mit Jung 

und Alt e.V. in Sankt-Augustin-Menden befinden sich zwar im Verdichtungsraum Bonn, liegen 

aber außerhalb des Bonner Stadtgebietes. Beide werden aufgrund ihrer Nähe zu den direkt 

angrenzenden Bonner Stadtbezirken Bonn (WIR-Hausgemeinschaft am Campus e.V.) und 

Beuel (Gemeinsam Leben – Wohnen mit Jung und Alt e.V.) in dieser Arbeit mitbetrachtet.  
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Abbildung 2 Übersicht Lage der Wohnprojekte Stadtgebiet Bonn und Umgebung 

Quelle: Eigene Darstellung (Karte von Openstreetmap.org) 
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Um eine Grundlage für die Analyse der Wohnprojekte zu schaffen, werden zunächst 

Steckbriefe der neun Wohnprojekte erstellt. Diese enthalten Informationen zu den folgenden 

Parametern: Wohnform-Variante, Zielgruppe, Soziale Struktur, inhaltliche Schwerpunkte, 

Rechtsform, Bauform, Alter und Angaben zu vorhandenen Gemeinschaftseinrichtungen im 

Projekt. Außerdem werden Zahlen zu Größe und Umfang der Projekte erfasst. Über diese 

Parameter hinaus sollen Informationen über die Potentiale der Wohnprojekte (ökonomische, 

ökologische und soziale) zusammengetragen werden. Im nachfolgenden Kapitel 4.2 werden 

die Potentiale innerhalb der drei Nachhaltigkeitsdimensionen genauer betrachtet und mit Hilfe 

von Beispielen aus den Bonner Projekten veranschaulicht. Somit dient die Erstellung der 

Projektsteckbriefe als Informationsgrundlage für die geplante Kategorisierung der Potentiale. 

WIR-Hausgemeinschaft am Campus e.V. 

Wohnform-Variante Mehrgenerationenwohnen 

Zielgruppe  

(Angaben v.a. auf Basis der 

vom Projekt ausgewählten 

Zielgruppen-Kategorien im 

Wohnprojekte-Portal) 

• Keine bestimmte Zielgruppe, Alleinerziehende, behinderte 

Menschen, Familien, interkulturell, 

Mehrgenerationenwohnen, Schwule/Lesben, Seniorinnen 

und Senioren, Singles, Wohnen mit Kindern 

• Studenten in Studenten-WGs, Menschen mit Pflegebedarf in 

Senioren-WG „Laube“ 

Soziale Struktur • Derzeit: 53 Bewohner: davon Kinder/Jugendliche (bis 20 

Jahre):10, Erwachsene (bis 60 Jahre): 21, Erwachsene (über 

60 Jahre): 22 

Inhaltliche Schwerpunkte 

(ausgewählte Kategorien im 

Wohnprojekte-Portal), 

Motive, Ziele 

• Inhaltliche Schwerpunkte: Nachbarschaftliche Aktivitäten, 

gegenseitige Hilfe, Pflegemöglichkeiten integriert, fröhliches 

Zusammenleben 

• Neue zukunftsorientierte und lebendige Wohnform 

• Kommunikation 

• Kinderfreundlichkeit 

• Nachbarschaftliche Unterstützung 

• Hilfe im Notfall 

• Aktives, lebendiges Miteinander 

Charakteristika  

(Größe, Anzahl der 

Wohneinheiten, Fläche)  

• Grundstück: ca. 3.200 m² 

• Wohnfläche von ca. 3.000 m² 

• 41 unterschiedlich große, barrierefreie Mietwohnungen in 

versch. Größen, eine Gruppenwohnung mit 7 

Einzelappartements die zusätzlich über ein Pflegebad 

verfügen 

• sowohl geförderter (1/3) als auch frei finanzierter Wohnraum 

(2/3) 

Gemeinschaftseinrichtungen • Gemeinschaftsraum mit Küche, Bar und Außenbereich mit 

Grillmöglichkeit 

• Gästewohnung 

• Garten und Spielplatz 

• Tiefgarage 

• Kellerräume inkl. Wäschekeller mit Münzwaschautomat-  und 

Trockner 

Rechtsform • Verein, geförderte- und Mietwohnungen 
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Bauform • Neubau 

Jahr und Art der Initiierung • Von Verein gemeinsam mit privatem Investor initiiert, 

Planungsbeginn 2008, seit 2012 bewohnt 

Soziale Potentiale - 

Engagement im Quartier 

• Nachbarschaftscafé 

• Straßenfeste 

Ökologische Potentiale • erhöhte Wärmedämmung über ein Blockheizkraftwerk 

• 2 Gasbrennwertthermen 

• kontrollierte Wohnraumlüftung in allen Wohnungen 

• gesondertes Wassersystem mit Regenwasser für 

Waschmaschinen und WC-Spülung 

• Nutzung der Solarenergie ist installationsmäßig vorgesehen 

Ökonomische Potentiale • Keine Angaben (n.a.) 

 

Projektwebsite 

- WIR - Hausgemeinschaft am Campus e.V. (2017): http://www.wir-hausamcampus.de/ (Letzter Aufruf 

am 26.06.2017) 

 

Quellen 

- Wohnprojekte Portal der Stiftung trias (2017): WIR-Hausgemeinschaft am Campus e.V. Das Projekt 

[Abrufbar unter: http://www.wohnprojekte-portal.de/projekte-suche/projektdetails.html?uid=20624 ] 

(Letzter Aufruf am 27.06.2017) 

- Saxler-Schmidt, Gerda (2013): Mehrgenerationenhaus in Rheinbach. Jung und Alt unter einem Dach, 

Bonner General Anzeiger Zeitungsdruckerei und Verlagsanstalt H. Neusser GmbH [Abrufbar unter: 

http://www.general-anzeiger-bonn.de/region/vorgebirge-voreifel/rheinbach/Jung-und-Alt-unter-einem-

Dach-article1087363.html] (Letzter Aufruf am 27.06.2017) 

- Pieper,Dominik (2012): Linksrheinischer Rhein-Sieg-Kreis. In Rheinbach steht das erste 

Mehrgenerationen-Wohnhaus, Bonner General Anzeiger Zeitungsdruckerei und Verlagsanstalt H. 

Neusser GmbH [Abrufbar unter: http://www.general-anzeiger-bonn.de/region/vorgebirge-

voreifel/rheinbach/In-Rheinbach-steht-das-erste-Mehrgenerationen-Wohnhaus-article818251.html ] 

(Letzter Aufruf am 27.06.2017) 

 

 

Wahlverwandschaften e.V. - Hausgemeinschaft Altstadt-Nord 

 

Wohnform-Variante Mehrgenerationenwohnen in Hausgemeinschaft 

Zielgruppe  

(Angaben v.a. auf Basis der 

vom Projekt ausgewählten 

Zielgruppen-Kategorien im 

Wohnprojekte-Portal) 

• Keine bestimmte Zielgruppe, Alleinerziehende, behinderte 

Menschen, Familien, interkulturell, 

Mehrgenerationenwohnen, Seniorinnen und Senioren, 

Singles, Wohnen mit Kindern, zugewandtes Zusammenleben 

von Jung und Alt 

Soziale Struktur • Derzeit: 46 Menschen im Alter von einem Monat bis 86 

Jahren 

Inhaltliche Schwerpunkte 

(ausgewählte Kategorien im 

Wohnprojekte-Portal), 

Motive, Ziele 

• Inhaltliche Schwerpunkte: nachbarschaftliche Aktivitäten, 

gegenseitige Hilfe, Kunst und Kultur, ökologische 

Ausrichtung, Vereinsleben und miteinander gelebte 

Nachbarschaft 

• Nach den Grundsätzen des Vereins steht ein achtsames und 

solidarisches Miteinander im Mittelpunkt 

• „Die Hausgemeinschaft ist vielfältig und lebendig, sie ist 

entlastend, anregend und unterstützend“ 

• Motto „Zurück in die Stadt“ (zentrale Lage im Stadtzentrum, 

um auch „Vielfalt eines pulsierenden Kulturlebens“ zu nutzen) 
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Charakteristika  

(Größe, Anzahl der 

Wohneinheiten, Fläche)  

• 2 Häuser, die dazwischen einen Garten einschließen 

• Im Haus zur Straße gibt es 23 Mietwohnungen (davon 7 

geförderte Wohnungen mit Wohnberechtigungsschein) 

• Im Haus zum Garten 11 Eigentumswohnungen 

• Die Wohnungen haben unterschiedliche Zuschnitte und 

Größen und sind barrierefrei 

Gemeinschaftseinrichtungen • In allen 3 Hausgemeinschaften [der Wahlverwandschaften 

e.V.] gibt es neben den Wohnungen einen 

Gemeinschaftraum (Gemeinschaftswohnung), der vielerlei 

internen Zwecken dient (u.a. Besprechungen, Bildung, Sport, 

Feiern, Musik). Der Gemeinschaftsraum ist zugleich auch 

Brücke nach außen, etwa für öffentliche Informations-

Veranstaltungen oder Vorträge. Der Verein unterstützt die 

Hausgemeinschaften in der nachhaltigen Bereitstellung 

dieser Gemeinschafts-Infrastruktur. 

• Großer Garten 

• Wäschekeller mit Münzwaschmaschinen 

Rechtsform • Verein, Miet-/Förder- und Eigentumswohnungen 

Bauform • Neubau 

Jahr und Art der Initiierung • Von Verein gemeinsam mit RheinHaus GmbH als Investor 

initiiert, Planungsbeginn 2005, seit 2008 bewohnt 

Soziale Potentiale - 

Engagement im Quartier 

• Aktiver Kontakt zu und Austausch mit Nachbarn (Bsp. 

Nachbarschaftsfeste) 

• Beteiligung an Aktivitäten im Viertel (Straßen- und 

Stadtteilfeste u.a. Macke-Viertel-Fest, Fest der Kulturen) 

• Öffnung des Gemeinschaftsraums für unterschiedliche 

Interessengruppen (Bsp. Beteiligung an der „Bonner Altstadt-

Lesereise“, Lesung im Gemeinschaftsraum; Filmvorführung 

im Rahmen des Videonale-Festivals 2017) 

• Im Kooperation mit der VHS Bonn regelmäßige 

Infoveranstaltung für interessierte Bürger, mit Besichtigung 

der Häuser 

Ökologische Potentiale • Energieeffiziente Bauweise 

• Nachhaltige Ressourcennutzung 

Ökonomische Potentiale • Aufgaben der Hausgemeinschaft werden in kleinen Teams 

organisiert. Damit reduzieren sich u.a. auch die Nebenkosten 

• Wer möchte, teilt, tauscht und verleiht Dinge, auch das Auto. 

 

Projektwebsite 

- Wahlverwandschaften Bonn e.V. (2017): http://wahlverwandtschaften-bonn.de/ (Letzter Aufruf am 

26.06.2017) 

Quellen 

- Wohnprojekte Portal der Stiftung trias (2017): Wahlverwandschaften Bonn e.V. Das Projekt [Abrufbar 

unter: http://www.wohnprojekte-portal.de/projekte-suche/projektdetails.html?uid=21032 ] (Letzter 

Aufruf am 26.06.2017) 

- Montag Stiftung Urbane Räume (2012): Nachbarschaftsprojekte 2012. Wahlverwandschaften Bonn. 

[Abrufbar unter: http://map.neue-nachbarschaft.de/projekt/1012/53 ] (Letzter Aufruf am 26.06.2017) 

- Wahlverwandschaften Bonn e.V. (2016): Informationen zur Hausgemeinschaft Altstadt-Nord. 

Heerstraße. [Abrufbar unter:  http://s3.amazonaws.com/stridor-

content_management/upload/wahlvw/pdf/heerstra_e_info_2016.pdf ] (Letzter Aufruf am 27.06.2017) 

- Interview 2: Eileen Hofmann, Wahlverwandschaften Bonn e.V, Hausgemeinschaft 

Heerstraße vgl. Anhang C: Transkript Interview 2 
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Wahlverwandschaften e.V. - Hausgemeinschaft Plittersdorf 

 

Wohnform-Variante Mehrgenerationenwohnen in Hausgemeinschaft 

Zielgruppe  

(Angaben v.a. auf Basis der 

vom Projekt ausgewählten 

Zielgruppen-Kategorien im 

Wohnprojekte-Portal) 

• Keine bestimmte Zielgruppe, Alleinerziehende, behinderte 

Menschen, Familien, interkulturell, 

Mehrgenerationenwohnen, Seniorinnen und Senioren, 

Singles, Wohnen mit Kindern, zugewandtes Zusammenleben 

von Jung und Alt 

Soziale Struktur • Derzeit: 55 Bewohner zwischen 2 Monaten und 79 Jahren 

Inhaltliche Schwerpunkte 

(ausgewählte Kategorien im 

Wohnprojekte-Portal), 

Motive, Ziele 

• Inhaltliche Schwerpunkte: nachbarschaftliche Aktivitäten, 

gegenseitige Hilfe, Kunst und Kultur, ökologische 

Ausrichtung, Vereinsleben und miteinander gelebte 

Nachbarschaft 

• „Wir sind heute eine Wohngemeinschaft, in der sich jede(r) 

auf vielfältige und eigene Art und Weise engagieren kann“ 

Charakteristika  

(Größe, Anzahl der 

Wohneinheiten, Fläche)  

• Drei Häuser, die dazwischen einen Innenhof einschließen 

• 18 Mietwohnungen, 4 Förderwohnungen und 14 

Eigentumswohnungen 

• Die Häuser liegen im Neubaugebiet „Rheinauer Gärten”, der 

Rhein und die Rheinaue sind nah 

• Die Wohnungen haben unterschiedliche Zuschnitte und 

Größen und sind barrierefrei 

Gemeinschaftseinrichtungen • Gemeinschaftswohnung (siehe Anmerkung 

Hausgemeinschaft Altstadt-Nord) 

• Innenhof mit Grünflächen 

• Wäschekeller mit Münzwaschmaschinen 

Rechtsform • Verein, Miet-/Förder- und Eigentumswohnungen 

Bauform • Neubau 

Jahr und Art der Initiierung • Von Verein gemeinsam mit RheinHaus GmbH als Investor 

initiiert, Planungsbeginn 2006, seit Dez. 2010 bewohnt 

Soziale Potentiale - 

Engagement im Quartier 

• Nachbarschaftliches Engagement im Umfeld 

• „In lebendiger Nachbarschaft wächst noch viel mehr: 

gegenseitige Unterstützung im Alltag, Teilen, Verantwortung 

für das Haus, gemeinsames Lernen & Entscheiden, 

Anstiftung zu Engagement…“ 

Ökologische Potentiale • Energieeffiziente Bauweise 

• An städtische Fernwärmeversorgung angeschlossen 

• Nachhaltige Ressourcennutzung 

Ökonomische Potentiale • Aufgaben der Hausgemeinschaft werden in kleinen Teams 

organisiert. Damit reduzieren sich u.a. auch die Nebenkosten 

• Wer möchte, teilt, tauscht und verleiht 

 

Projektwebsite 

- Wahlverwandschaften Bonn e.V. (2017): http://wahlverwandtschaften-bonn.de/ (Letzter Aufruf am 

26.06.2017) 

Quellen 

- Wohnprojekte Portal der Stiftung trias (2017): Wahlverwandschaften Bonn e.V. Das Projekt [Abrufbar 

unter: http://www.wohnprojekte-portal.de/projekte-suche/projektdetails.html?uid=21032 ] (Letzter 

Aufruf am 26.06.2017) 
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- Regionaler Arbeitskreis Entwicklung, Planung und Verkehr Bonn/Rhein-Sieg/Ahrweiler (2011): Das 

regionale Handlungskonzept Wohnen 2020. Impulsprojekte 2011. Die Region Bonn/Rhein-

Sieg/Ahrweiler baut auf die Zukunft, in: Beiträge zur Regionalentwicklung, Nr. 6/2011 [ Abrufbar unter: 

http://region-bonn.de/mapbender/daten/rak_projekte/impuls/Broschuere_Impulsprojekte_2011.pdf ] 

(Letzter Aufruf am 26.06.2017) 

- Wahlverwandschaften Bonn e.V. (2016): Informationen zur Hausgemeinschaft Plittersdorf [Abrufbar 

unter: http://s3.amazonaws.com/stridor-content_management/upload/wahlvw/pdf/2_wohnen_-

_wo_andere_urlaub_machen.pdf ] (Letzter Aufruf am 26.06.2017) 

- Neue Wohnformen - Portal der Stiftung trias - gemeinnützige Stiftung für Boden, Ökologie und Wohnen 

(2017): Realisierte Projekte. Hausgemeinschaft Plittersdorf. [Abrufbar unter: http://www.neue-

wohnformen.de/projekte-suche/projektdetails/?uid=23393 ] (Letzter Aufruf am 26.06.2017)  

 

 

Wahlverwandschaften e.V. - Hausgemeinschaft Duisdorf 

 

Wohnform-Variante Mehrgenerationenwohnen in Hausgemeinschaft 

Zielgruppe  

(Angaben v.a. auf Basis der 

vom Projekt ausgewählten 

Zielgruppen-Kategorien im 

Wohnprojekte-Portal) 

• Keine bestimmte Zielgruppe, Alleinerziehende, behinderte 

Menschen, Familien, interkulturell, 

Mehrgenerationenwohnen, Seniorinnen und Senioren, 

Singles, Wohnen mit Kindern, zugewandtes Zusammenleben 

von Jung und Alt 

Soziale Struktur • Derzeit: ca. 70 Erwachsene und 11 Kinder, Bewohneralter: 

von 1 bis 81 Jahren 

Inhaltliche Schwerpunkte 

(ausgewählte Kategorien im 

Wohnprojekte-Portal), 

Motive, Ziele 

• Inhaltliche Schwerpunkte: nachbarschaftliche Aktivitäten, 

Gegenseitige Hilfe, Kunst und Kultur, ökologische 

Ausrichtung, Vereinsleben und miteinander gelebte 

Nachbarschaft 

• Gute Vernetzung im urbanen Umfeld 

Charakteristika  

(Größe, Anzahl der 

Wohneinheiten, Fläche)  

• 2 Häuser mit großer Gartenfläche dazwischen 

• 54 Wohnungen (davon sieben öffentlich geförderte 

Mietwohnungen mit Wohnberechtigungsschein, 26 

Eigentums- und 20 freifinanzierte Mietwohnungen) 

• Die Wohnungen haben unterschiedliche Zuschnitte und 

Größen und sind barrierefrei 

Gemeinschaftseinrichtungen • Gemeinschaftswohnung (siehe Anmerkung 

Hausgemeinschaft Altstadt-Nord) 

• Grillplatz, Gartenhäuschen und große Terrasse an der 

Gemeinschaftswohnung 

• Große Gartenfläche mit Kinderspielplatz 

• Wäschekeller mit Münzwaschmaschinen 

Rechtsform • Verein, Miet-/Förder- und Eigentumswohnungen 

Bauform • Neubau 

Jahr und Art der Initiierung • Von Verein gemeinsam mit RheinHaus GmbH als Investor 

initiiert, Planungsbeginn 2010, seit 2012 bewohnt 

Soziale Potentiale - 

Engagement im Quartier 

• Nachbarschaftliches Engagement im Umfeld 

Ökologische Potentiale • Energieeffiziente Bauweise 

• Blockheizkraftwerk 

• Nachhaltige Ressourcennutzung 

Ökonomische Potentiale • Aufgaben der Hausgemeinschaft werden in kleinen Teams 

organisiert. Damit reduzieren sich u.a. auch die Nebenkosten 
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(„Gemeinsam erledigen wir fast alle Arbeiten rund um das 

Grundstück und die Häuser selbst, pflegen und gestalten den 

Garten und die Gemeinschaftswohnung“) 

• Wer möchte, teilt, tauscht und verleiht 

 

Projektwebsite 

- Wahlverwandschaften Bonn e.V. (2017): http://wahlverwandtschaften-bonn.de/ (Letzter Aufruf am 

26.06.2017) 

Quellen 

- Wohnprojekte Portal der Stiftung trias (2017): Wahlverwandschaften Bonn e.V. Das Projekt [Abrufbar 

unter: http://www.wohnprojekte-portal.de/projekte-suche/projektdetails.html?uid=21032 ] (Letzter 

Aufruf am 26.06.2017) 

- Kleinfeld, Rolf (2013): Am Bruch in Duisdorf. Alternatives Wohnprojekt eingeweiht, Bonner General 

Anzeiger Zeitungsdruckerei und Verlagsanstalt H. Neusser GmbH [Abrufbar unter: http://www.general-

anzeiger-bonn.de/bonn/hardtberg/Alternatives-Wohnprojekt-eingeweiht-article1140951.html ] (Letzter 

Aufruf am 26.06.2017) 

- Wahlverwandschaften Bonn e.V. (2016): Informationen zur Hausgemeinschaft Plittersdorf [Abrufbar 

unter: http://s3.amazonaws.com/stridor-

content_management/upload/wahlvw/pdf/infoblatt_hg_duisdorf.pdf ] (Letzter Aufruf am 26.06.2017) 

- Rensing, Larissa (2014): Kooperationen für gemeinschaftliches Wohnen. Wohnungsunternehmen und 

Bewohnergruppen: Eine Fallstudienanalyse, Masterarbeit im Studiengang Stadt- und Regionalplanung, 

Berlin: Technische Universität Berlin. [Abrufbar unter: http://s3.amazonaws.com/stridor-

content_management/upload/wahlvw/pdf/141024_ma_lrensing_final_klein.pdf ] (Letzter Aufruf am 

26.06.2017) 

 

 

Gemeinsames Wohnen Karmelkloster e.V. 

 

Wohnform-Variante Mehrgenerationenwohnen, Siedlungsgemeinschaft, Wohnen und 

Arbeiten 

Zielgruppe  

(Angaben v.a. auf Basis der 

vom Projekt ausgewählten 

Zielgruppen-Kategorien im 

Wohnprojekte-Portal) 

• Keine bestimmte Zielgruppe, Mehrgenerationenwohnen 

Soziale Struktur • Derzeit: 122 Bewohner, davon: 25 Kinder/Jugendliche (bis 20 

Jahre)  

59 Erwachsene bis 60 Jahre, 38 Erwachsene über 60 Jahre 

Inhaltliche Schwerpunkte 

(ausgewählte Kategorien im 

Wohnprojekte-Portal), 

Motive, Ziele 

• Inhaltliche Schwerpunkte: nachbarschaftliche Aktivitäten, 

gegenseitige Hilfe, Wohnen und Arbeiten 

• Ziel ist es, „[ü]ber nachbarschaftliche Beziehungen hinaus ein 

Netzwerk für ein gutes Miteinander schaffen“ 

Charakteristika  

(Größe, Anzahl der 

Wohneinheiten, Fläche)  

• Ehemaliges Klostergelände 

• Grundstücksgröße 11.000 m² 

• Wohnfläche 6.800 m² 

• 65 Wohneinheiten (davon im ehemaligen Kloster: 28 

Wohnungen und ein Gemeinschaftsraum, im angrenzendem 

Neubau, dem so genannten Riegel: 21 Wohnungen, im 

Klostergarten 16 Reihenhäuser) 

• Derzeit: 118 Bewohner (95 Erwachsene und 22 Kinder), 

davon 12 Familien, 31 Paare und 31 Singles 

• Altersstruktur: unter 18 Jahren: 18%/ 19-60 Jahre: 51%/ über 

60 Jahre: 31% 
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• Zusätzlich fünf Gewerbeeinheiten (Café, Büros) 

• Die Wohnungen sind zum Teil barrierefrei 

• Das gesamte Objekt wird von den historischen 

Klostermauern nach außen hin begrenzt 

Gemeinschaftseinrichtungen • Gemeinschaftsraum 

• Außenbereich des Geländes mit altem Baubestand wurde zu 

einer gemeinschaftlich genutzten und zusammenhängenden 

Gartenanlage umgestaltet 

• Tiefgarage 

• Den Kindern steht ein Spielplatz zur Verfügung 

Rechtsform • Verein, WEG 

Bauform • Alt- und Neubau/Denkmalgeschützter Baubestand integriert 

Jahr und Art der Initiierung • Das im Bonner Stadtteil Pützchen liegende und 300 Jahre 

alte Karmeliterkloster verlor 1998 seine Funktion als 

Klostergebäude. Die Architekten Fischer/von Kietzell kauften 

das ca. 11.000 m² große Gelände 

• Planungsbeginn 1998, seit 2000 bezogen, bis 2004 erweitert 

Soziale Potentiale - 

Engagement im Quartier 

• Ehemaliger Hühnerstall als Freizeittreff, Kinderspielhaus 

• Öffentliches Stadtteilcafé 

• „Schaffung von Begegnungsräumen in Klostergarten und 

Gemeinschaftsraum“ 

• Vielfältige kulturelle Veranstaltungen und Angebote (u.a. 

regelmäßige Lesungen, Konzerte, Ausstellungen, Chor, 

Vorträge), Informationen zum öffentlichen Programm über 

Veranstaltungsflyer  

Ökologische Potentiale • Autofreies Gelände 

• Besondere Freiraumgestaltung 

• Neue Bodenversiegelung vermeiden 

• Ökologische Bauweise (Zentralheizung für Reihenhäuser 

und Mehrfamilienhaus, Niedrigenergiestandard) 

Ökonomische Potentiale • n.a. 

 
Projektwebsite  

- Karmelkloster e.V. (2017): http://www.gemeinsam-wohnen-im-karmel.de/ (Letzter Aufruf 26.06.2017) 

Quellen 

- Wohnprojekte Portal der Stiftung trias (2017): Gemeinsames Wohnen von Jung und Alt im ehemaligen 

Karmelkloster Bonn-Pützchen Das Projekt [Abrufbar unter: http://www.wohnprojekte-portal.de/projekte-

suche/projektdetails.html?uid=20785 ] (Letzter Aufruf am 26.06.2017) 

- Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) im Bundesamt für Bauwesen und 

Raumordnung (BBR) (2012): WerkstattStadt. Projekte. Generationenverbindendes Wohnen in einem 

Karmeliterkloster Bonn-Pützchen „Gemeinsam Wohnen im Karmelkloster“ (Nordrhein-Westfalen) 

[Abrufbar unter: http://www.werkstatt-stadt.de/de/projekte/140/ ] (Letzter Aufruf am 26.06.2017) 

- Landesbüro altengerechte Quartiere. NRW (2017): Quartier erleben Projekte Gemeinsam Wohnen im 

Karmelkloster e.V. - Wohnen mit Hilfe, Bonn-Pützchen. [Abrufbar unter: http://www.aq-nrw.de/quartier-

erleben/projektlandkarte/projekte/gemeinsam-wohnen-im-karmelkloster-ev-wohnen-mit-hilfe-bonn-

puetzchen/ ] (Letzter Aufruf am 26.06.2017) 
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Amaryllis eG 

 

Wohnform-Variante Mehrgenerationenwohnen, integratives Wohnen, 

Hausgemeinschaft 

Zielgruppe  

(Angaben v.a. auf Basis der vom 

Projekt ausgewählten 

Zielgruppen-Kategorien im 

Wohnprojekte-Portal) 

• Alleinerziehende, behinderte Menschen, Familien, 

Frauen/Beginen, interkulturell, 

Mehrgenerationenwohnen, Schwule/Lesben, 

Seniorinnen und Senioren, Singles, Wohnen mit 

Kindern, sozial gemischt 

Soziale Struktur • Derzeit: rund 70 Menschen zwischen einem und achtzig 

Jahren (50 Erwachsene, davon 15 Bewohner über 60, 

und 20 Kinder/Jugendliche) 

Inhaltliche Schwerpunkte 

(ausgewählte Kategorien im 

Wohnprojekte-Portal), 

Motive, Ziele 

• Inhaltliche Schwerpunkte: nachbarschaftliche 

Aktivitäten, gegenseitige Hilfe, gemeinschaftliches 

kostensparendes Bauen, Pflegemöglichkeiten integriert, 

Kunst und Kultur, ökologische Ausrichtung, politische 

Initiative 

• Eine inklusive, solidarische Wohn- und 

Nachbarschaftsgemeinschaft mehrerer Generationen, 

die sich ökologisch-nachhaltigen Lebensformen 

verpflichtet fühlt 

Charakteristika  

(Größe, Anzahl der 

Wohneinheiten, Fläche)  

• 3 Häuser mit 33 barrierefreien Wohneinheiten (davon 

wurden 6 mit öffentlichen Mitteln des sozialen 

Wohnungsbaus gefördert), teilweise auch 

rollstuhlgerecht 

• 1 Seniorenetage, der ein Wohn-/Essraum und ein 

großer Balkon angegliedert ist 

• Die 3 Häuser sind über Laubengänge barrierefrei 

miteinander verbunden 

• Grundstücksgröße 3500 m² 

• Wohnfläche 2500 m² 

Gemeinschaftseinrichtungen • Großer Gemeinschaftsbereich mit einem großen und 

einem kleinen Gemeinschaftsraum, einer 

Gemeinschaftsküche und einem Gästeappartement 

• Bibliothek 

• Sanitärraum 

• drei Waschmaschinenräume 

• Werkstatt 

• Garten, Sinnes- und Gemüsegarten 

• Fahrradhaus 

• Tiergarage und Car-sharing 

Rechtsform • Genossenschaft 

Bauform • Neubau 

Jahr und Art der Initiierung • Verein besteht seit 1992, Planungsbeginn 2005, seit 

2007 bewohnt 

Soziale Potentiale - Engagement 

im Quartier 

• Der Verein Wohnen im Quartier e.V. unterstützt 

quartiersbezogene Aktivitäten und Projekte 

• Interkulturelle Angebote (Bsp. Kreativangebote für 

geflüchtete Kinder) 

• Gesprächsreihen und Lesungen 

• Nachbarschaftsfeste  
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• Monatliches Infocafé für Interessierte 

• Teilnahme an der Aktion “Offene Gartenpforte 

Rheinland” 

• Beteiligung an der Stadtputzaktion „picobello“ 

• Nachbarschaftsband NEJBÖRS für Bewohner und 

interessierte musizierende Menschen aus der 

Nachbarschaft 

• Amaryllis-Mitglieder konzipieren, planen und realisieren 

das integrative Wohnprojekt Villa Emma eG 

(gewährleistet ein höheres Maß an 

Versorgungssicherheit bei Pflege- und 

Unterstützungsbedarf und ist eine konzeptionelle 

Weiterentwicklung der Amaryllis eG) 

• Gemeinsam mit Villa Emma eG Planung des 

Erweiterungsprojektes AmaryllisPLUS (mit integrierter 

Pflege-WG) 

Ökologische Potentiale • Nutzung von Regenwasser 

• Energiekonzept: Häusern mit sehr geringem 

Energieverbrauch – KfW-40-Standard 

• Carsharing-Modell (Reduzierung der Kfz-Anzahl, Kfz-

Mitnutzung durch andere BewohnerInnen, pro 

Wohneinheit nur ein „halbes“ Auto zugelassen) 

Ökonomische Potentiale • Verwaltung des Objektes wird von den Mitgliedern 

übernommen (dazu gehören Unterhaltung, Pflege der 

Gebäude und Außenanlagen) 

• Mietpreise derzeit 10-15% unter dem örtlichen 

Mietspiegel 

 
Projektwebsite 

- Mehrgenerationen Wohngenossenschaft Amaryllis eG (2017): https://www.amaryllis-bonn.de/ (Letzter 
Aufruf am 26.06.2017) 

 
Quellen 

- Wohnprojekte Portal der Stiftung trias (2017): Amaryllis eG Das Projekt [Abrufbar unter: 
http://www.wohnprojekte-portal.de/projekte-suche/projektdetails.html?uid=22388 ] (Letzter Aufruf am 
26.06.2017) 

- Ministerium für Bauen und Verkehr des Landes Nordrhein-Westfalen MBV NRW) (2009):  Neues 
Wohnen mit Nachbarschaft. Wohnprojekte von Baugruppen, Genossenschaften und Investoren, 
Düsseldorf, S.16-19. [Abrufbar unter: 
http://www.mbwsv.nrw.de/wohnen/_pdf_container/Neues_Wohnen_mit_Nachbarschaft_2_Auflage_10
-2009.pdf ] ( Letzter Aufruf am 26.06.2017) 

- Vogel, Axel (2016): Bonner Immobilienmesse. Ein System der gegenseitigen Hilfe, Bonner General 
Anzeiger Zeitungsdruckerei und Verlagsanstalt H. Neusser GmbH [Abrufbar unter: http://www.general-
anzeiger-bonn.de/ga-erlebniswelt/ga-events/bonner-immobilienmesse/Ein-System-der-gegenseitigen-
Hilfe-article3336242.html ] (Letzter Aufruf am 26.06.2017)  

- Mensch, Kirsten (2012): Bericht zur Fachtagung Gemeinschaften bauen. Veränderte Gesellschaft – 
neue Wohnformen, Schader Stiftung (Hrsg.), Darmstadt, S.5f. [Abrufbar unter: https://www.schader-
stiftung.de/fileadmin/content/Bericht_Gemeinschaften_bauen_-_Veraenderte_Gesellschaft_-
_neue_Wohnformen_2_2012.pdf ] (Letzter Zugriff 26.06.2017) 

- Fedrowitz, Micha (2011): Vernetzung von Wohnprojekten mit ihrem Quartier, in: wundbund- e.V. 
(Hrsg.), wohnbund-informationen. Perspektiven für Wohnobjekte 1/2011, München, S. 29-32. 

- Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) im Bundesamt für Bauwesen und 

Raumordnung (BBR) (2011): Fallstudien zum Forschungsprojekt „Mehrgenerationen-Wohnprojekte in 

der Rechtsform der eingetragenen Genossenschaft“, Bonn. [Abrufbar unter: 

http://www.bbsr.bund.de/BBSR/DE/FP/ReFo/Wohnungswesen/2011/MehrgenerationenWohnen/Fallst

udien_Steckbriefe.pdf?__blob=publicationFile&v=2 ] (Letzter Aufruf am 26.06.2017) 
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 Villa Emma eG 

 

Wohnform-Variante Inklusives Mehrgenerationenwohnen, selbstständig leben mit 

Unterstützung 

Zielgruppe  

(Angaben v.a. auf Basis der 

vom Projekt ausgewählten 

Zielgruppen-Kategorien im 

Wohnprojekte-Portal) 

• Behinderte Menschen, Mehrgenerationenwohnen, 

Seniorinnen und Senioren, Singles, junge und alte Menschen 

mit und ohne Pflegebedarf 

Soziale Struktur • Derzeit: 12 Menschen zwischen 24 und 92 Jahren (4 

Erwachsene bis 60 Jahre, 8 Erwachsene über 60 Jahren) 

Inhaltliche Schwerpunkte 

(ausgewählte Kategorien im 

Wohnprojekte-Portal), 

Motive, Ziele 

• Inhaltliche Schwerpunkte: Nachbarschaftliche Aktivitäten, 

Gegenseitige Hilfe, Pflegemöglichkeiten integriert, 

Ökologische Ausrichtung 

• bürgerschaftliche Initiative zur Verwirklichung eines neuen 

Wohnmodells im Quartier Vilich-Müldorf, Bonn Beuel 

• Alternative zum Alten-und Pflegeheim 

• Kooperation mit einem ambulanten Pflegedienst 

• baut auf starke Mitwirkung von Unterstützer/innen 

Charakteristika  

(Größe, Anzahl der 

Wohneinheiten, Fläche)  

• 11 barrierefreie, Wohnungen zwischen 39m² und 77m² 

(davon 6 frei finanziert, 5 aus Mitteln des sozialen 

Wohnungsbaus/ Wohnberechtigungsscheinvergabe), 3 

Wohnungen speziell für Rollstuhlfahrer 

• Grundstücksgröße 1247 m² 

• Wohnfläche 728 m² 

Gemeinschaftseinrichtungen • Gemeinschafts-/ Mehrzweckraum mit Küche 

• Gästezimmer (rollstuhlgerechtes Zimmer mit Bad, auch für 

Pflegebedürftige) 

• Keller mit Werkstatt, einem Raum für die gemeinsam zu 

benutzenden Waschmaschinen und Trockner, ein Raum für 

die e-Rollstühle und Abstellräume 

Rechtsform • Genossenschaft 

Bauform • Neubau 

Jahr und Art der Initiierung • Planungsbeginn 2008, seit 2011 bewohnt 

Soziale Potentiale - 

Engagement im Quartier 

• Pflegestützpunkt: Die Villa Emma eG kooperiert mit dem 

ambulanten Pflegedienst Humanitus, der den Bewohnern im 

Haus wie auch den Nachbarn im Quartier Leistungen der 

Grund- und Behandlungspflege anbietet 

• Insgesamt engagieren sich zurzeit ca. 30 Menschen aus der 

Nachbarschaft und der Umgebung ehrenamtlich für Villa 

Emma 

• Im Verein „Wohnen im Quartier e.V.“ (der aus dem Verein 

Amaryllis e.V. hervorgegangen ist) engagieren sich 

Angehörige, Nachbarn und Bürgerhelfer aus dem Quartier, 

ehrenamtlich oder gegen ein kleines Entgelt. Sie unterstützen 

MieterInnen der Villa Emma bei der Hauswirtschaft, 

Essenszubereitung, Wäsche- und Wohnungspflege, in der 

Planung und Organisation des Alltags, bei Reparatur- und 

Instandhaltung 

• Gemeinsames offenes Mittagessen von Montag bis Freitag, 

für Bewohner und Nachbarn 
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• Wöchentliches Nachbarschaftscafé „Nachbarn backen für 

Nachbarn" 

• Monatliche Nachbarschaftswerkstatt (Holz- und 

kreativarbeiten) 

• Nutzung des Gemeinschaftsraums für Nachbarn 

• Angebot „Fahrrad-Fit“ (Fahrradwerkstatt für Nachbarn) 

• Gemeinsam mit Amaryllis eG Planung des 

Erweiterungsprojektes AmaryllisPLUS (Mit integrierter 

Pflege-WG) 

Ökologische Potentiale • Ökologische Bauweise realisiert (KfW-Effizienzhaus 55) 

• Haus wird durch eine moderne Holzpellet-Anlage beheizt, 

hoch-gedämmt, Fenster und Außentüren sind 3-fach verglast 

• Auf dem Dach befindet sich eine photovoltaische Solaranlage 

• 1. Platz des Energieeffizienz-Preises der Stadtwerke Bonn 

(SWB) 

Ökonomische Potentiale • Ehrenamtliches- und nachbarschaftliches Engagement 

ersetzt vielfältige Dienstleistungen 

• Kooperation mit ambulantem Pflegedienst/Pflegestützpunkt: 

Kosten je nach in Anspruch genommener Leistung statt 

einheitlicher Betreuungspauschale 

 

 

Projektwebsite 

- Villa Emma eG (2017): http://www.villa-emma-bonn.de/ (Letzter Aufruf am 26.06.2017) 

Quellen 

- Wohnprojekte Portal der Stiftung trias (2017): Villa Emma eG Das Projekt [Abrufbar unter: 

http://www.wohnprojekte-portal.de/projekte-suche/projektdetails.html?uid=10394 ] (Letzter Aufruf am 

26.06.2017) 

- Mensch, Kirsten (2012): Bericht zur Fachtagung Gemeinschaften bauen. Veränderte Gesellschaft – 

neue Wohnformen, Schader Stiftung (Hrsg.), Darmstadt, S.9f. [Abrufbar unter: https://www.schader-

stiftung.de/fileadmin/content/Bericht_Gemeinschaften_bauen_-_Veraenderte_Gesellschaft_-

_neue_Wohnformen_2_2012.pdf ] (Letzter Zugriff 26.06.2017) 

- Fedrowitz, Micha (2011): Vernetzung von Wohnprojekten mit ihrem Quartier, in: wundbund- e.V. 

(Hrsg.), wohnbund-informationen. Perspektiven für Wohnobjekte 1/2011, München, S. 31. 

 

 

 Gemeinsam Leben - Wohnen mit Jung und Alt e. V. 

Wohnform-Variante Mehrgenerationenwohnen 

Zielgruppe  

(Angaben v.a. auf Basis der 

vom Projekt ausgewählten 

Zielgruppen-Kategorien im 

Wohnprojekte-Portal) 

• Alleinerziehende, Familien, Mehrgenerationenwohnen, 

Migrantinnen und Migranten, Seniorinnen und Senioren, 

Singles, Wohnen mit Kindern 

Soziale Struktur • Derzeit: 41 Bewohner (5 Kinder/Jugendliche bis 20 Jahren, 

10 Erwachsene bis 60 Jahre, 27 Erwachsene über 60 Jahren) 

Inhaltliche Schwerpunkte 

(ausgewählte Kategorien im 

Wohnprojekte-Portal), 

• Inhaltliche Schwerpunkte: Nachbarschaftliche Aktivitäten, 

Gegenseitige Hilfe, Gemeinschaftliches kostensparendes 

Bauen, Ökologische Ausrichtung 
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Motive, Ziele 

Charakteristika  

(Größe, Anzahl der 

Wohneinheiten, Fläche)  

• Das Gebäude in L-Form mit 28 barrierefreien Wohnungen  

(45–115 m²) 

• Grundstücksgröße 2800 m² 

• Wohnfläche 2205 m² 

Gemeinschaftseinrichtungen • Tiefgarage 

• Gemeinschaftraum mit Küche und Büro 

• Werkraum 

• Gästeappartement 

• Innenhof und Spielfläche 

• Grillplatz 

• Wasch-/Trockenraum 

Rechtsform • Genossenschaft, Verein, Dauerwohnrechte, Miete, WBS 

Bauform • Neubau 

Jahr und Art der Initiierung • Planungsbeginn 2010, seit 2014 bewohnt 

Soziale Potentiale - 

Engagement im Quartier 

• Infocafé für Interessierte 

• Veranstaltungen (Bsp. Ostercafé, Martinzug gemeinsam mit 

Nachbarschaft) 

Ökologische Potentiale • Ökologische Bauweise realisiert (KfW-Effizienzhaus 55) 

• Holzpellets-Heizung mit dezentraler Be- und Entlüftung bei 

90%iger Wärmerückgewinnung 

• Freiwilliges nachbarschaftliches Car-sharing 

Ökonomische Potentiale • Besonders niedrige Betriebskosten durch „energetisches 

Bauen“ 

 

Projektwebsite 

- Gemeinsam Wohnen mit Jung und Alt eG (2017): http://www.gemeinsamwohnen-eg.com/ (Letzter 

Aufruf am 26.06.2017) 

Quellen 

- Wohnprojekte Portal der Stiftung trias (2017): Gemeinsam Wohnen mit Jung und Alt eG Das Projekt 

[Abrufbar unter: http://www.wohnprojekte-portal.de/projekte-suche/projektdetails.html?uid=22032] 

(Letzter Aufruf am 26.06.2017) 

 

 

 Haus „Lebensart“ 

 

Wohnform-Variante Inklusives Mehrgenerationenwohnen 

Zielgruppe • Alte und Jung, Behinderte und Nicht-Behinderte, Kranke und 

Gesunde 

Soziale Struktur • Derzeit: 30 Bewohnerinnen und Bewohner zwischen 30 und 

90 Jahren 
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Inhaltliche Schwerpunkte 

(ausgewählte Kategorien im 

Wohnprojekte-Portal), 

Motive, Ziele 

• Das Wohnprojekt orientiert sich an dem bundesweit 

erfolgreichen Bielefelder Modell (Alte und Junge, Behinderte 

und Nicht-Behinderte, Kranke und Gesunde sollen möglichst 

zwanglos zusammenleben können, ein ambulanter 

Pflegedienst bietet Versorgungssicherheit) 

• Inhaltliche Schwerpunkte: Nachbarschaftliche Aktivitäten, 

Gegenseitige Hilfe, Pflegemöglichkeiten integriert 

Charakteristika  

(Größe, Anzahl der 

Wohneinheiten, Fläche)  

• 28 geförderte Wohnungen für 1 bis 3 Personen-Haushalte 

(44-60m²) 

• Barrierefrei und teilweise für Rollstuhlfahrer geeignet 

• Gewerbe (Supermarkt, Kiosk) im EG 

Gemeinschaftseinrichtungen • Gemeinschaftsraum mit Küche (hier findet ein gemeinsamer 

Mittagstisch statt) 

Rechtsform • Geförderte Wohnungen, DRK als Träger 

Bauform • Neubau 

Jahr und Art der Initiierung • Von der Stadt Bonn in Kooperation mit dem DRK initiiert, seit 

2012 bewohnt 

Soziale Potentiale - 

Engagement im Quartier 

• Gemeinschaftsraum für Veranstaltungen auch für Bewohner 

des Quartiers geöffnet (Bsp. Wohnzimmerkonzerte) 

• Beteiligung am Stadtfest „Fest der Kulturen“ 

• Ausgehend von dem Mehrgenerationenhaus konnte im Juli 

2013 mit der Arbeit eines erweiterten Quartiersmanagements 

begonnen werden (von DRK durchgeführt). Ehrenamtliche 

Aktivitäten im Haus sollen weiterentwickelt, bestehende 

Angebote im Viertel vernetzt und transparent gemacht 

werden. Nachbarn, Anwohner und die verschiedenen 

Vereine des Viertels sollen für ein gemeinschaftliches 

Miteinander im Quartier gewonnen werden und das 

Zusammenleben gestalten 

• Mittlerweile (Seit September 2014) besteht das Quartiersbüro 

des DRK außerhalb des Wohnprojektes weiter. Das neue 

Büro ist Anlaufstelle für Bürger und kann auch als Treffpunkt 

für Initiativen und Vereine im Viertel genutzt werden.  

• Haus Lebensart als ein Baustein des Quartiermanagements 

Ökologische Potentiale • n.a. 

Ökonomische Potentiale • n.a. 

 

Projektwebsite 

- DRK-Kreisverband Bonn e.V. (2017): http://drkbn.drkcms.de/angebote/quartiersmanagement/haus-

lebensart.html (Letzter Aufruf am 26.06.2017)  

Quellen 

- Regionalbüro Rheinland (2013): Neue Wohnformen im Alter. Auch im Alter selbstbestimmt wohnen, 

Rundbrief, Nr. 25. [Abrufbar unter: http://www.liw-nrw.de/wp-content/uploads/Rundbrief_25.pdf ] 

(Letzter Aufruf am 26.06.2017) 

- DRK-Kreisverband Bonn e.V. (2012): Bewohner von "Haus LebensArt" im Macke-Viertel feiern 

Einweihung. [Abrufbar unter: 

http://drkbn.drkcms.de/aktuelles/newsdetails/archiv/2012/september/18/meldung/118-bewohner-von-

haus-lebensart-im-macke-viertel-feiern-einweihung.html ] (Letzter Aufruf am 26.06.2017) 

- DRK-Kreisverband Bonn e.V. (2013): Haus LebensArt plant zwei Wohnzimmerkonzerte im Jahr. 

[Abrufbar unter: http://drkbn.drkcms.de/aktuelles/newsdetails/archiv/2013/juni/21/meldung/186-haus-

lebensart-plant-zwei-wohnzimmerkonzerte-im-jahr.html ] (Letzter Aufruf am 26.06.2017) 
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4.2 Potentiale der drei Nachhaltigkeitsdimensionen 

Nachdem die einzelnen Projekte hier kurz anhand einiger Eckdaten und Charakteristika 

vorgestellt wurden, wird es im Folgenden darum gehen, die in den Steckbriefen nur 

stichpunktartig genannten Beispiele sozialer, ökologischer und ökonomischer Potentiale in 

diesen drei Kategorien zusammenzufassen, um so die von den Projekten ausgehenden 

Impulse für eine nachhaltige Stadtentwicklung genauer zu erörtern. 

4.2.1 Soziale Potentiale 

Soziale Nachhaltigkeit 

„Durch gemeinschaftsorientierte Wohnformen ergeben sich Vorteile für die einzelnen Bewohner 

sowie für die gesamte Bewohnergruppe. Indem enge soziale Netzwerke innerhalb der eigenen 

vier Wände entstehen, wirken gemeinschaftsorientierte Wohnprojekte oftmals darüber hinaus 

sozial-integrativ […] in den Stadtteil hinein“ (Fedrowitz und Gailing 2003: 61). 

Da bereits im Begriff der gemeinschaftsorientierten Wohnformen der Aspekt der Gemeinschaft 

deutlich verankert ist, liegt darin offenbar auch ein großes Potential. Die engen sozialen 

Netzwerke innerhalb des Projektes können zum einen praktisch, organisatorisch und 

emotional unterstützend im Alltag der Bewohner wirken, zum anderen, und darauf wird der 

Fokus gelegt, auch das Engagement außerhalb der eigenen vier Wände fördern. Die 

Formulierung, die Fedrowitz und Gailing (2003:61) hier verwenden, spricht 

gemeinschaftsorientierten Wohnprojekten das Potential zu, „sozial-integrativ“ und dabei „in 

den Stadtteil hinein“ zu wirken. Als Beispiele für soziale Potentiale wurden solche erfasst, die 

durch Engagement im Quartier ein „Quartierskonzept“ (Schneiders 2011: 265) verfolgen. Es 

wird davon ausgegangen, dass „Solitärkonzepte“, die sich lediglich auf Aktivitäten und soziale 

Netzwerke innerhalb der Bewohnergruppe eines Projektes beschränken, damit eine sehr 

selektive Zielgruppe erreichen und die Erwartungen als Impulsgeber für eine nachhaltige 

Entwicklung im Quartier und der Stadt zu wirken, nicht erfüllen können (ebd.: 269). 

Die Beispiele aus den neun Bonner Wohnprojekten sollen nachfolgend in fünf Kategorien 

sozialer Potentiale eingeteilt werden. Dabei wird deutlich, dass keines der neuen Projekte ein 

reines „Solitärkonzept“ verfolgt. Unter die gebildeten Kategorien 1-3 fallen Beispiele, die 

zeigen, dass vom Wohnprojekt ausgehend ein Quartierbezug hergestellt wird. Dabei handelt 

es sich meistens um Angebote, die dem gesamten Quartier offenstehen. In den Kategorien 4-

5 kommt eine neue Dimension dazu, indem es zu einer Aktivierung des Engagements im 

Quartier kommt und neue Formen der Kooperation zwischen Bewohnern und Nachbarn 

entstehen. 

1. Öffnung des Gemeinschaftsraumes/der Gemeinschaftseinrichtungen (meist in 

Kombination mit öffentlichen Veranstaltungen) 
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Alle neun Projekte verfügen mindestens über einen Gemeinschaftsraum, einige sogar über 

eine komplette Gemeinschaftswohnung mit Küche und Gästezimmer. Dazu kommen weitere 

Gemeinschaftseinrichtungen wie geteilte Gärten oder Werkstatträume. Die Amarillys eG, die 

Villa Emma und die drei Hausgemeinschaften der Wahlverwandschaften Bonn e.V. öffnen ihre 

Gemeinschaftsräume regelmäßig für öffentlich zugängliche Veranstaltungen wie zum Beispiel 

Vorträge, Lesungen oder Filmvorführungen. Das Karmelkloster bietet ein vielfältiges 

kulturelles Angebot in seinen Räumen, sodass im Gemeinschaftsraum meist mehrere 

öffentliche Ausstellungen und Konzerte pro Monat stattfinden. Die Wohnprojekte schaffen 

durch die Organisation der Veranstaltungen in den eigenen Räumlichkeiten zusätzliche Kultur- 

und Bildungsangebote in ihrem Stadtviertel und damit gleichzeitig einen Ort, um sich zu treffen 

und zu vernetzen. 

2. Nachbarschafts- / Stadtteil-/Infocafé 

Die Idee des Nachbarschaftscafés findet sich in einigen der Bonner Projekten wieder. So 

werden in den meisten Projekten unregelmäßig offene Cafénachmittage organisiert, bei denen 

Nachbarn und interessierte Bürger eingeladen sind, sich gegenseitig bei Kaffee und Kuchen 

besser kennen zu lernen. In der Villa Emma entstand daraus ein wöchentliches 

Nachbarschaftscafé, bei dem unter dem Motto „Nachbarn backen für Nachbarn“ von 

ehrenamtlichen Helfern Kuchen für ein kleines Buffet gebacken werden. Im Karmelkloster ist, 

mit dem „Café Klosterpforte“ ein gewerblicher Gastronomiebetrieb auf dem Gelände integriert, 

der sich als Stadtteilcafé etabliert hat. Zusätzlich zu den offenen, meist ehrenamtlich 

organisierten Cafés, bieten die Projekte Gemeinsam Leben – Wohnen mit Jung und Alt e.V., 

die Amaryllis eG und die Hausgemeinschaften der Wahlverwandschaften e.V. regelmäßig 

stattfindende Infocafés an. Bei diesem Veranstaltungsformat stellen sich die Wohnprojekte 

vor, informieren und beantworten Fragen von Interessierten zu Wohnmöglichkeiten oder der 

Realisierung eines eigenen Wohnprojektes. Die VHS Bonn kooperiert im Bereich Lebens-

gestaltendes Lernen mit den Wahlverwandschaften e.V. und bietet zum Beispiel eine 

Informationsveranstaltung mit Besuch und Führung durch die Räumlichkeiten der 

Hausgemeinschaft in der Heerstraße an (VHS Bonn 2017). Durch die Caféangebote entstehen 

Möglichkeiten der Begegnung und Vernetzung zwischen Bewohnern der Wohnprojekte und 

ihren Nachbarn, ebenso wie für die Nachbarn aus dem Viertel untereinander.  

3. Beteiligung an Nachbarschafts-/ Straßen-/Stadt(teil-)festen oder Aktionen 

Eine weitere Möglichkeit, um sich mit dem eigenen Projekt außerhalb der eigenen vier Wände 

zu engagieren, ist die Beteiligung oder Organisation von Nachbarschafts- oder Stadtteilfesten. 

Ähnlich wie beim Café-Format sind Nachbarschaftsfeste ein gutes Format, um mit den 

Nachbarn in Kontakt und ins Gespräch zu kommen, bestehende Beziehungen und 

Freundschaften zu pflegen und neue Kontakte zu knüpfen. Die aktive Beteiligung an 
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Nachbarschafts- oder Straßenfesten geben alle neuen Projekte als Aktivität an. Die 

Hausgemeinschaften der Wahlverwandschaften e.V. ebenso wie die Amaryllis eG initiieren 

regelmäßig Nachbarschaftsfeste, die meist in den Gemeinschaftsgärten stattfinden und zu 

denen Nachbarn aus dem Viertel eigeladen werden.  

4. Gemeinsame Aktivitäten (Kochen, Werkstatt, Band, Chor) 

Bei den bisher genannten Beispielen für Engagement in der Nachbarschaft lag der Fokus 

zuerst einmal auf der Öffnung der Wohnprojekte nach außen. Die Öffnung der Türen zu den 

Gemeinschaftseinrichtungen, in Kombination mit Veranstaltungsangeboten, kann bildhaft 

gesprochen einen ersten Zugang und einen Kontakt schaffen, um dann später „sozial-

integrativ“ in den Stadtteil zu wirken. Gerade aber um dem Ziel einer „integrativen“ Wirkung 

näher zu kommen, wäre ein nächster notwendiger Schritt, aus der reinen Informations- und 

Vernetzungsebene heraus, aktives nachbarschaftliches Engagement zu schaffen. Die 

„Anstiftung zum Engagement“ wird von der Hausgemeinschaft Plittersdorf als Potential einer 

lebendigen Nachbarschaft genannt. So entstand zum Beispiel im Karmelkloster ein Chor, in 

der Amaryllis eG eine Nachbarschaftsband, in der Villa Emma eine Gemeinschafts- und eine 

Fahrradwerkstatt. Unter dem Punkt „Angebote für Nachbarn“ finden diese auf der Homepage 

der Villa Emma eG außerdem das Angebot und die Einladung für ein von Montag bis Freitag 

stattfindendes gemeinsames Mitttagessen. Das Besondere an dem nachbarschaftlichen 

Mittagstisch ist, dass jeden Tag von ehrenamtlichen Helfern aus der Nachbarschaft für die 

Bewohner und weitere Nachbarn gekocht wird. Dieses Engagement geht noch über die 

gemeinsamen Aktivitäten wie das Singen und Musizieren in Chor und Band hinaus. Hier 

entsteht Engagement in der Nachbarschaft auf Basis eines Raums, der durch die 

Wohnprojekte geschaffen wurde. In diesen Fällen handelt es sich sowohl um einen physischen 

Raum (die Küche) als auch einen sozialen Raum. 

5. Entstehung einer (weiteren) bürgerschaftlichen Initiative 

Wie bereits aufgezeigt, entstand innerhalb des Wohnprojektes Villa Emma in besonderem 

Maße ein Engagement, das Wohnprojekt und Wohnviertel verbindet und dabei viele 

Unterstützer aus der Nachbarschaft findet. Auffallend ist hier die Konzeption der Villa Emma, 

die sich selbst als „bürgerschaftliche Initiative zur Verwirklichung eines neuen Wohnmodells“ 

bezeichnet und auf Mitwirkung von Unterstützern baut. So engagieren sich im Verein Wohnen 

im Quartier e.V., der gleichzeitig der Amaryllis eG verbunden ist, „Angehörige, Nachbarn und 

Bürgerhelfer aus dem Quartier ehrenamtlich oder gegen ein kleines Entgelt“ (Villa Emma eG 

2017) und unterstützen so, zum Beispiel durch Essenszubereitung oder Wohnungspflege, die 

Mieter der Villa Emma. Durch dieses ehrenamtliche und nachbarschaftliche Engagement ist 

ein Helfernetz entstanden, das sich in Kooperation mit einem ambulanten Pflegedienst, um die 
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Bewohner mit Unterstützungsbedarf kümmert. Der Pflegestützpunkt, der in der Villa Emma 

eingerichtet wurde, steht wiederum auch für das Quartier zur Verfügung. 

Die Projekt Villa Emma selbst ist aus einer Initiative aktiver Bewohner der Amaryllis eG ebenso 

wie externer Mitglieder des Vereins Wohnen im Quartier e.V. entstanden. Nach Fertigstellung 

des Amaryllis Projektes benannten die Mitglieder ihren Verein Amaryllis e.V. um, sodass die 

Schwerpunktsetzung und die Quartiersorientierung konsequent nachvollziehbar wurden (Vgl. 

Fedrowitz 2011: 31). 

Im Moment planen Mitglieder des Vereins Wohnen im Quartier e.V. die Realisierung des 

Projektes Amaryllis Plus, das eine Pflege-WG beinhalten und so auch Menschen, die auf eine 

24 Stunden Pflege angewiesen sind, ins Wohnprojekt integrieren will. Das Besondere an den 

Projekten Amaryllis und Villa Emma ist, dass sie „nach Realisierung ihres eigenen 

Wohnprojektes den vorhandenen Hilfebedarf im Quartier und Stadtteil gemeinsam mit 

weiteren Akteuren aufnehmen“ (ebd.) und aus dem Wohnprojekt weitere Initiativen entstehen. 

Das Selbstverständnis der Villa Emma, mehr eine bürgerschaftliche Initiative als nur ein reines 

Wohnprojekt, ist dabei auffallend und unter den neuen Wohnprojekten in Bonn ein besonderes 

Alleinstellungsmerkmal. 

4.2.2 Ökologische Potentiale 

Ökologische Nachhaltigkeit 

Im Rahmen eines Neubaus können ökologische Standards realisiert und durch den Einsatz von 

neuen Technologien Energie eingespart werden. Dennoch ist konsequent ökologisches 

Wohnen ohne grundlegende Verhaltensänderungen nicht möglich. (Vgl. Fedrowitz und Gailing 

2003: 45). 

„Für Wohnprojekte, die auf ökologische Nachhaltigkeit zielen, ist im Grunde das Haus, das 

Gebäude das eigentliche Projekt“ (Stiftung trias 2008: 141). Die Ökologischen Potentiale 

gemeinschaftlicher Wohnprojekte bestehen zum einen darin, ökologische Standards zu 

verwirklichen, die über die durchschnittlichen Standards von Wohnungsbestand und Neubau 

hinausgehen. Zum anderen kann durch den Einsatz von Spartechnologien der 

Energieverbrauch des Gebäudes reduziert werden.  Bei der Realisierung aller Vorhaben ist 

vor allem ein Konsens über den gewünschten Grad an ökologischen Nachhaltigkeit nötig. 

Beim gemeinsamen Bauen oder Sanieren muss das Budget für die Integration von ökologisch 

nachhaltiger Technologie von den Bewohnern gemeinsam gestellt und somit auch die 

Entscheidung von allem mitgetragen werden. Darüber hinaus ist konsequent ökologisches 

Wohnen „ohne grundlegende Verhaltensänderungen nicht möglich“ (Fedrowitz und Gailing 

2003: 45). Hier liegt ein weiteres ökologisches Potential gemeinschaftsorientierter 
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Wohnprojekte, die durch verstärkte Kooperationen einige Beispiele einer „sharing-economy“ 

(geteilte Nutzung von ganz/teilweise ungenutzten Ressourcen) im kleinen Rahmen aufweisen.  

1. Ökologische Standards 

Die drei Wohnprojekte Amaryllis eG, Villa Emma eG und Gemeinsam Leben – Wohnen mit 

Jung und Alt e.V. haben ihre Neubauprojekte nach den KfW-Standards Effizienzhaus 40 

(Amaryllis) und Effizienzhaus 55 (Villa Emma, Gemeinsam Leben – Wohnen mit Jung und Alt 

e.V.)  realisiert. Die Zahl gibt beim KfW-Standard den prozentualen Anteil des 

Energieverbrauches in Bezug zu einem vergleichbaren Referenzgebäude an. Die KfW Bank 

vergibt Tilgungszuschüsse für Kreditnehmer, die nach den Effizienzhaus-Standards bauen 

und fördert durch diesen finanziellen Anreiz energieeffizientes Bauen (Vgl. KfW 2017). Diese 

Förderung trägt somit zu einem kleinen Teil auch zu einer ökonomischen Nachhaltigkeit bei. 

Ökologische Potentiale können sich zudem auf lange Sicht zum Beispiel auch in ökonomische 

Potentiale verwandeln, wenn durch die eingesparte Energie ein Kostenvorteil entsteht.  

2. Weitere technische Lösungen und Ressourcensparstrategien 

Alle betrachteten Projekte, die Angaben zu ihrer ökologischen Konzeption machen, stellen 

eine energieeffiziente Bauweise in den Mittelpunkt. Da es sich bei allen neun Projekten bis auf 

die sanierten Gebäude des Karmelklosters um Neubauten handelt, wurde die Energieeffizienz 

als wichtiges Kriterium bei der baulichen Realisierung miteinbezogen. Außerdem soll durch 

neue Technologien der Energieverbrauch der Gebäude weiter gesenkt werden. So haben zum 

Beispiel die WIR-Hausgemeinschaft am Campus und die Hausgemeinschaft Duisdorf der 

Wahlverwandschaften e.V. ein Blockheizkraftwerk integriert, wodurch die Abwärme, die bei 

der Energiegewinnung entsteht, zur Wärmeversorgung des Hauses genutzt wird. Die 

Hausgemeinschaft Plittersdorf ist an die städtische Fernwärmeversorgung angeschlossen und 

die Villa Emma installierte eine eigene Solaranlage auf dem Dach.  

Ein weiteres ökologisches Potential, das von mehreren Wohnprojekten genutzt wird, ist die 

nachhaltige Ressourcennutzung von Wasser oder Boden. Über die Einsparung von erzeugter 

Energie hinaus verfolgt zum Beispiel das Projekt WIR-Hausgemeinschaft am Campus e.V. die 

Strategie einer effizienten Wassernutzung, indem durch ein gesondertes Wassersystem 

Regenwasser zur Nutzung in Waschmaschinen und WC-Spülungen geleitete wird. In Bezug 

auf die die nachhaltige Nutzung des Bodens, kann zum Beispiel die Bebauung vormals freier 

Grünflachen durchaus als ökologisch nicht nachhaltig angesehen werden. Die Sanierung der 

alten Klostergebäude des Karmelklosters hingegen konnte Wohnraum schaffen und 

gleichzeitig eine neue Bodenversiegelung vermeiden. Wäre eine konsequente ökologische 

Nachhaltigkeit also nur mit einer neuen Nutzung alter, bereits bebauter Flächen zu erreichen? 

Abgesehen von den Herausforderungen die solch ein „Flächenrecycling“ (Vgl. Stiftung trias 
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2008: 141) mit sich bringt, gestaltet sich eine Realisierung gemeinschaftsorientierter 

Wohnprojekte im Bestand meist schwierig. Eine gemeinschaftsfördernde Architektur sowie 

gemeinschaftlich nutzbare Räume sind in gewöhnlichen Gebäuden kaum vorgesehen, sodass 

diese aufwendig umgebaut werden müssen. 

3. Verhaltensänderungen: Teilen und (ver)leihen 

Durch energieeffiziente Baustandards und neue Technologien kann im Bau von Gebäuden, 

die ja auf den ersten Blick „das eigentliche Projekt“ (ebd.) ökologischen Wohnens sind, soweit 

dies von den Bewohnern gewollt und finanzierbar ist, ein deutliches Potential an ökologischer 

Nachhaltigkeit verdeutlicht und verwirklicht werden. In der dritten Kategorie 

„Verhaltensänderungen“ liegt der Fokus noch mehr auf ökologischen Potentialen, die, 

zusätzlich zu einer Einsparung, auf einer gemeinsamen Nutzung von Ressourcen basieren. 

Die Hausgemeinschaft Altstadt-Nord der Wahlverwandschaften formulierte es so: „wer 

möchte, teilt, tauscht und verleiht Dinge, auch das Auto“. Basiert schon die Idee gemeinsam 

genutzter Flächen und Einrichtungen wie einer Werkstatt oder einer Bibliothek auf der Idee 

des Teilens, so wird die Kooperation und das (Ver-)Leihen beispielhaft durch das Konzept Car-

sharing umgesetzt. Die Amaryllis eG hat hierzu ein gemeinschaftliches Nutzungsmodell 

eingeführt und gleichzeitig die Anzahl von Stellplätzen reduziert und pro Wohneinheit nur ein 

„halbes“ Auto zugelassen. 

Auch die ökonomische Nachhaltigkeit ist bei diesem Konzept direkt erfahrbar, indem die 

Kosten für die Kfz-Nutzung, die Versicherung und sonstige laufenden Kosten geteilt werden. 

4.2.3 Ökonomische Potentiale 

Ökonomische Nachhaltigkeit 

Man kann ökonomische Nachhaltigkeit zuerst einmal auf die Wohnkosten beziehen und so auf 

bezahlbaren Wohnraum reduzieren. Darüber hinaus ist eine ökonomische Nachhaltigkeit 

möglich durch die gemeinsame Finanzierung von Gemeinschaftseinrichtungen oder die 

Selbstorganisation wohnungsbezogener Aufgaben (Vgl. Stiftung trias 2003: 141 f.). 

1. Bezahlbarer Wohnraum 

In Bezug auf die Wohnkosten und die Verfügbarkeit von „bezahlbare[m] Wohnraum“ können 

gemeinschaftliche Wohnprojekte einen Beitrag leisten, indem sie Wohnraum für alle 

Einkommensgruppen zur Verfügung stellen. Meist werden bis zu einem Drittel der Wohnungen 

aus Mitteln des sozialen Wohnungsbaus finanziert und stehen Bewohnern mit 
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Wohnberechtigungsschein2 zur Verfügung. Im Beispiel der Villa Emma eG sind fünf von elf 

Wohnungen geförderter Wohnraum und nur sechs frei finanziert. Trotz der Bemühungen vieler 

Wohnprojekte, verschiedene Einkommensklassen abzubilden, liegen die Mietpreise der 

Wohnungen meistens im Durchschnitt. Lediglich die Amaryllis eG gibt an, dass sich ihre 

Mietpreise derzeit zehn bis 15 Prozent unter dem örtlichen Mietspiegel3 befinden.  

2. Kostenvorteile durch gemeinsames Planen und Bauen 

Ginski und Schmitt (2014: 294) weisen darauf hin, dass gemeine „Baugruppen“ oftmals nicht 

mehr sind als „Zweckgemeinschaften“, in denen sich bauwillige Einzelpersonen und Gruppen 

zusammenfinden, um Kosten zu sparen. Die gemeinsame Planung und die gemeinschaftliche 

Nutzung von Flächen würden somit ausschließlich aufgrund einer positiven Kosten-Nutzen-

Rechnung erfolgen. In den hier untersuchten Projekten wurde von Beginn an ein Ansatz des 

gemeinschaftlichen Zusammenwohnens, auch über die Planung- und Bauphase hinaus, 

verfolgt. Somit wird davon ausgegangen, dass eine hohe räumliche Dichte und die 

gemeinschaftliche Nutzung von Flächen, zum einen eine Kosteneinsparung ermöglicht, 

gleichzeitig aber auch die Gemeinschaft stärkt. Enge Nachbarschaftsbündnisse, die durch 

räumliche Nähe und entsprechende Architektur verstärkt werden, werden nicht als 

notwendiges Übel als Folge von Sparmaßnahmen betrachtet, sondern als ein soziales 

Potential. 

3. Ökonomische Potentiale als Folge einer ökologischen Bauweise 

Weitere ökonomische Potentiale gehen eng einher mit den unter ökologischen Potentialen 

beschriebenen Maßnahmen. So nennt beispielsweise das Projekt Gemeinsam Leben – 

Wohnen mit Jung und Alt e.V. „besonders niedrige Betriebskosten“ als Folge einer 

energiesparenden Bauweise. Zwar kann aufgrund der recht hohen Anschaffungskosten, durch 

den Einsatz ressourcensparender Technik allein noch kein großer Kostenvorteil erwartet 

werden, aber in Kombination mit einer langfristigen und effektiven Nutzung durch die 

Bewohner können ökonomische Potentiale sichtbar werden.  

4. Teilen und Tauschen – sharing economy im Kleinen 

Ein Modell, das sich gesamtgesellschaftlich immer weiter etabliert, ist das oben genannte 

Modell der sharing economy (Vgl. Heinrichs und Grunenberg 2012) So birgt beispielsweise die 

gemeinsame Nutzung von Auto, Fahrrad, Werkzeug, Waschmaschine und Werkzeug nicht nur 

                                                           

2 Die Einkommensgrenze für einen Wohnberechtigungsschein in Bonn (NRW) beträgt pro Jahr: 1-Personen-
Haushalt: 18.010 Euro, 2-Personen-Haushalt 21.710 Euro, zuzüglich für jede weitere zum Haushalt rechnende 
Person: 4.980 Euro/ Für jedes Kind erhöht sich die Einkommensgrenze um weitere 640 Euro (Bundesstadt Bonn 
2016d) 

3 Durchschnittlicher Mietpreis im Jahr 2016 in Bonn: 9,1 €/m² (Immowelt 2016) 
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ökologisches Potential im Hinblick auf Ressourcenschonung, sondern auch ökonomisches 

Potential. In allen Wohnprojekten werden Waschmaschinen gemeinsam genutzt. Die Amaryllis 

eG, die Villa Emma eG und das Projekt Gemeinsam Leben - Wohnen mit Jung und Alt e.V. 

verfügen über eine Gemeinschaftswerkstatt. Freiwilliges ebenso wie im Falle der Amaryllis eG 

vertraglich organisiertes car sharing wird in vielen Projekten umgesetzt. Die Möglichkeit, die 

Kosten für teure und selten genutzte Gegenstände wie Werkzeuge oder (vor allem bei 

zentraler Wohnlage im Stadtzentrum) ein Auto gemeinsam zu tragen, birgt ökonomisches 

Potential. Zwar muss angemerkt werden, dass Teilen und Verleihen keine neuen Prinzipien 

sind und auch in anderer Weise innerhalb der Gesellschaft selbiges ökonomisches Potential 

entfalten können. Der Rahmen eines Wohnprojektes aber erleichtert die Umsetzung, da hier 

meist schon eine kleine, vertrauenswürdige Gruppe besteht.  

5. Kostenvorteile durch geringere Nebenkosten 

Zu den durch die gemeinsame Nutzung von Flächen und Gebrauchsgütern eingesparten 

Kosten kann ein weiterer Kostenvorteil für die Bewohner hinzukommen, wenn sich diese 

innerhalb der Hausgemeinschaft organisieren und Aufgaben in und am Haus selbst 

übernehmen. Die drei Hausgemeinschaften der Wahlverwandschaften e.V. und die Amaryllis 

eG beispielsweise haben für anfallende Aufgaben in den Gemeinschaftsräumen, im Garten 

und auch für die Verwaltung und die Organisation innerhalb der Hausgemeinschaften 

zuständige Teams gebildet. Damit reduzieren sich auch die Nebenkosten, die durch in 

Anspruch genommene externe Dienstleistungen entstehen würden.   

Die Frage stellt sich, ob eine reine Nebenkosteneinsparung seitens der Bewohner bereits als 

ökonomisch nachhaltig bezeichnet werden kann? Denn von dieser Einsparung profitieren 

zuerst einmal nur die Bewohner selbst. Die Übernahme von Aufgaben rund um das eigene 

Wohnprojekt bedeutet darüber hinaus aber auch eine gesteigerte Selbstverantwortung und als 

mögliche Folge weniger Vandalismus, mehr Identifikation mit dem Wohnobjekt und weniger 

Fluktuation der Mieter (Fedrowitz und Gailing 2003: 63). Diese Perspektive der ökonomischen 

Nachhaltigkeit ist besonders auch für Wohnungsunternehmen und Investoren interessant.   

6. Kosteneinsparung bei Unterstützung und Pflege 

Zu nennen ist auch das ökonomische Potential eines Pflegestützpunktes, wie er in der Villa 

Emma eingerichtet wurde. Der ambulante Pflegedienst, der sowohl für die Bewohner als auch 

für die Menschen im Quartier zur Verfügung steht, sichert eine kostengünstige Versorgung 

pflegebedürftiger Personen, da nur die in Anspruch genommenen Leistungen und keine 

Pauschale bezahlt werden, und deckt gleichzeitig den gesamten Stadtteil ab.  

Die Einrichtung eines Pflegestützpunktes, der professionelle Pflegeversorgung bietet, ist eine 

Möglichkeit, um ältere oder pflegebedürftige Bewohner zu versorgen. Solange die Bewohner 
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noch keinen Pflege- sondern reinen Unterstützungsbedarf im Alltag haben, kann dies oftmals 

von anderen Bewohnern übernommen werden.  

Eine sozioökonomische Nutzenanalyse der Bertelsmann Stiftung (2009) kommt zu dem 

Schluss, dass sich durch das Leben in den Projekten für die Bewohner die Kosten für 

Unterstützungsbedarf (im Vergleich zu alternativen Möglichkeiten der Lebensführung) deutlich 

reduzieren (Vgl. Bertelsmann Stiftung 2009). Das Beispiel der Villa Emma geht auch in diesem 

Punkt noch weiter, indem die Unterstützungsleistungen von den Bewohnern selbst und auch 

von externen ehrenamtlichen Helfern getragen werden. Ehrenamtliches und 

nachbarschaftliches Engagement ersetzt hier vielfältige Dienstleistungen. 

4.3 „Innovative Wohnformen“ im Fokus der Stadt Bonn 

Alle im vorangegangenen Kapitel dargestellten Potentiale in den Bereichen Soziales, Ökologie 

und Ökonomie beziehen sich zuerst einmal auf die Bewohner und ihr direktes Wohnumfeld, 

sowie in einigen Fällen auf ein weiteres Umfeld und das gesamte Wohnviertel. Um die Frage 

beantworten zu können, ob die betrachteten Wohnprojekte in Bonn einen Beitrag zu einer 

nachhaltigen Stadtentwicklung leisten, soll die Impulsgeberrolle der Projekte aus einer 

weiteren Perspektive, aus Sicht der Bundesstadt Bonn, betrachtet werden. 

Wie bereits in Kapitel 2.5 dargestellt wurde, haben Kommunen und Städte bestimmte 

Erwartungen an gemeinschaftliche Wohnprojekte und deren Beitrag zu einer nachhaltigen 

Stadtentwicklung. Welchen Beitrag erwartet die Stadt Bonn von den Wohnprojekten? Welche 

Unterstützungsleistungen werden, mit welchem Ziel, von Seiten der Stadt angeboten? Und 

wie wird die aktuelle Entwicklung der Projekte ebenso wie die Auswirkungen auf 

Quartiersebene gesehen? 

Kontextgebend für bestehende und entstehende gemeinschaftsorientierte Wohnprojekte in 

der Bundesstadt Bonn ist seit 2009 die Einrichtung der „Kontakt– und Informationsstelle 

‚Innovative Wohnformen‘“. Diese wurde „im Rahmen eines Wohnraumversorgungskonzeptes“ 

(MWEBWV NRW 2010: 28) beim Amt für Soziales und Wohnen angesiedelt und „unterstützt 

und begleitet interessierte Bürgerinnen und Bürger, Investoren, Träger, Vereine und Initiativen 

durch den gesamten Prozess der Planung bis weit in die Wohnphase hinein“ (Bundesstadt 

2016c).  

Ziele 

Entstanden ist die Kontakt- und Informationsstelle der Abteilung Wohnen zur Unterstützung 

bei der Erfüllung verschiedener Ziele. Zum einen nennt Frau Melanie Buderath von der 

Kontakt- und Informationsstelle Innovative Wohnformen „den grundsätzlichen Auftrag“ der 

Stadtverwaltung, „Menschen mit Wohnraum [zu] versorgen, […] die sich selbst nicht 

angemessen versorgen können“ (Vgl. Interview 1: Buderath, Kontakt- und Informationsstelle 
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Innovative Wohnformen). Außerdem sind innovative Wohnformen eine Möglichkeit, um als 

Stadt „den Folgen des demografischen Wandels [zu] begegnen [..] im Bereich Wohnen“ und 

„die stadtbaulichen Funktionen von Wohnquartieren [zu] erhalten und [zu] stärken“ (ebd.). Um 

den städtischen Auftrag zu erfüllen, so Buderath „da ist so eine Anlaufstelle für innovative 

Wohnformen, deren Realisierung die Erfüllung dieser Ziele ganz stark befolgt, einfach 

sinnvoll“. So war die Grundlage, auf der diese Einrichtung in Bonn realisiert wurde, die 

Situation, dass „gemeinschaftliches Wohnen […] in Bonn schon länger Thema“ (ebd.) war. 

Allerdings gestaltete es sich für Initiativen schwierig, in Bezug auf die diversen Besonderheiten 

des Planungs- und Bauprozesses die richtigen Ansprechpartner auszumachen: „die Initiativen, 

die sind immer durch die Verwaltung geirrt und wussten nicht, wohin müssen wir mit der Frage“ 

(ebd.). 

Unterstützung 

Betrachtet man die in Kapitel 2.5 vorgestellten Kategorien der Unterstützung nach Ginski und 

Schmitt (2014:295), so ist die Einrichtung der Kontakt- und Informationsstelle in Bonn als 

Unterstützungsleistung der dritten Kategorie („Beratung und Wissenstransfer“) einzuordnen. 

In der Kategorie „direkte Förderung von Teilleistungen“ findet Unterstützung zum Beispiel in 

Form der Anschubfinanzierung von Gemeinschaftsräumen (vgl. Interview 2: Hofmann, 

Wahlverwandschaften e.V.) statt. In Bezug auf „Gesonderte Verfahren der 

Grundstücksvergabe“ ist es „leider noch nicht Gang und Gäbe“ (Interview 1), dass der Verkauf 

von städtischen Grundstücken explizit Baugruppen vorbehalten wird. Im Rahmen der 

Grundstückssuche findet aber Unterstützung in Form von Beratung und Information über 

mögliche in Frage kommende Grundstücke statt:  

„überall, wo passende, adäquate Grundstücke waren, wurden wir sofort benachrichtigt. Gucken 

Sie sich das an, vielleicht ist das was für Sie. So haben wir das gekriegt. So haben wir die drei 

Grundstücke gekriegt“ (Interview 2). 

Die Hauptunterstützung seitens der Stadt Bonn besteht darin, Vernetzungsarbeit zu betreiben. 

So können sich Einzelpersonen, die sich für gemeinschaftliches Wohnen interessieren, 

ebenso wie „Gruppen und Initiativen, die gerne noch etwas realisieren wollen“ an die 

Kontaktstelle Innovative Wohnformen wenden. Über einen Newsletter werden Informationen 

zu aktuellen oder geplanten Projekten bereitgestellt und regelmäßig finden offene „Infobörsen“ 

und Veranstaltungen in Kooperation mit der VHS Bonn statt, bei denen Projekte und 

Projektideen vorgestellt werden und sich Interessengruppen bilden können. In einem späteren 

Stadium, wenn sich eine Projektgruppe formiert hat, kann sich diese zu Förder- und 

Finanzierungsmöglichkeiten beraten lassen und auch die Kommunikation mit dem 

Liegenschaftsmanagement und dem Stadtplanungsamt bei Fragen zu infrage kommenden 
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Grundstücken und dem passenden Baurecht wird über die Kontaktstelle koordiniert “ (Vgl. 

Interview 1). 

Erfahrungen 

Mit Blick auf die bereits bestehenden Wohnprojekte in Bonn beschreibt Melanie Buderath von 

der Kontakt- und Informationsstelle für Innovative Wohnformen die Erfahrungen, bezüglich der 

Auswirkungen auf das Quartier und die Stadt als positiv. „Die Wohnprojekte haben alle 

natürlich einen sehr starken sozialen Charakter und leben eben nicht nur in ihren vier Wänden 

[…] gemeinschaftlich, sondern strahlen auch ins Quartier“ (Interview 1). Als weitreichendes 

Beispiel nennt Buderath die Villa Emma eG:  

„die veranstaltet regelmäßig Mittagessen und da kommt die Nachbarschaft zusammen, die 

haben mittlerweile auch einen Stamm von ich glaube 14 Köchen […] aus der Nachbarschaft. 

Und dann kochen die in der Villa Emma in der Gemeinschaftsküche und dann können also nicht 

nur die Bewohner des Hauses, sondern auch [Menschen] aus der Nachbarschaft, […] 

gemeinsam Mittagessen“ (ebd.) 

Weitere positive Beispiele sind das Karmelkloster, das „auch ganz viel Quartierarbeit betreibt“ 

und Kulturveranstaltungen organisiert und die Wahlverwandschaften e.V.. Durch 

Veranstaltungen wie zum Beispiel Nachbarschaftsfeste beziehen alle Projekte „die 

Nachbarschaft schon immer mit ein“ (ebd). 

Das Einbeziehen der Nachbarschaft hat laut Buderath „natürlich positive Wirkung auch auf 

das gesamte Quartier, auf die Strukturen“. Diese Auswirkungen auf die Strukturen der Stadt 

und der einzelnen Quartiere sind der zentrale Punkt, wie eine nachhaltige Stadtentwicklung 

unterstützt werden kann. 

„…darum geht es ja im Ende, wenn man sagt, Ziel muss […] sein, dass wir die städtebaulichen 

Funktionen von Wohnquartieren erhalten und stärken. Das heißt, dass es, dass wir, langfristig 

gesehen, verbesserte Strukturen schaffen wollen. Sodass es nämlich den Menschen durch 

gegenseitige Unterstützung oder vielleicht auch den Abbau von Barrieren nicht nur in der 

Wohnung, sondern auch im Wohnumfeld möglich ist, möglichst lange im eigenen Wohnumfeld 

wohnen zu können. Also, dass man es verhindern kann, dass jemand in ein Pflegeheim muss, 

indem man einfach den Bordstein absenkt und die Nachbarschaft so gestaltet […], dass die sich 

gegenseitig unterstützen, vielleicht der eine mit einkaufen geht oder der andere einen 

Arztbesuch mit demjenigen machen kann. Das ist so das übergeordnete Ziel, dass dieses 

gesellschaftliche Miteinander ganz klar gestärkt wird und die Leute wieder mehr 

zusammenrücken.“ (ebd.) 

Hier werden die Potentiale von gemeinschaftlichen Wohnprojekten auf eine nachhaltige 

soziale Stadtentwicklung deutlich. Würde es gelingen, mit Hilfe der Projekte wirklich langfristig 

die Strukturen in den Quartieren zu verbessern und diese auch für künftige Generationen zu 
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erhalten, so würde das zum Ziel einer nachhaltigen Stadtentwicklung zumindest im Bereich 

Soziales einen erheblichen Teil beitragen. Als Limitation bemerkt Buderath, dass dies ihrer 

Erfahrung nach „nicht in jedem Quartier möglich“ ist und ein notwendiger „Ansatzpunkt […] um 

[ein]e positive Zukunftsperspektive zu gestalten“ immer ein starkes bewohnerschaftliches 

Engagement im Quartier wäre (Vgl. ebd.). 

Mit dem Wohnprojekt Haus LebensArt wurde ein Wohnprojekt von der Stadt Bonn in 

Kooperation mit dem Deutschen Roten Kreuz (DRK) initiiert. Im Vergleich zu den meisten 

anderen Projekten in Bonn, die bottom-up aus einer Gruppe Interessierter entstanden ist, 

wurde hier ein Haus zur Verfügung gestellt, in das an einer aktiven Hausgemeinschaft 

interessierte Menschen einziehen konnten. Durch ehrenamtliche Aktivitäten und das vom 

Haus ausgehende erweiterte Quartiersmanagement (vom DRK durchgeführt) sollten 

Angebote im Quartier vernetzt und das gemeinschaftliche Miteinander gestärkt werden. 

„Irgendwann haben wir gesagt, müssen wir diese zwei Themen trennen, weil die Quartierarbeit 

des Managements sehr auf das Wohnprojekt beschränkt hat“, erklärt Buderath. Das 

Quartiersmanagement ist mittlerweile in ein neues Büro außerhalb des Haus Lebensart 

gezogen und „jetzt ist das Quartiersmanagement natürlich viel zugänglicher fürs ganze 

Quartier, weil es nicht im Haus versteckt ist […] und das Wohnprojekt ist auch eher 

Wohnprojekt“ (ebd.). 

Dieses Beispiel zeigt, dass die Erwartungen an gemeinschaftliche Wohnprojekte nicht zu hoch 

gesetzt werden dürfen. Ein Wohnprojekt kann nicht die Aufgaben eines 

Quartiersmanagements übernehmen oder dieses gar ersetzen. Selbst wenn dafür wie im eben 

genannten Beispiel ein Quartiersmanager verantwortlich ist, so muss abgewogen werden, an 

welchem Ort dieser den besten Zugang zu allen Bewohnern des Quartiers hat. Die 

Auswirkungen von Quartiersmanagement auf die Stadtentwicklung zu erörtern, ist im Rahmen 

dieser Arbeit nicht möglich und so kann nur festgehalten werden, dass die größte Wirkung 

wohl erzielt werden kann, wenn das Quartiersmanagement und die Öffnung der Wohnprojekte 

ins Quartier parallel ablaufen. 

Im Hinblick auf ökonomische Nachhaltigkeit betont Buderath, dass es in der Stadt Bonn wie in 

vielen Städten an kleinräumigem, bezahlbarem Wohnraum mangelt4 und gleichzeitig „die 

Nachfrage […] sehr sehr hoch ist“. In gemeinschaftlichen Wohnprojekten wird oftmals eine 

„Kombination aus frei finanzierten Mietwohnungen und geförderten Mietwohnungen, […] zum 

Teil auch Eigentum“, gewählt und umgesetzt, wodurch sie einen Beitrag dazu leisten, 

„bezahlbaren Wohnraum zur Verfügung [zu] stellen“ (ebd.).  

                                                           
4 Es würde ein Anteil von geförderten Wohnungen zwischen zwölf bis 14 Prozent benötigt, um alle Haushalte mit 
geringen bis mittleren Einkünften zu versorgen. Im März 2017 entspricht der Anteil an öffentlich geförderten 
Wohnungen im gesamten Wohnungsbestand weniger als sieben Prozent (Bundesstadt Bonn 2017) 
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Bei der Beratung durch die Kontakt- und Informationsstelle Innovative Wohnformen besteht 

auch eine Zusammenarbeit mit der Bonner Energieagentur, die zu den Themen 

energieeffizientes Bauen und Sanieren berät. In Bezug auf die Erfahrung mit Gruppen, die 

gemeinschaftliche Wohnprojekte in Bonn realisieren, wird deutlich, dass „wirklich alle 

versuchen, besonders ökologisch zu bauen“ (ebd.). 

„[D]er Ökologische Aspekt spielt auf jeden Fall [ein]ne Rolle. Bei den einen mehr bei den andern 

weniger. Ich hab[e] mittlerweile auch ein[en] Projektentwickler kennen gelernt, der sich nur mit 

[…] Energiesparhäuser[n] […] als Wohnprojekte […] beschäftigt. Also dieser ökologische 

Aspekt ist wirklich da“. (ebd.)  

In den meisten Projekten wird zusätzlich zu einer ökologischen Bauweise des Thema car 

sharing diskutiert und informell oder vertraglich geregelt umgesetzt. Buderath bemerkt 

abschließend, „die denken halt alle sehr nachhaltig […], die Bewohner. Ob das jetzt car sharing 

ist oder […] besonders ökologische Bauweise“. 

Ausblick 

Zusätzlich zu den neun bestehenden gemeinschaftlichen Wohnprojekten sind derzeit neue 

Projekte in Bonn in Planung. Die Initiativen befinden sich alle in unterschiedlichen 

Projektphasen und ein Erfolg ist nicht garantiert, da die finanziellen, zeitlichen oder 

organisatorischen Hürden oftmals zu groß sind. Derzeit gibt es noch „bestimmt zehn bis 15 

Initiativen […], die alle in unterschiedlichen Stadien sind“ (ebd.). 

„Es gibt auch Initiativen die gerne nochmal so einen Schritt zurückgehen, weil sie sagen, die 

Hürde ist ganz schön groß. […] Es gab auch schon Projekte die sind gescheitert, weil sie also 

keine Initiative gefunden haben, die sich so aufgestellt [hat], dass sie sagen würden, das wird 

ein Erfolg. […] es gibt ein paar Initiativen […], die sind wirklich so weit und die bleiben auch am 

Ball.“ (ebd.) 

Die Amaryllis eG ist bereits weit fortgeschritten mit ihrer Planung des Projektes Amaryllis PLus, 

das als Mehrgenerationen-Wohnprojekt auch eine Wohn-Pflege-Gemeinschaft umfassen wird. 

In diesem neuen Wohnprojekt soll es für die Bewohner möglich sein, als Alternative zum 

Pflegeheim „bis zu ihrem Tod im Mehrgenerationen-Wohnprojekt leben zu können“ (Holger 

Willcke 2014). Ermöglicht werden soll das durch eine professionelle, integrierte 24-Stunden-

Pflege für die Bewohner der Pflegewohngruppe. Auch soll ein Teil der Wohnungen aus Mitteln 

des sozialen Wohnungsbaus finanziert werden und so preiswerter Wohnraum geschaffen 

werden. „[A]uf die Erfahrungen und Erfolge der ersten Generation aufbauen[d]“ wird das 

Projekt auch unter dem Dach der Genossenschaft Amaryllis eG entstehen (Vgl. ebd.) 

Eine solche Projektentwicklung wird sicher begünstigt von Erfahrungen aus vorangegangenen 

Projekten und einer Ausgangslage, in der passende Grundstücke oder Immobilien zur 
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Verfügung stehen. Ebenso sollte die Finanzierung geklärt sein. Äußere Umstände sowie 

Unterstützungsleistungen der Stadt können sich positiv auswirken, am Ende aber „braucht [es] 

Motoren in den Initiativen, die wirklich am Ball bleiben.“ (Interview 1). 

4.4 Herausforderungen und Grenzen - Fallbeispiel Wahlverwandschaften e.V. 

Nachdem im vorangegangenen Abschnitt die Perspektive der Stadt Bonn aufgezeigt wurde, 

soll das Kapitel mit einem Einblick in den Alltag eines ausgewählten Wohnprojektes 

abgeschlossen werden. Aus einem leitfadengeführten Experten-Interview sollen die 

Motivation, die Herausforderungen des gemeinschaftlichen Wohnens ebenso wie die vom 

Projekt und den Bewohnern ausgehenden Impulse für eine Entwicklung im Quartier und die 

Grenzen für eine nachhaltige Stadtentwicklung deutlich werden. 

Bei der Auswahl des Wohnprojektes fiel die Wahl auf eine Hausgemeinschaft der 

Wahlverwandschaften e.V., da diese Initiative mit ihren drei realisierten Projekten bereits über 

die weitreichendste und langjährige Erfahrung verfügt. Als Expertin wurde eine Bewohnerin 

der Hausgemeinschaft in der Heerstraße ausgewählt, die gleichzeitig Gründungsmitglied des 

Vereins ist und die Entwicklungen der Projekte und des Vereins aktiv miterlebt hat. 

Gründung und Motivation 

Die Hausgemeinschaft Altstadt-Nord in der Heerstraße wurde als erste Hausgemeinschaft des 

Vereins ab dem Jahr 2005 geplant und das Haus im Jahr 2008 bezogen. Zuvor hatte sich der 

Verein Wahlverwandschaften e.V. im Jahr 2005 aus einer reinen Frauen-Wohninitiative heraus 

gegründet. Für die 36 Gründungsmitglieder stand fest, dass sie mit Frauen und Männern, 

generationenübergreifend und sozial integrierend wohnen wollen (Vgl. Wahlverwandschaften 

Bonn e.V. 2014). 

„…und wir haben so innerlich gedacht […] Wir wollen alles haben, wir wollen Kinder, wir wollen 

Männer, wir wollen Paare, wir wollen Alleinstehende, egal was, wir wollten alle haben, egal 

welche Finanzen, welcher Status, ganz egal.“ (Interview 2) 

Mittlerweile ist der Verein auf 300 Mitglieder angewachsen, es wurden drei Projekte realisiert 

und fünf weitere Projektinitiativen existieren (Vgl. Wahlverwandschaften Bonn e.V. 2014a). Es 

wohnen (noch) nicht alle Vereinsmitglieder in einer Hausgemeinschaft und so gibt es auch 

„eine Gruppe von Leuten, die die Idee gut finden, die aber gar nicht umziehen wollen […], die 

tragen die Idee mit“ (Interview 2). 

Die Motivation in ein gemeinschaftliches Wohnprojekt zu ziehen, beschreibt eine Bewohnerin 

wie folgt: 

„Ich hab[e] also als junge Frau, als junge Familie, mit 18 Jahren mit Freunden zusammen 

gewohnt. Dann habe ich alleine gewohnt, neun oder wieviel Jahre. Da dachte ich, ne, also ich 
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will ja gar nicht alleine wohnen. Für mich war klar, ich will wieder mit anderen 

zusammenwohnen. So dieses Gefühl, wenn ich verrentet bin, sitze ich irgendwo in einer 

wunderschönen Wohnung, alle sind arbeiten, aber ich sitze da, ich vereinsame, ich verludere, 

ich verschlottere, ich will das nicht.“ (ebd.) 

So ist die Motivation für den Einzug in ein gemeinschaftliches Wohnprojekt in diesem Fall vor 

allem der Wunsch, in Gemeinschaft zu Leben und sich gegenseitig zu unterstützten. Als 

typische Alltagsunterstützungen helfen sich die Bewohner zum Beispiel gegenseitig beim 

Einkaufen oder Putzen. 

Herausforderungen und Engagement 

„Ich werde oft gefragt, und geht es gut? Keine Konflikte? Das ist so süß. Und am Anfang, habt 

ihr Konflikte? Ja, sag ich, natürlich! Und zwar das Witzige war, wir haben uns über alles 

unterhalten. Über Nähe und Distanz, wie gehen wir damit um und ach, das war alles kein 

Problem. Die Probleme kamen immer aus einer ganz anderen Ecke. Das kann man gar nicht 

alles vorbereiten. Man muss offen sein.“ (ebd.) 

Da die Hausgemeinschaft die Verwaltung des Hauses und kleinere Instandhaltungen im und 

ums Haus ebenso wie Gartenpflege selbst organisiert, entstanden immer wieder Konflikte, 

wenn sich Bewohner verweigerten und ihren Pflichten nicht nachkamen. Um aufkommende 

Konflikte innerhalb der Hausgemeinschaft zu lösen, engagierte der Verein in den ersten 

Jahren einen Supervisor, der als Konfliktmoderator mit der Gruppe Lösungen erarbeitete. Dem 

Potential von gegenseitiger Unterstützung und Gemeinschaft steht die Herausforderung 

gegenüber, dass die Organisation und die Verwaltung des Wohnprojektes und auch die Pflege 

der intensiven Nachbarschaften viel Zeit und Engagement benötigen. Dadurch, dass das 

Verhältnis zu den anderen Bewohnern oftmals enger und persönlicher ist als es meist bei einer 

gewöhnlichen, zufälligen Nachbarschaft der Fall ist, konzentriert sich das Leben 

möglicherweise auch stärker auf die Wohngemeinschaft als soziales Umfeld. 

„Das hätte ich mir nie, nie vorgestellt.  Allein das hier Wohnen auch wenn ich gar nichts […] mit 

denen hier zu tun hab. […] so ein Tag, da höre ich da was, da kommt der, hast du mal. Es nimmt 

auch so innerlich unheimlich viel Raum ein. Viel mehr als ich gedacht habe. […] obwohl ich 

genau das ja eben so gut finde. So dieses Selbstverständliche, das lockere Treffen. Es ist sehr, 

ich kann nicht sagen anstrengend, ich kann nur so sagen, es nimmt Raum ein. Oder dann macht 

man sich Gedanken, weil man hört, die ist krank, […] und dann denkt man sich auch, wie geht 

es da weiter. Wenn sie in einem Mietshaus wohnen und hören der ist krank, oh ja, und damit 

hat es sich.“ (ebd.) 

Die Identifikation mit dem Wohnprojekt und der Gemeinschaft fordert also in der Folge von den 

Bewohnern auch ein gewisses Maß an Verbindlichkeit und Bereitschaft zum Engagement.  
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Zusätzlich zur Mitarbeit in einer der Arbeitsgruppen engagieren sich die Bewohner der 

Heerstraße auch in der Nachbarschaft, um im Stadtteil bekannt zu werden und sich zu 

vernetzen. So nutzen sie zum Beispiel Stadtteilfeste: „[W]ir sind berühmt für unsere Kuchen. 

Wir machen immer einen Kuchenstand. Damit wir wirklich auch hier bekannt werden. Also ich 

glaube, wir sind schon hier bekannt, in dem Viertel.“ (ebd.). 

Die umliegenden Nachbarn werden zu Nachbarschaftsfesten und Aktionen wie dem 

Weihnachtsbaumverbrennen eingeladen. Die Bewohnerin berichtet von unterschiedlichen 

Erfahrungen, wie die Angebote und Einladungen angenommen werden. Zum einen sind ein 

paar Gäste aus den umliegenden Häusern gekommen und es entstanden neue Kontakte: 

 „die standen am Ende alle zusammen, die ganzen jungen Leute. […] Und sie haben uns gesagt, 

sie haben sich erst kennengelernt durch diese Feier, das finde ich auch gut. Und jetzt hatten wir 

erst unser Weihnachtsbaumverbrennen. Da waren wieder ein paar da. Also ich hoffe, so soll 

das auch sein, wir laden die immer ein. Ja die wussten noch nicht mal, was für nette Leute da 

bei ihnen wohnen.“ (ebd.) 

Dennoch hängt ein gutes Engagement im und fürs Quartier immer vom Interesse der 

Menschen vor Ort ab. Wie schon im vorherigen Kapitel angemerkt, ist ein hilfreicher 

Ansatzpunkt für Initiativen der Wohnprojekte auch ein starkes bewohnerschaftliches 

Engagement im Quartier. So reicht allein ein starker Wille und der Wunsch eines 

Wohnprojektes sich in die Nachbarschaft zu öffnen möglicherweise nicht aus.  

Die Bewohnerin erklärt, wie die Gruppe in der Heerstraße mit ihren Angeboten teilweise auf 

wenig Interesse seitens der Nachbarschaft gestoßen ist: 

„Ja wir wollten eigentlich sehr viel mehr so in die Nachbarschaft gehen. Unser Interesse war 

wirklich, […] wir haben also [ein] Café angeboten. Ein festes Café, wo man sich hier bei uns 

treffen kann. Auch für Türken haben wir extra auf Türkisch etwas schreiben lassen. […] Es kam 

keiner. Wir saßen da und aßen unseren Kuchen […] Das Haus nebenan, das sind Studenten, 

die haben wir auch eingeladen zu unseren Nachbarschaftsfesten. Da kam keiner. Also manche 

wollen halt auch nicht, dann lassen wir es.“ (ebd.) 

Das Potential, das gemeinschaftliche Wohnprojekte für eine nachhaltige Stadtentwicklung in 

sich tragen, ist je nach Projekt sehr unterschiedlich und hängt immer individuell mit dem 

Standort und dem Interesse der Menschen im Quartier ebenso wie mit der Zusammensetzung 

der Bewohnergruppe zusammen. 

„Und jetzt haben wir […] diese drei Projekte, die auch alle gut laufen, ganz unterschiedlich. Wir 

haben […] so eine Kleingruppe mit Vertretern von diesen drei Wohngruppen, […] Bad 

Godesberg, hier und Duisdorf. […] Es [war] […] uns wichtig auch so ein Treffen zu haben, 

offiziell und nur für Vertreter der Wohngruppen. Da merken wir schon, dass es ganz 



 

 

 68 

unterschiedlich ist. Mit derselben Idee, mit dem selben Wunsch, aber trotzdem ist es wieder 

unterschiedlich und das ist ja auch das Bunte.“ (ebd.) 

Zwar besteht ein Austausch über die Planung und die Fortschritte der Projekte bei 

regelmäßigen Sitzungen und Treffen. Im Bewohnerinterview zeigt sich aber, dass die 

möglichen Hilfestellungen und Erfahrungen, die durch eine wiederholte, zweite und dritte 

Projektplanung innerhalb des Vereins weitergegeben werden konnten, nur punktuell 

angenommen wurden (ebd.). 

Grenzen und Rollenverständnis 

Abschließend lässt sich anmerken, dass angesichts der oftmals formulierten Erwartungen an 

gemeinschaftliche Wohnprojekte, als Impulsgeber auf Quartier- und Stadtumfeld zu wirken, 

auch ein realistischer Wirkungsmaßstab angelegt werden sollte. Die Schader Stiftung (2013: 

13 f.) warnt vor einer Überforderung der Wohnprojektgruppen, die nicht ,beziehungsweise 

nicht allein, stadtpolitische Aufgaben, wie zum Beispiel die Herstellung von Heterogenität im 

Viertel, übernehmen können. 

Auch die Übernahme von Aufgaben wie die Versorgung von pflegebedürftigen Menschen kann 

nicht von gemeinschaftlichen Wohnprojekten erwartet werden. Die Projekte werden meistens 

barrierefrei geplant und verfolgen des Ziel, dass die Bewohner möglichst lange dort wohnen 

können (Vgl. ebd.: 28). Dauerhaft Pflegeunterstützung zu leisten, das ist in den meisten 

Wohnprojekten jedoch nicht vorgesehen: „[i]ch glaub[e], das erwartet hier auch keiner. Gut 

wenn man krank wird, das ist selbstverständlich. Wenn man schwächer wird, so weit, wie es 

geht, ja. Aber immer mit der Maßgabe soweit es geht“ (Interview 2). 

Einige Wohnprojekte, wie das geplante Vorhaben Amaryllis Plus in Bonn, „schließen ein 

Wohn-Pflegeangebot in Form einer ambulant betreuten Wohngemeinschaft mit ein“, was die 

Schader Stiftung (2013: 28) „[a]ngesichts des dramatisch wachsenden Bedarfs an 

altersgerechten Wohnungen“ als wichtige Bemühung ansieht, die große Aufmerksamkeit 

verdient. 

Da sich die Bewohner eines gemeinschaftlichen Wohnprojektes im Alltag mit einigen 

Herausforderungen bei der Umsetzung konfrontiert sehen und auch an zeitliche oder 

persönliche Grenzen geraten, „gelingt tatsächlich die Umsetzung der oft sehr anspruchsvollen 

Wohnkonzepte [nicht immer]“ (ebd.). Als Partner in der Umsetzung einer nachhaltigen 

Stadtentwicklungspolitik werden sie von einigen Städten aber zu Recht als wichtiger und 

zukunftsorientierter Baustein gesehen. 
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4.5 Impulse der Wohnprojekte in den Handlungsfeldern nachhaltiger 

Stadtentwicklung  

Aus der Analyse der Wohnprojektinitiativen in Bonn wurde deutlich, dass hier Potentiale in 

allen drei Dimensionen der Nachhaltigkeit zugrunde liegen. Zum Abschluss dieser Arbeit soll 

jetzt die Brücke geschlagen werden zu den in den Kapiteln 3.3.2 und 3.4 beschriebenen 

Handlungsfeldern nationaler Stadtentwicklungspolitik.  

Trotz einiger Herausforderungen bei der Umsetzung der Wohnkonzepte können sich die 

Projekte positiv auf eine nachhaltige Stadtentwicklung auswirken. Nun stellt sich die Frage, in 

welchen der sechs Handlungsfeldern gemeinschaftliche Wohnprojekte einen erkennbaren 

Beitrag leisten können und in welchen Bereichen die Erwartungen an Wohnprojekte als 

Impulsgeber von diesen nicht erfüllt werden können. 

1. Bürger für ihre Stadt aktivieren – Zivilgesellschaft 

Im ersten Handlungsfeld können gemeinschaftliche Wohnprojekte einen großen Beitrag 

leisten. Indem sie sich ins Quartier öffnen, zu Veranstaltungen in den eigenen Räumlichkeiten 

einladen oder sich an externen Aktionen beteiligen, schaffen sie einen Rahmen für die 

Nachbarschaft, um Kontakte zu knüpfen und sich selbst aktiv einzubringen. Wie in Kapitel 

4.2.1 am Beispiel der Villa Emma aufgezeigt wurde, können aus diesem Engagement weitere 

Projekte und Ideen entstehen, die eine „gerechte, sozial integrierende Stadtgesellschaft“ (Vgl. 

Handlungsfeld Zivilgesellschaft, Kap. 3.3.2) fördern.  

2. Chancen schaffen und Zusammenhalt bewahren – Soziale Stadt 

Im zweiten Handlungsfeld Soziale Stadt „geht es um den Ausbau sozialer Gerechtigkeit“ (Vgl. 

Handlungsfeld Soziale Stadt, Kap.3.3.2), für deren Realisierung die räumliche Segregation 

innerhalb einer Stadt begrenzt und die Integration gefördert werden soll. Eine Integration 

spezifischer Gruppen wie Migranten oder Jugendlicher wurde von den Wohnprojekten in Bonn 

nicht als Ziel formuliert. Allerdings wirken die Bemühungen darum, einen Teil der Wohnungen 

aus Mitteln des sozialen Wohnungsbaus zu finanzieren, und somit finanziell benachteiligten 

Bewohnergruppen mit Wohnberechtigungsschein eine bezahlbare Wohnung zur Verfügung zu 

stellen, einer homogenen Gruppenbildung und somit einer räumlichen Segregation ein Stück 

weit entgegen. Auch die Integration von Bewohnern mit Unterstützungsbedarf ins Wohnprojekt 

ist ein möglicher Impuls im Handlungsfeld Soziale Stadt. 

3. Innovative Stadt – Motor der wirtschaftlichen Entwicklung 

Das ökonomische Potential der untersuchten gemeinschaftlichen Wohnprojekte bezieht sich 

größtenteils auf entstehende Kostenvorteile für die Bewohner der Projekte oder auf die 

Möglichkeit der Pflegekosteneinsparung, was für Städte und Kommunen interessant sein 
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könnte. Gerade auch aufgrund der quantitativ geringen Bedeutung, haben gemeinschaftliche 

Wohnprojekte einen geringen Einfluss auf die wirtschaftliche Entwicklung der Stadt. Zwar 

können sie die Attraktivität einer Stadt als Wohnort steigern. Solange aber die Wohnprojekte 

keine gewerblichen Flächen integrieren, beschränkt sich die direkte Impulsgebung auf die 

Rolle als Wohnort und bezieht die Rolle des Arbeitsorts nicht mit ein. Als innovative Stadt, in 

der „Raum für Experimente“ geschaffen werden soll, könnte man die Realisierung 

gemeinschaftlicher Wohnprojekte selbst als Experimente betrachten und somit die 

Beratungsleistungen der Stadt Bonn als unterstützend für Innovationen im Bereich Wohnen 

bewerten. Auf weitere genannte Bereiche in diesem Handlungsfeld, wie zum Beispiel die 

Förderung von Technologien, haben gemeinschaftliche Wohnprojekte einen geringen 

Einfluss, der sich derzeit auf die Nutzung von neuen Bau- und Energietechnologien 

beschränkt. 

4. Die Stadt von morgen bauen – Klimaschutz und globale Verantwortung 

Im Kontext der Diskussion um Energieeffizienz und erneuerbare Energien engagieren sich die 

untersuchten Wohnprojekte alle in einem überdurchschnittlichen Maße. Es werden viele 

ökologische Potentiale beim Bauen und im Alltag umgesetzt und genutzt. Die Realisierung von 

ökologischen Standards, der Einsatz von technischen Lösungen und teilweise auch ein 

verändertes Verhalten führen langfristig zu einem geringeren Ressourcenverbrauch. In diesem 

Handlungsfeld können gemeinschaftliche Wohnprojekte Impulse geben und als „beispielhafte 

und vorbildliche Projekte […] eine saubere, nachhaltige und gesunde Stadt […] unterstützen“ 

(Vgl. Handlungsfeld Klimaschutz und globale Verantwortung, Kap. 3.3.2). 

5. Städte besser gestalten – Baukultur 

Im Handlungsfeld fünf soll durch „eine durchgängige Gestalt- und Verfahrensqualität“ eine gute 

Baukultur in den Städten realisiert werden. Die Stadtentwicklungspolitik soll dazu beitragen, 

durch attraktive öffentliche Räume, zum Beispiel Straßen und Plätze, Möglichkeiten für 

„Kommunikation und soziale Begegnungen“ zu schaffen (Vgl. Handlungsfeld Baukultur, Kap. 

3.3.2). Betrachtet man die gemeinschaftlichen Wohnprojekte aus dieser Perspektive, so sind 

die integrierten gemeinschaftlichen Flächen und offen gestalteten Außenanlagen oftmals 

„Plätze der Selbstverständigung, des Austausches und der urbanen Selbstvergewisserung“ 

(ebd.). Hinsichtlich einer möglichen Impulsgebung im gesamtstädtischen Kontext stellt sich die 

Frage nach der Offenheit der Wohnprojekte. Projekte wie das Gemeinsam Wohnen im 

Karmelkloster e.V., das ein öffentliches Stadtteilcafé, ein Freizeittreff und den Klostergarten 

auf dem Gelände integriert, bieten viel Platz für die städtische Öffentlichkeit. Andere Projekte 

integrieren einen Gemeinschaftsgarten, der primär durch die Bewohner genutzt wird und zu 

besonderen Veranstaltungen für die Nachbarschaft offensteht. Dennoch kann auch ein 

bewusst offen gestaltetes Wohnprojekt sicherlich keine öffentlichen Flächen, Plätze oder 
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Parkanlagen ersetzten. Es kann aber auch eine Ergänzung sein und gerade durch die 

Kombination aus Offenheit und Veranstaltungen zur Kommunikation und Begegnung anregen.  

6. Die Zukunft der Stadt ist die Region – Regionalisierung 

In Bezug auf „eine zukunftsfähige Regionalisierung“ ist es im sechsten Handlungsfeld Ziel der 

Stadtentwicklungspolitik, Projekte zu unterstützen, „die regionale Partnerschaften in der 

Stadtentwicklung begründen“, sowie „neue und praxisorientierte Formen der Kooperation 

ein[zu]üben“ (Vgl. Handlungsfeld Regionalisierung, Kap. 3.3.2). Die meisten der in Bonn 

untersuchten Wohnprojekte verfolgen zwar das Ziel eines Austauschs mit anderen Projekten, 

es bestehen allerdings keine formalen oder offiziellen regionalen Kooperationen. Auch die 

Wohnprojektinitiativen und Investoren aus der Wohnbaubranche, die als Bauträger auftreten, 

gehen eine Kooperation ein, wenn sie gemeinsam ein Projekt realisieren. Bei den 

untersuchten Wohnprojekten bewegen sich die Kooperationspartner räumlich gesehen alle 

innerhalb der Stadt Bonn. Als Beispiel wären hier die drei Hausgemeinschaften der 

Wahlverwandschaften e.V. zu nennen, die in Kooperation mit der Bonner RheinHaus-GmbH 

als Bauträger realisiert wurden. Auf regionaler Ebene gibt es eine Vernetzung zwischen den 

Städten in Nordrhein-Westfalen (NRW), die Kontakt- und Informationsstellen für Neue 

Wohnformen eingerichtet haben.  

„Es gibt ein Vernetzungstreffen der Kontakt- und Informationsstellen aus ganz NRW. Das findet 

zweimal im Jahr statt im Ministerium für Gesundheit, Emanzipation, Pflege und Alter. Wir treffen 

uns zweimal im Jahr, tauschen uns aus.“ (Interview 1) 

Eine regionale Zusammenarbeit der städtischen Beratungsstellen dient hier vor allem dem 

Erfahrungsaustausch und der Vernetzung zwischen den Städten. Im Bereich Regionalisierung 

gehen Impulse von Seiten der Politik aus, jedoch weniger direkt von den gemeinschaftlichen 

Wohnprojekten. 

Impulse in den Handlungsfeldern nachhaltiger Stadtentwicklung 

Abschließend sollen in der nachfolgenden Abbildung 7 die in diesem Kapitel beschriebenen 

Impulse im Bezug zu den sechs Handlungsfeldern und ihr Beitrag zu einer nachhaltigen 

Stadtentwicklung durch farbliche Markierungen und Größenunterschiede verdeutlicht werden. 
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Abbildung 3 Impulse in den Handlungsfeldern nachhaltiger Stadtentwicklung 

 

Quelle: Eigene Darstellung 

5.Schlussbetrachtung 

Zusammenfassend ist festzustellen, dass sich in den Konzepten Neuer Wohnformen 

Antworten auf soziale und demografische Veränderungen in Deutschland wiederfinden.  

Dem sozialen und demografischen Wandel in Deutschland zu begegnen, ist eine 

Herausforderung, die sowohl von politischer als auch von zivilgesellschaftlicher Seite 

angegangen werden muss.  

Mit dieser Arbeit sollte die Frage beantwortet werden, inwiefern gemeinschaftliche 

Wohnprojekte den Herausforderungen begegnen und Impulse für eine nachhaltige 

Stadtentwicklung geben können.  

Abschließend lässt sich festhalten, dass gemeinschaftsorientierte Wohnprojekte durchaus 

Potentiale haben, die sich positiv auf eine nachhaltige Stadtentwicklung auswirken. Um aber 

einen merklichen Beitrag durch die ausgehenden Impulse zu erzielen, reicht es nicht aus, eine 
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soziale Gemeinschaft innerhalb der vier Wände des Projektes zu schaffen, die sich selbst 

dient. Anhand der Fallbeispiele wurde deutlich, dass aus einem Wohnprojekt heraus weitere 

bürgerschaftliche Initiativen entstehen können, welche wiederum von einem 

nachbarschaftlichen Netzwerk getragen sind. Im Bereich soziale Nachhaltigkeit wird ein 

Wohnprojekt dann zum Impulsgeber, wenn ein Quartierkonzept entwickelt und aktiv umgesetzt 

wird. Dennoch bleibt auch festzuhalten, dass Engagement nicht erzwungen werden kann, 

sondern immer auch von den Bürgern als Akteuren der Zivilgesellschaft ausgehen muss.  

So können Wohnprojekte Impulse geben und beispielhaft Integrativ- oder Mehrgenerationen-

Konzepte vorleben. Wichtig sind aber oftmals einzelne charismatische Menschen, die als 

Motoren fungieren und eine Gruppe leiten und organisieren. Angesichts der Entwicklungen 

des sozialen und des demographischen Wandels ist davon auszugehen, dass das Interesse 

der Bevölkerung in den Städten an neuen Wohnformen weiterhin zunimmt. Durch eine 

quantitative Verbreitung von gemeinschaftsorientierten Wohnprojekten allein wird aber 

voraussichtlich keine nachhaltige Stadtentwicklung gefördert. Es kommt vor allem auf die 

Qualität und Reichweite der Konzepte an. Die Stadt Bonn hat durch die Entscheidung zur 

Förderung Neuer Wohnformen die Chance genutzt, um stadtentwicklungspolitische Ziele zu 

verwirklichen. Es wäre dennoch falsch, die Verantwortung für eine nachhaltige Quartiers- und 

Stadtentwicklung in zu großem Maße auf die Wohnprojekte zu übertragen.  

Die sechs Handlungsfelder sind Bereiche, in den die nationale Stadtentwicklungspolitik aktiv 

werden muss. Gemeinschaftliche Wohnprojekte können hier als ein Instrument der 

Stadtentwicklungspolitik gesehen werden. Letztendlich ist eine Kooperation von 

Wohnprojektinitiativen und der Stadtverwaltung ein erfolgsversprechender Ausgangspunkt, 

um die Reichweite der Impulse in Zukunft noch zu vergrößern. Allerdings zeigt sich am Beispiel 

des Haus Lebensart in Bonn, dass eine Trennung von Quartiersmanagement und 

Bewohnerengagement sinnvoll ist. Ein unabhängiges Quartiersmanagement kann mehr 

Menschen erreichen als ein ins Wohnprojekt integriertes. 

Werden die Impulse im Kontext der sechs Handlungsfelder nationaler Stadtentwicklungspolitik 

betrachtet, so konnten die Bonner Projekte einen sehr großen Beitrag im Handlungsfeld 

Zivilgesellschaft leisten. Auch im Bereich soziale Stadt kann ein weitreichender Beitrag 

beobachtet werden. Die Handlungsfelder Klimaschutz und Baukultur sind mit einem mittleren 

Beitrag im Fokus. Allerdings ist der Beitrag in diesen beiden Bereichen durch die geringe 

Anzahl an Projekten in Bezug zur Gesamtzahl der Wohnberechtigten in Bonn sehr 

eingeschränkt. Lediglich ein kleiner Beitrag ist von gemeinschaftlichen Wohnprojekten in den 

Feldern wirtschaftliche Entwicklung und Regionalisierung zu erwarten. 

An diese Einschätzung schließen sich Fragen nach der der Messbarkeit von Nachhaltigkeit 

an. Wann hat ein Wohnprojekte eine sozial nachhaltige Stadtentwicklung erreicht? Und mit 
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welchen Indikatoren kann dieser Beitrag gemessen werden? An der Anzahl der 

Vereinsmitglieder einer Wohninitiative? An der Zahl der Besucher beim Nachbarschaftsfest? 

Scheinbar einfacher zu messen, ist die Energieeffizienz und der Ressourcenverbrauch und 

damit ein von den Wohnprojekten vielfach genutztes Potential ökologischer Bauweise und 

neuer Technologien. Ökologische Wohnprojekte, die gewisse Standards erfüllen oder die KfZ-

Anzahl reduzieren und ein car-sharing Modell integrieren, leisten einen nachhaltigen 

ökologischen Beitrag. Bleibt anzumerken, dass es für die Umsetzung von Sharing-Modellen 

viele Möglichkeiten gibt und diese unabhängig von Wohnprojekten existieren und genutzt 

werden können. 

In Bezug auf die Potentiale für eine ökonomisch nachhaltige Stadtentwicklung wäre es 

interessant, nun innovative Projekte zu untersuchen, die Wohn- und Gewerbeflächen 

kombinieren und so größere ökonomische Potentiale entfalten. 

Die Gesellschaft in Deutschland steht heute vor Herausforderungen, für deren Lösung 

gemeinschaftsorientierte Wohnprojekte interessante Impulse geben. Die Komplexität und 

Vielschichtigkeit gesellschaftlicher Prozesse und Herausforderungen benötigt Lösungen, die 

auf mehreren Ebenen ansetzen. Ein vielschichtiger Wirkungsbereich ist bei vielen Konzepten 

gemeinschaftlicher Wohnprojekte gegeben. So liegt in der Idee gemeinschaftlichen Wohnens, 

in Verbindung mit der konsequenten Umsetzung einer nachhaltig ökologischen Bau- und 

Lebensweise und einem integrativen Quartierskonzept, großes Potential für eine nachhaltige 

Stadtentwicklung. 
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7. Anhang 
 

Übersicht 

A: Statistiken 

B: Interviewleitfäden 

Kontakt-und Informationsstelle für innovative Wohnformen Bonn 

Wohnprojekt Wahlverwandschaften Bonn e.V., Hausgemeinschaft Heerstraße 
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A: Statistiken 

Anhang I 

Anteil der Bevölkerung in Städten weltweit von 1985 bis 2010 und Prognose bis 2050 

 

Quelle: United Nations (2014): 

 

Anhang II 

Anteil der in Städten lebenden Bevölkerung in Deutschland und weltweit von 1950 bis 2030 

 

Quelle: IW Köln (2010) 
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Anhang III 

Anzahl der Haushalte in Deutschland nach Anzahl der Personen im Haushalt von 2000 bis 
2015 (in 1.000)

Quelle: Statistisches Bundesamt (2016) 

 

Anhang IV 

Prognose der Bevölkerungsentwicklung in Deutschland nach Altersgruppen im Zeitraum der 
Jahre von 2007 bis 2050 

 

Quelle: Specaris (2012) 
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Anhang V 

Entwicklung des Anteils der über 65-Jährigen in Deutschland in den Jahren von 1960 bis 2060 

 

Quelle: Handelsblatt (2013) 

 

Anhang VI 

Prognose der Einwohnerzahl* von Deutschland von 2016 bis 2060 (in Millionen) 

 

Quelle: Statistisches Bundesamt (2016a) 
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Anhang VII 

Anzahl der Pflegebedürftigen in Deutschland in den Jahren 1999 bis 2015 (in 1.000) 

 

Quelle: Statistisches Bundesamt (2017) 

 

Anhang VIII 

Anzahl der Pflegebedürftigen in Deutschland nach Pflegeart im Zeitraum der Jahre von 2013 
bis 2030 

 

Quelle: Wüest & Partner (2016) 
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Anhang IX 

Wie möchten Sie im Alter von 70 Jahren wohnen?* 

 

Quelle: TNS Emnid (2011) 
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B: Interviewleitfäden 

Interviewleitfaden Interview 1 

INTERVIEW  VERTRETERIN DER KONTAKT- UND INFORMATIONSSTELLE INNOVATIVE WOHNFORMEN 

BONN 

INTERVIEWTERMIN AM 16.03.2017 UM 10 UHR, GEPLANTE DAUER CA. 30 MIN, IM STADTHAUS BONN 

 

Ziel des Interviews 

Einen Eindruck gewinnen wie die Situation der Neuen Wohnformen in Bonn im Allgemeinen ist.  

Welche Erwartungen oder Hoffnungen und Ziele hat die Stadtverwaltung dadurch, dass innovative 

Wohnformen unterstützt und gefördert werden? Kann man Aussagen darüber treffen, welche Effekte 

innovative Wohnformen auf die Stadt- oder Quartiersentwicklung haben? Gibt es Beispiele in Bonn für 

besonders nachhaltige Projekte die sich auf Quartier und Stadt auswirken?  

Was sind Herausforderungen bei der Umsetzung von Projekten? Bieten generationsübergreifende 

Wohnformen einen räumlich-sozialen Lösungsansatz für die demographischen und gesellschaftlichen 

Probleme? 

 

Einstieg: Ziele und Unterstützung 

• Sie fördern durch ihr Beratungs-und Unterstützungsangebot die Verbreitung von innovativen 

Wohnformen, was sind dabei konkrete Ziele? Warum gibt es Sie?  

• Können Sie kurz zum Einstieg noch einmal erklären, was ist die Kontaktstelle Innovative 

Wohnformen? Wie sieht ihre Arbeit aus und was sind wichtige Arbeitsgebiete? 

• Welches sind konkrete Erwartungen, die die Stadt Bonn an innovative Wohnprojekte hat? 

 

Erfahrungen 

Gesellschaftliche Relevanz von Neuen Wohnformen 

• Wie erleben Sie die Entwicklung von neuen Wohnformen? Im Allgemeinen und speziell in 

Bonn?  

• Wie ist das Interesse der Bevölkerung in Bonn an innovativen Wohnformen? 

• Was sind häufige Anliegen der Bürger an Sie? Welche Vorstellungen/Wünsche/Ideen bringen 

die Bürger ein? 

Motive für gemeinschaftliches Wohnen 

• Aus ihrer Erfahrung, welche Beweggründe stehen hinter der Entscheidung für 

gemeinschaftliches Wohnen?  

Demografischer Wandel 

• Können neue Wohnformen die Antwort liefern, wie wir in Zukunft wohnen? Weg vom Pflegeheim 

hin zu vielfältigen Projekten? 

• Können neue Wohnformen die Attraktivität einer Stadt fördern? 

Gemeinschaftliche Wohnprojekte als Impulsgeber für die Stadtentwicklung 

• Der gemeinschaftliche Aspekt steht bei neuen Wohnformen im Fokus. Entsteht aus ihrer 

Erfahrung heraus diese Gemeinschaft nur innerhalb der eigenen vier Wände oder wie gestaltet 

sich Nachbarschaft im Quartier mit andern Nachbarn außerhalb des Projektes? 
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• Können Sie ein Beispiel für ein konkretes Projekt nennen, das über das eigene Projekt hinaus 

ins Quartier wirkt? 

• Welche Auswirkungen auf die Stadtentwicklung können Sie anhand der bestehenden 

Wohnprojekte beobachten? 

• Würden Sie aus ihrer Erfahrung heraus sagen, dass Wohnprojekte in Bonn eine nachhaltige 

Stadtentwicklung voranbringen? In welchen Bereichen mehr in welchen weniger (ökologisch, 

sozial, wirtschaftlich)? 

• Werden in Bonn Grundstücke exklusiv an Baugemeinschaften vergeben? 

Ausblick 

• Wie beurteilen Sie die Entwicklung der Bedeutung neuer Wohnformen, zahlenmäßig und 

qualitativ, in den letzten Jahren in Bonn? 

•  Welche Reaktionen von Bürgern, Presse, Öffentlichkeit erhalten Sie? 

• Wie schätzen Sie die Zukunft der neuen Wohnformen in Bonn ein? Sind neue Projekte in 

Vorbereitung? Und wovon hängt die Entwicklung auch in Zukunft ab? 
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Interviewleitfaden Interview 2 

INTERVIEW VERTRETERIN WAHLVERWANDSCHAFTEN BONN E.V. WOHNGEMEINSCHAFT 

HEERSTRAßE 

INTERVIEWTERMIN AM 18.03.2017 UM 15 UHR, GEPLANTE DAUER CA. 30 MIN, WOHNANLAGE 

HEERSTRAßE 

 

Ziel des Interviews 

Einen Einblick in den Alltag eines gemeinschaftlichen Wohnprojektes bekommen. Die Motivation, für 

die Verwirklichung des Projektes ebenso wie Herausforderungen des Prozesses und des Wohnens 

erkennen. Erfahren, wie sich das Engagement im Haus und in der Nachbarschaft gestaltet und wie die 

Erfahrungen innerhalb des Vereins weitergegeben werden können. 

 

Einstieg: Gründung und Motivation 

• Wann hatten Sie die Idee die erste Hausgemeinschaft in der Heerstraße zu gründen? Welches 

waren und sind Gründe für Sie und andere Mitglieder der Gruppe das Projekt zu starten? 

• Wie hat sich Ihre Gruppe zusammengefunden?  

• Welche Rechtsform haben Sie für Ihr Projekt gewählt und weshalb? 

• Wie bewerten Sie den Standort Bonn als Ort, um ein gemeinschaftliches Wohnprojekt zu 

verwirklichen? 

Leben im Wohnprojekt und Herausforderungen 

• Wie hat sich der gemeinsame Planungsprozess auf die Gruppe ausgewirkt? 

• Ist Ihr Projekt generationenübergreifend? Wenn ja, welche Vorteile und Herausforderungen 

entstehen daraus? 

• Sie haben innerhalb der Hausgemeinschaft sowohl Wohnungen im Eigentum als auch zur Miete 

und geförderter Wohnraum. Welche Vorteile sehen Sie in dieser Mischform? 

• Wie sieht das Leben in einer Hausgemeinschaft der Wahlverwandschaften aus? 

Nachbarschaft und Engagement 

• Was sind typische nachbarschaftliche Unterstützungsmöglichkeiten die in Ihrer 

Hausgemeinschaft im Alltag umgesetzt werden? 

• Das Zusammenleben innerhalb des Hauses erfordert Wille zur Gemeinschaft und 

gegenseitigen Unterstützung, werden auch Nachbarn die räumlich außerhalb des Projekts 

leben, miteinbezogen?  

• Welche Potentiale für Engagement in der direkten Nachbarschaft und im Viertel sehen Sie hier? 

• Mit Ihrem Verein waren und sind Sie auch im Planungsprozess zur Nutzung der 

Ermekeilkaserene aktiv, können Sie darüber etwas erzählen? 

• Wie sehen sie die Zukunft Ihres Wohnprojektes? 

 

 

 

 

 

 

 



 

 

 X 

Eidesstattliche Erklärung 

Hiermit erkläre ich Eides Statt, dass ich die vorliegende Arbeit selbstständig und nur unter 

Zuhilfenahme der ausgewiesenen Hilfsmittel angefertigt habe. Sämtliche Stellen der Arbeit, 

die im Wortlaut oder dem Sinn nach anderen gedruckten oder im Internet verfügbaren Werken 

entnommen sind, habe ich durch genaue Quellenangaben kenntlich gemacht.  

 

 

 

Passau, 25.07.2017    _________________________________ 

      Unterschrift 

 

           Nadine Szemkus


